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Disclaimer

Das gegenständliche Produkt der Staatendokumentation des Bundesamtes für Fremdenwesen 

und Asyl wurde gemäß den vom Staatendokumentationsbeirat beschlossenen Standards und 

der Methodologie der Staatendokumentation erstellt.

Das Country of Origin Information - Content Management System (COI-CMS) ist eine Da­

tenbank mit COI-Inhalten, welche beruhend auf den Bedürfnissen in Verfahren des Asyl- und 

Fremdenwesens (BFA, BVwG etc.) mit Informationen aus vorhandenen, vertrauenswürdigen 

und vorrangig öffentlichen Quellen gemäß den Standards der Staatendokumentation befüllt wird. 

Das COI-CMS gibt eine einzelfallunabhängige Darstellung über die Lage betreffend relevanter 

Tatsachen in Herkunftsländern bzw. in EU-Mitgliedsstaaten. Der jeweilige Bedarfsträger kann 

aus dem COI-CMS Länder und Themen selektieren und so die für den spezifischen Bedarf 

relevante Länderinformation zusammenstellen.

Das COI-CMS dient den Bedarfsträgern der Instanzen des Asyl- und Fremdenwesens. Es gilt 

§ 5 BFA-G (BFA-Einrichtungsgesetz). Dieses Produkt ist als Arbeitsbehelf für österreichische 

Behörden und Gerichte entworfen worden. In diesem Sinne stehen Lesbarkeit, flexible Nutzbar­

keit und einfache Verwertbarkeit in Entscheidungen im Vordergrund. Grundsätzlich wird jede 

Information mit mindestens einer Quelle belegt; aus vorgenannten Gründen wird jedoch auf die 

Hervorhebung von Originalzitaten verzichtet – nicht zuletzt auch deshalb, weil sich daraus für 

die Entscheidungsfindung kein Mehrwert ergibt.

Das gegenständliche Produkt erhebt bezüglich der zur Verfügung gestellten Informationen kei­

nen Anspruch auf Vollständigkeit. Aus dem vorliegenden Produkt ergeben sich keine Schlussfol­

gerungen für die rechtliche Beurteilung eines konkreten Verfahrens. Das COI-CMS stellt keine 

allgemeine oder individuelle Entscheidungsvorgabe dar. Das vorliegende Dokument kann ins­

besondere auch nicht als politische Stellungnahme seitens der Staatendokumentation oder des 

Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl gewertet werden. Administrative Grenzen auf in die­

ser Veröffentlichung wiedergegebenen Karten sind nicht als offizielle Anerkennung von deren 

Gültigkeit zu werten.

Das vorliegende Produkt kann informelle Arbeitsübersetzungen von fremdsprachigen Quellen 

enthalten, die mittels maschineller Übersetzungsprogramme entstanden sind. Für eine vollstän­

dige Wiedergabe auch eventueller regionaler Nuancen wird ggf. eine professionelle Übersetzung 

empfohlen. Zudem muss darauf hingewiesen werden, dass Transliterationen oder Transkriptio­

nen von Eigennamen bei manchen Sprachen je nach Quelle variieren können.

 

Qualitäts- und Aktualisierungshinweis

Die einzelnen Kapitel werden gemäß vorhandenen Ressourcen möglichst aktuell gehalten. Eine 

Gesamtaktualisierung der Länderinformationen erfolgt alle 12 Monate. Bei bestimmten Ländern 

wird zusätzlich eine Teilaktualisierung durchgeführt, die in der Regel sechs Monate nach der 

Gesamtaktualisierung erfolgt. Sollte es in einem Land zu einer kurzfristigen und maßgeblichen 

Änderung der Lage kommen, können zusätzliche Aktualisierungen durchgeführt werden. Die 
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Aktualität der verwendeten Quellen wird seitens der Staatendokumentation überprüft. Folglich 

können auch verwendete Quellen älteren Datums als inhaltlich aktuell erachtet werden.

Automatische Übersetzungen

Bei der automatischen Übersetzung handelt es sich um eine maschinelle Übersetzung einer 

Länderinformation mittels einer Übersetzungssoftware in eine von der Nutzerin/dem Nutzer 

festgelegte Zielsprache. Diese Übersetzung wird, da vom Nutzer/der Nutzerin direkt generiert, 

weder im Hinblick auf Grammatik und Rechtschreibung noch auf Sinnerhaltung kontrolliert und 

soll lediglich dazu dienen, einen Eindruck über den Inhalt des Originaldokuments bzw. der ver­

wendeten Quellen zu erlangen. Die Staatendokumentation übernimmt keinerlei Gewähr für die 

Richtigkeit der maschinellen Übersetzung. Sollte das Produkt von der Nutzerin/dem Nutzer für 

eine weitere Verwendung herangezogen werden, insbesondere für eine behördliche Entschei­

dung, so wird dringend empfohlen, die Übersetzung durch einen professionellen Übersetzer/eine 

professionelle Übersetzerin kontrollieren bzw. durchführen zu lassen.

Qualitätsgesicherte automatische Übersetzungen

Bei den von der Staatendokumentation bereitgestellten qualitätsgesicherten automatischen 

Übersetzungen von Produkten (i. d. R. ins Englische) handelt es sich um informelle Arbeitszu­

sammenfassungen. Anders als bei den rein automatischen Übersetzungen (siehe oben) werden 

diese einer eigenen Überprüfung unterzogen.

Übersetzungen, welche nicht als „ automatische Übersetzungen“ ausgewiesen sind, wurden 

entweder von einer professionellen Übersetzerin/einem professionellen Übersetzer oder ei­

ner sprachkundigen Person qualitätsgesichert. Etwaige in der Übersetzung entstehende Un­

stimmigkeiten oder Differenzen sind nicht bindend und haben keine rechtliche Wirkung für 

Compliance- oder Durchsetzungszwecke. Sollten Fragen zur Richtigkeit der qualitätsgesicher­

ten Übersetzung entstehen, nehmen Sie bitte Kontakt mit der Staatendokumentation unter 

BFA-Staatendokumentation@bmi.gv.at auf. 

Veröffentlichungshinweis

Das Produkt wird im Sinne des § 4 IFG (Informationsfreiheitsgesetz) (proaktive Veröffentlichung) 

auf der Homepage der Staatendokumentation (https://www.staatendokumentation.at) – eine 

Kooperation mit ACCORD vom Roten Kreuz – öffentlich gemacht.
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1 Länderspezifische Anmerkungen
Letzte Änderung 2024-11-25 12:47

Marokko wird in Österreich laut Herkunftsstaaten-Verordnung (HStV) derzeit als sicherer Her­

kunftsstaat geführt. Vom länderkundlichen Standpunkt aus geben die jüngsten Aktualisierungen 

der Länderinformationen zu Marokko keinen Anlass zur Änderung der länderkundlichen Ein­

schätzung zur Eigenschaft als sicherer Herkunftsstaat im Sinne der HStV.

Zur aktuellen Anzahl der Krankheits- und Todesfälle in den einzelnen Ländern empfiehlt die 

Staatendokumentation bei Interesse/Bedarf folgende Websites der WHO: https://www.who.int/

emergencies/diseases/novel-coronavirus-2019/situation-reports

oder der Johns-Hopkins-Universität: https://gisanddata.maps.arcgis.com/apps/opsdashboard/i

ndex.html#/bda7594740fd40299423467b48e9ecf6

mit täglich aktualisierten Zahlen zu besuchen.

2 Politische Lage
Letzte Änderung 2025-12-01 14:35

Marokko ist eine islamisch legitimierte Monarchie mit konstitutionellen und demokratischen 

Elementen. Die zentralen politischen Vorrechte und die Führung des Landes liegen bei König 

Mohammed VI. (AA 23.12.2024; vgl. USDOS 23.4.2024). Die Verfassung und die informelle 

Praxis verleihen dem König einen überwältigenden Einfluss auf die politischen Angelegenheiten, 

einschließlich der Regierungsbildung. Nach den Verfassungsreformen von 2011 ist der König 

verpflichtet, den Premierminister aus der Partei zu ernennen, die bei den Parlamentswahlen 

die meisten Sitze erhält (ÖB Rabat 28.10.2025; vgl. FH 26.2.2025). Die Reformen behielten 

jedoch fast alle bestehenden Befugnisse des Königs bei. Der Monarch kann die Legislative 

auflösen, per Dekret regieren und Kabinettsmitglieder entlassen oder ernennen (FH 26.2.2025). 

Die Verfassung bezeichnet den König als Staatsoberhaupt, obersten Repräsentanten, Symbol 

der Einheit der Nation, Garant für den Fortbestand und die Kontinuität des Staates und obersten 

Schiedsrichter sowie als „ Befehlshaber der Gläubigen“, womit eine Spezifikation und Trennung 

seiner Funktionen vorgenommen wird (ÖB Rabat 28.10.2025).

Das Parlament wird explizit als eine der drei Staatsgewalten und nicht mehr lediglich als Staats­

organ bezeichnet. Die Vorrechte des Parlaments in Bezug auf die Gesetzgebung, die Kontrolle 

und die Bewertung der öffentlichen Politik wurden gestärkt. So verfügt das Parlament nun über 

das Recht, die Verfassung auch ohne Referendum zu ändern. Außerdem wurden Regeln zur Ar­

beitsweise der Parlamentarier eingeführt, wie das Verbot, nach der Wahl die Partei zu wechseln 

und Anwesenheitspflichten. Eine Verlagerung des politischen Diskurses in die Volksvertretung 

hinein ist erkennbar (ÖB Rabat 28.10.2025). Dennoch halten König Mohammed VI. und sein 

Palast die volle Dominanz durch eine Kombination aus beträchtlichen formalen Befugnissen, 

informellen Einflusslinien in Staat und Gesellschaft und Eigentum an wichtigen wirtschaftlichen 

Ressourcen. Viele bürgerliche Freiheiten sind in der Praxis eingeschränkt (FH 26.2.2025).
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Die Parlaments- und Kommunalwahlen 2021 markierten einen erdrutschartigen, aber nicht 

unerwarteten parlamentarischen Niedergang des politischen Islam – teils durch schlechte Per­

formance der konservativ-islamischen PJD (Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung) in der 

Regierung, aber auch durch eine erfolgreiche und innovative Kampagne des jetzigen Regie­

rungschefs Aziz Akhannouch. Seine liberal-konservative Koalition aus RNI-PAM-Istiqlal verfügt 

mit 270 von 395 Sitzen über eine 2/3-Mehrheit. Faktisch handelt es sich – mit Ausnahme der 

drei Parteiführer – um eine palastnahe Expertenregierung. Der Regierungskoalition steht nach 

dem Absturz der PJD keine substantiell starke Opposition im Parlament mehr gegenüber (AA 

23.12.2024).

Die nächsten Parlamentswahlen sollen im September 2026 abgehalten werden (TNAP 

24.10.2025; vgl. MWN 3.8.2025).

Die marokkanische Regierung hat umfassende Reformen für die kommenden Parlaments­

wahlen verabschiedet, die darauf abzielen, Korruption zu bekämpfen und das Vertrauen der 

Öffentlichkeit in das politische System zu stärken. Diese sollen Personen mit Vorstrafen von der 

Kandidatur ausschließen, eine Erhöhung der Strafen für Wahlbetrug vorsehen, die Unterstüt­

zung für Kandidaten unter 35 Jahren ausweiten, und gleichzeitig die Repräsentation von Frauen 

in den Regionalbezirken stärken. Diese Reformen sind eine Reaktion auf die politische Krise, in 

der seit 2021 zahlreiche Parlamentarier wegen Korruption angeklagt wurden. König Mohammed 

VI. betont die Bedeutung von fairen Wahlen und fordert eine angemessene Vorbereitung. Die 

neue Gesetzgebung befasst sich mit der Transparenz der Parteienfinanzierung und verlangt 

eine detaillierte Abrechnung. Politische Parteien haben Vorschläge zu Wahlkreisgrenzen, Wahl­

kampfkosten und Stimmenkauf eingereicht, während die oppositionelle Partei strengere Regeln 

für Korruptionsverdächtige fordert und sich gleichzeitig dafür einsetzt, dass Frauen ein Drittel 

der Parlamentssitze erhalten (TNAP 24.10.2025).

Die Judikative wird in der Verfassung 2011 als unabhängige Staatsgewalt gleichberechtigt neben 

Legislative und Exekutive gestellt. Das System der checks und balances als Ergänzung zur 

Gewaltenteilung ist dennoch vergleichsweise wenig ausgebildet. Es besteht eine Diskrepanz 

zwischen den Gesetzen, die häufig Grauzonen zulassen, und der gelebten sozialen Realität 

(ÖB Rabat 28.10.2025).

Im März 2015 wurde eine neue Einteilung des Staatsgebiets in 12 Regionen (inklusive Festle­

gungen der Präfekturen und Provinzen) vorgenommen, wobei die am wenigsten entwickelten 

Ortschaften in die wirtschaftlich stabileren Regionen integriert wurden (ÖB Rabat 28.10.2025). 

Auch der von Marokko kontrollierte Teil der Westsahara ist Bestandteil dieser Verwaltungsstruk­

turen (AA 23.12.2024).

Quellen

■ AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (23.12.2024): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in Marokko, https://www.ecoi.net/en/file/local/2122822/Deutschland. Auswärtiges Amt, Bericht 

über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Marokko, 23.12.2024.pdf, Zugriff 8.7.2025

■ FH - Freedom House (26.2.2025): Freedom in the World 2025 - Morocco, https://www.ecoi.net/de/

dokument/2129083.html, Zugriff 5.11.2025
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■ MWN - Marocco World News (3.8.2025): Morocco Begins Preparation for 2026 Legislative Elections, 

https://www.moroccoworldnews.com/2025/08/236024/morocco-begins-preparation-for-2026-legis

lative-elections, Zugriff 13.11.2025

■ ÖB Rabat - Österreichische Botschaft Rabat [Österreich] (28.10.2025): Asylländerbericht der Öster­

reichischen Botschaft zu Marokko

■ TNAP - The North Africa Post (24.10.2025): Morocco implements major electoral reforms ahead of 

2026 legislative elections, https://northafricapost.com/91823-morocco-implements-major-electoral

-reforms-ahead-of-2026-legislative-elections.html, Zugriff 13.11.2025

■ USDOS - United States Department of State [USA] (23.4.2024): 2023 Country Report on Human 

Rights Practices: Morocco, https://www.ecoi.net/de/dokument/2107779.html, Zugriff 13.5.2024

3 Sicherheitslage
Letzte Änderung 2025-12-02 15:00

Marokko kann grundsätzlich als stabiles Land betrachtet werden (EDA 11.7.2025; vgl. FD 

21.3.2025). Das französische Außenministerium rät bis auf einige Regionen zu normaler Auf­

merksamkeit im Land. In den Grenzregionen zu Algerien wird zu erhöhter Aufmerksamkeit gera­

ten (FD 21.3.2025). Die Grenze zu Algerien ist seit 1994 geschlossen (AA 6.8.2025; vgl. BMEIA 

8.7.2025). Für die Grenzregionen zu Mauretanien in der Westsahara besteht eine Reisewar­

nung (AA 6.8.2025; vgl. FD 21.3.2025, BMEIA 8.7.2025); zudem besteht eine Bedrohung durch 

Minen und nicht-detonierte Kampfmittel (AA 6.8.2025; vgl. BMEIA 8.7.2025). Die Grenzregion 

zu Mauretanien ist zum Großteil vermint. Der einzig offene Grenzübergang nach Mauretanien 

Guerguarat/ Nouadhibou (Grenzposten PK 55) führt über eine Sandpiste durch vermintes Gebiet. 

Die Durchfahrt des Bereichs zwischen den beiden Grenzposten wird immer wieder durch we­

gelagernde Personen erschwert (Anhaltungen, Geldforderungen). Weder die marokkanischen 

noch mauretanischen Behörden verfügen dort über Exekutivrechte (BMEIA 8.7.2025).

Im Rif-Gebirge können Spannungen und Demonstrationen nicht ausgeschlossen werden. Es 

kann zu Übergriffen durch Kriminelle kommen, die in die lokale Drogenproduktion und den 

Drogenhandel involviert sind (EDA 11.7.2025; vgl. AA 6.8.2025).

Marokko kann als sicheres Land angesehen werden, nicht nur in Bezug auf Terrorismus. Ausnah­

me bildet nur die Westsahara. [Anm.: Dort kommt es immer wieder zu Zusammenstößen zwi­

schen marokkanischen Truppen und der POLISARIO (Frente Popular para la Liberación de 

Saguía el Hamra y Río de Oro - Volksfront zur Befreiung von Saguía el Hamra und Río de Oro)]. 

Der letzte größere Terroranschlag fand im Jahr 2011 statt. 2018 gab es bei Morden mit mutmaß­

lich terroristischem Hintergrund zwei und im Jänner 2022 ein weiteres Todesopfer und einen 

Verletzten. Im Jahr 2023 gab es nur einen einzigen terroristischen Vorfall, die Tötung eines Poli­

zeibeamten. 2024 gab es keine terroristischen Vorfälle. Die Bedrohung durch den Extremismus 

ist jedenfalls gegeben; es ist vor allem der Effektivität der Exekutive im Bereich der Terroris­

musbekämpfung zu verdanken, dass terroristische Gruppen kaum aktiv werden können. Die 

Behörden, hier vor allem das Bureau Central d‘Investigation Judiciaire (BCIJ), sind beim Erken­

nen und Verhindern potenzieller terroristischer Bedrohungen durch rechtzeitiges Ausheben von 

Terrorzellen effektiv. Es kommt zu zahlreichen Verhaftungen von Terrorverdächtigen. Gemäß 

Global Terrorism Index wurde die terroristische Bedrohung in Marokko in den Jahren 2019-2022 
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schon als sehr niedrig eingeschätzt, in den Jahren 2023 und 2024 schließlich als quasi nicht 

vorhanden (STDOK 5.6.2025 [Terrorismus Nordafrika - Fazit Marokko]).

Streiks und Demonstrationen, vor allem in den Großstädten, sind jederzeit möglich. Vereinzelte 

gewalttätige Auseinandersetzungen können dabei nicht ausgeschlossen werden. In den be­

troffenen Gebieten kann es zu Straßenblockaden kommen (EDA 11.7.2025; vgl. AA 6.8.2025). 

Proteste entzünden sich meist an wirtschaftlichen und sozialen Missständen (AA 6.8.2025).

Das französische Außenministerium ruft im Süden an der Grenze zu Algerien zu verstärkter 

Wachsamkeit auf, wie auch beim Durchqueren der Westsahara. Bestimmte Gebiete sind im­

mer noch vermint (FD 21.3.2025). Von Reisen in das Gebiet der Westsahara wird dringend 

abgeraten (AA 6.8.2025; vgl. EDA 11.7.2025). Das völkerrechtlich umstrittene Gebiet der West­

sahara erstreckt sich südlich der marokkanischen Stadt Tarfaya bis zur mauretanischen Grenze. 

Es wird sowohl von Marokko als auch von der Unabhängigkeitsbewegung Frente Polisario 

beansprucht. Die United Nations Mission for the Referendum in Western Sahara MINURSO 

überwacht den Waffenstillstand zwischen den beiden Parteien. Auf beiden Seiten der Demar­

kationslinie (Sandwall) sind diverse Minenfelder vorhanden. Die Lage in der Westsahara ist 

gespannt. In El Guerguerat an der Grenze zu Mauretanien und entlang der Demarkationslinie 

ist es wiederholt zu Scharmützeln zwischen marokkanischen Truppen und Einheiten der Frente 

Polisario gekommen, die manchmal zivile Opfer fordern. Mit weiteren Ereignissen dieser Art 

muss gerechnet werden (EDA 11.7.2025).

Am 3.9.2025 wurde in der Provinz Al Haouz ein Erdbeben der Stärke 4,6 registriert. Das Epizen­

trum wurde in der Gemeinde Aghbar, unweit von Marrakesch gemeldet. Bislang wurden keine 

größeren Schäden oder Opfer bestätigt (Maghrebi.org 3.9.2025).

Quellen

■ AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (6.8.2025): Marokko: Reise- und Sicherheitshinweise, https:

//www.auswaertiges-amt.de/de/reiseundsicherheit/marokkosicherheit-224080, Zugriff 1.9.2025

■ BMEIA - Bundesministerium für Europäische und Internationale Angelegenheiten [Österreich] 

(8.7.2025): Reiseinformation Marokko, https://www.bmeia.gv.at/reise-services/reiseinformation/lan

d/marokko, Zugriff 1.9.2025

■ EDA - Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten [Schweiz] (11.7.2025): Rei­

sehinweise für Marokko, https://www.eda.admin.ch/eda/de/home/vertretungen-und-reisehinweise

/marokko/reisehinweise-fuermarokko.html#eda46c907, Zugriff 1.9.2025

■ FD - Frankreich Diplomatie - Ministère de l’Europe et des Affaires étrangères [Frankreich] (21.3.2025): 

France Diplomatie - Ministère de l’Europe et des Affaires étrangères - Maroc, https://www.diplomatie

.gouv.fr/fr/conseils-aux-voyageurs/conseils-par-pays-destination/maroc/#securite, Zugriff 1.9.2025

■ Maghrebi.org - Maghrebi.org (3.9.2025): Marokko – Neues Erdbeben erschüttert die Provinz Al 

Haouz, https://maghreb-post.de/marokko-neues-erdbeben-erschuettert-die-provinz-al-haouz/?ut

m_source=webpushr&utm_medium=push&utm_campaign=47469, Zugriff 4.9.2025

■ STDOK - Staatendokumentation des Bundesamts für Fremdenwesen und Asyl [Österreich] 

(5.6.2025): Terrorismus Nordafrika - 2, https://coi-cms.staatendokumentation.at/at.gv.bfa.coi

cms-p/services/collection/118-2.pdf, Zugriff 5.6.2025 [Login erforderlich]

3.1 Westsahara
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Letzte Änderung 2025-12-01 14:52

Die Westsahara war bis weit ins 20. Jahrhundert eine spanische Kolonie (DW 5.6.2025), wur­

de danach von Marokko annektiert (DlF 1.11.2025; vgl.Standard 1.11.2025), und ist seitdem 

Schauplatz des längsten Territorialkonflikts in Afrika (Africa News 2.11.2025). Bereits zuvor hatte 

Marokko den nördlichen Teil der Westsahara eingenommen, kurz darauf dann auch den südli­

chen (DW 5.6.2025). 1973 wurde die Frente Polisario gegründet, die von Algeriern unterstützt 

wird und einen unabhängigen Staat für das sahrauische Volk in der Westsahara anstrebt (DW 

5.6.2025; vgl. Orient XXI 29.10.2024). 1976 rief sie die international nur von wenigen Ländern 

anerkannte „Arabische Saharauische Demokratische Republik“ (DARS) aus. Folgend began­

nen bewaffnete Auseinandersetzungen mit Marokkos Armee. Die faktische Herrschaft Marokkos 

über die Westsahara wurde völkerrechtlich bisher nicht anerkannt (DW 5.6.2025).

1991 schlossen die beiden Konfliktparteien unter Schirmherrschaft der UNO einen Waffen­

stillstand. Ein Referendum sollte über Unabhängigkeit oder Verbleib bei Marokko entscheiden. 

Diese Abstimmung fand nie statt (taz 2.11.2025). Angesichts der festgefahrenen Verhandlun­

gen unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen schlug Marokko 2007 eine umfassende 

Autonomieinitiative der Westsahara unter marokkanischer Souveränität vor (MWN 2.11.2025; 

vgl. DW 5.6.2025). Die Anerkennung der marokkanischen Souveränität über die Westsahara 

durch die USA im Jahr 2020 löste die festgefahrene Situation (Orient XXI 5.11.2025).

Am 31.10.2025 verabschiedete der UN-Sicherheitsrat die Resolution 2797 (KAS 4.11.2025), die 

den von Rabat vorgeschlagenen Autonomieplan als die machbarste Lösung für die Westsahara 

als neuen Rahmen zur Beilegung des seit 1975 andauernden Konflikts anerkennt (Orient XXI 

5.11.2025). Die UN-Resolution forderte die Parteien auf, Verhandlungen auf der Grundlage des 

Autonomieplans von Rabat aufzunehmen, der auch von den meisten Staaten der Europäischen 

Union und einer wachsenden Zahl afrikanischer Länder unterstützt wird (Africa News 2.11.2025). 

Russland, China und Pakistan enthielten sich, während Algerien nicht an der Abstimmung teil­

nahm (DlF 1.11.2025).

Die von der US-Regierung vorangetriebene Resolution sieht die Einrichtung einer lokalen Le­

gislativ-, Exekutiv- und Justizbehörde für die Westsahara vor, die von den Einwohnern gewählt 

wird. Die Regierung in Rabat soll die Zuständigkeit für Verteidigung, auswärtige Angelegenheiten 

und religiöse Fragen erhalten. Die Polisario möchte stattdessen nach wie vor ein Referendum 

abhalten, bei dem die Unabhängigkeit eine Option darstellt (Standard 1.11.2025; vgl. Zeit Online 

1.11.2025).

Marokkos König Mohammed VI. sprach von einer guten Lösung, durch die alle Parteien das Ge­

sicht wahren könnten. Dagegen kritisierte der algerische UNO-Botschafter, dass die Vorschläge 

der Polisario ignoriert wurden (DlF 1.11.2025). Ein Vertreter der Polisario erklärte, die Resoluti­

on bedeutet keine Anerkennung der marokkanischen Souveränität. Die Führung wird den Text 

bewerten und zu gegebener Zeit eine offizielle Position veröffentlichen (Standard 1.11.2025). 

In der nun verabschiedeten Resolution rufen UN-Generalsekretär António Guterres und der 

UN-Gesandte für den Westsaharakonflikt, Staffan de Mistura, dazu auf, auf Grundlage des ma­

rokkanischen Plans Verhandlungen zu führen, um eine für alle Seiten akzeptable Einigung zu 
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erzielen (Zeit Online 1.11.2025). Außerdem wurde die seit 1991 laufende UN-Friedensmission 

MINURSO (Mission der Vereinten Nationen für das Referendum in Westsahara) um ein weiteres 

Jahr bis Oktober 2026 verlängert, wie es seit mehr als drei Jahrzehnten üblich ist (Zeit Online 

1.11.2025; vgl. Africa News 2.11.2025, KAS 4.11.2025).

Zuletzt wurden Marokkos Ansprüche international zunehmend unterstützt [siehe hierzu Version 

9 der Länderinformationen Marokko, 25.11.2024], und US-Präsident Donald Trump hatte im 

Juli 2025 die Souveränität Marokkos über das Gebiet bekräftigt (Standard 1.11.2025; vgl. KAS 

4.11.2025). Am 1.6.2025 befürworteten Marokko und das Vereinigte Königreich ihre strategische 

Zusammenarbeit in einer gemeinsamen Erklärung, die die Unterstützung Londons für Marokkos 

Autonomieplan zur Lösung des Westsahara-Konflikts hervorhebt. Dies stellte einen weiteren di­

plomatischen Schritt zugunsten Marokkos dar und wurde als Teil einer strategischen Neuausrich­

tung für Stabilität und Investitionssicherheit in der Region angesehen (Maghrebi.org 1.6.2025; 

vgl. KAS 4.11.2025). Aus Algier gab es lediglich eine verbale Missbilligung (DW 5.6.2025). Auch 

Kenia revidierte seine offizielle Position in der Westsahara-Frage. Die kenianische Regierung 

stellte klar, dass sie den marokkanischen Autonomieplan als den einzig nachhaltigen Ansatz zur 

Lösung der Westsahara-Frage betrachtet. Die Neupositionierung reiht Kenia in eine wachsende 

Liste internationaler Unterstützer des marokkanischen Autonomieplans für die sogenannten 

Südlichen Provinzen des Königreiches ein und stellt eine signifikante Veränderung für die Po­

lisario und Algerien dar (Maghrebi.org 26.5.2025). Zudem haben inzwischen über 30 Staaten 

– vor allem aus Afrika und der arabischen Welt – diplomatische Vertretungen (Konsulate) in 

den von Marokko kontrollierten Gebieten der Westsahara eröffnet, was als stillschweigende 

Anerkennung von Marokkos Souveränität interpretiert wird (KAS 4.11.2025).

Die Westsahara ist auch aufgrund ihrer Bodenschätze ein begehrtes Gebiet. Ihre Phosphat-

Vorkommen gelten als die größten weltweit. Vor dem Waffenstillstand von 1991 hatte Marokko 

mit dem Bau einer Schutzmauer begonnen. Durch sie liegen die rohstoffreichen Regionen nun 

auf dem Gebiet des Königreichs (DW 5.6.2025).

Quellen

■ Africa News - Africa News (2.11.2025): Moroccan king welcomes UN support for its Western Sahara 

autonomy plan, https://www.africanews.com/2025/11/02/moroccan-king-welcomes-un-support-for-i

ts-western-sahara-autonomy-plan, Zugriff 5.11.2025

■ DlF - Deutschlandfunk (1.11.2025): UNO-Sicherheitsrat - Westsahara soll Teil Marokkos werden, 

https://www.deutschlandfunk.de/westsahara-soll-teil-marokkos-werden-102.html, Zugriff 5.11.2025

■ DW - Deutsche Welle (5.6.2025): Weitere Staärkung Marokkos im Konflikt um die Westsahara, 

https://www.dw.com/de/weitere-stärkung-marokkos-im-konflikt-um-die-westsahara/a-72786248, 

Zugriff 15.9.2025

■ KAS - Konrad-Adenauer-Stiftung (4.11.2025): UN-Resolution 2797, https://www.kas.de/de/laenderb

erichte/detail/-/content/un-resolution-2797, Zugriff 6.11.2025

■ Maghrebi.org - Maghrebi.org (1.6.2025): Marokko – Großbritannien unterstuützt Autonomieplan fuür 

Westsahara als beste Loösung fuür den Konflikt, https://maghreb-post.de/marokko-grossbritan

nien-unterstuetzt-autonomieplan-fuer-westsahara-als-beste-loesung-fuer-den-konflikt, Zugriff 

15.9.2025

■ Maghrebi.org - Maghrebi.org (26.5.2025): Marokko - Kenia vollzieht diplomatische Neuausrichtung 

in der Westsahara-Frage, https://maghreb-post.de/marokko-kenia-vollzieht-diplomatische-neuausr

ichtung-in-der-westsahara-frage, Zugriff 15.9.2025
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■ MWN - Marocco World News (2.11.2025): The Sahara’s Globally Recognized Moroccan Identity: 

Between Historical, Diplomatic, and Geopolitical Legitimacy, https://www.moroccoworldnews.com/2

025/11/266314/the-globally-recognized-moroccan-identity-of-the-sahara-between-historical-diplo

matic-and-geopolitical-legitimacy, Zugriff 5.11.2025

■ Orient XXI - Orient XXI (5.11.2025): Au Sahara occidental, la pax americana consacre la victoire du 

Maroc, https://orientxxi.info/magazine/au-sahara-occidental-la-pax-americana-consacre-la-victoir

e-du-maroc,8640, Zugriff 6.11.2025

■ Orient XXI - Orient XXI (29.10.2024): Pourquoi le conflit du Sahara occidental perdure ?, https:

//orientxxi.info/va-comprendre/pourquoi-le-conflit-du-sahara-occidental-perdure,7730, Zugriff 

5.11.2024

■ Standard - Standard, Der (1.11.2025): Laut UN-Sicherheitsrat soll Westsahara ein Teil Marokkos 

werden, https://www.derstandard.at/story/3000000294564/laut-un-sicherheitsrat-soll-westsahara-e

in-teil-marokkos-werden, Zugriff 5.11.2025

■ taz - Tageszeitung, Die (2.11.2025): Westsahara: Geraubtes Land mit UN-Segen, https://taz.de/W

estsahara/!6122811, Zugriff 5.11.2025

■ Zeit Online - Zeit Online (1.11.2025): Nordafrika: Westsahara soll autonome Region im Staat Marokko 

werden, https://www.zeit.de/politik/ausland/2025-10/westsahara-marokko-un-sicherheitsrat-resolut

ion-autonomie, Zugriff 5.11.2025

4 Rechtsschutz / Justizwesen
Letzte Änderung 2025-12-01 15:09

Die Verfassung von 2011 etabliert die Unabhängigkeit der Justiz, sieht sich aber durch rechtliche 

und praktische Hindernisse beeinträchtigt (ÖB Rabat 28.10.2025). In der Praxis unterliegt die 

Justiz jedoch weiterhin dem Einfluss der Exekutive und ist an die Interessen der Monarchie 

gebunden (BS 19.3.2024; vgl. FH 25.4.2024), u. a. durch die Ausweitung der Zuständigkeit 

der Militärgerichte auf Zivilisten (ÖB Rabat 28.10.2025). Zudem wird diese Unabhängigkeit 

durch Korruption (USDOS 23.4.2024; vgl. AA 23.12.2024, FH 25.4.2024) und außergericht­

liche Einflüsse unterlaufen (USDOS 23.4.2024; vgl. FH 25.4.2024). Das Gerichtssystem ist 

nicht unabhängig vom Monarchen, der dem Obersten Justizrat vorsitzt (FH 25.4.2024; vgl. BS 

19.3.2024). Marokko bekennt sich zu rechtsstaatlichen Grundsätzen, allerdings weist das Jus­

tizsystem Schwächen (mangelnde Unabhängigkeit der Richter, ausstehende Modernisierung 

der Justizverwaltung, bedenkliche Korruptionsanfälligkeit) auf. Die Einhaltung rechtsstaatlicher 

Grundsätze wird von staatlichen und nicht staatlichen Einrichtungen überwacht bzw. kritisch 

beobachtet (AA 23.12.2024).

Wichtige Gesetzesnovellen im Jahr 2025 betrafen vor allem das Streikrecht, die Gerichtsorga­

nisation mit dem Ziel einer weiteren Verbesserung der Effizienz und die Strafprozessordnung, 

insbesondere Stärkung der Garantien für ein faires Verfahren; Polizeigewahrsam als Ausnah­

me; Verbesserungen beim Recht auf Verteidigung (Zugang zu Verteidigern in allen Phasen des 

Strafverfahrens), vermehrter Einsatz von IT; verbesserter Schutz von Opferrechten und Rechten 

von Minderjährigen; Vereinfachung des Rechtsmittelverfahrens (ÖB Rabat 28.10.2025).

Durch die Zusammenarbeit mit internationalen Partnerorganisationen (EU, Europarat, EU-Mit­

gliedstaaten) soll die Justiz effizienter, unabhängiger und weniger korruptionsanfällig gemacht 

werden. Noch liegt sie allerdings in ihrer Unabhängigkeit und Bindung an Recht und Gesetz 

hinter den in der Verfassung normierten Ansprüchen (Art. 107ff.) zurück. Mit dem in der Ver­

fassung vorgesehenen und im April 2017 eingesetzten Conseil supérieur du pouvoir judiciaire 
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(Oberster Rat der Rechtssprechenden Gewalt - Oberster Justizrat) wurden Richter- und Staats­

anwaltschaft aus dem Verantwortungsbereich des Justizministeriums herausgelöst und sind 

damit formal von der Politik unabhängig. Mit Verabschiedung des Gesetzes zur Neuordnung 

des Justizwesens (Loi 38-15 Organisation Judiciare) 2021 ist die Befugnis zur Ernennung von 

Richterinnen und Richtern vom Justizministerium auf ein neu geschaffenes Gerichtsamt mit 

angeschlossener Generalversammlung übergegangen (AA 23.12.2024).

Seit Jänner 2023 ist das neue Gesetz Nr. 38.15 über die Gerichtsorganisation in Kraft. Wichti­

ge Neuerungen sind die Verkündung von Urteilen zu Terminen, die den Parteien bekannt sein 

müssen, die Implementierung von Schlichtungs- und Vermittlungsverfahren zur Beilegung von 

Streitigkeiten, die Regelung zu abweichenden Meinungen einzelner Richterinnen und Richter, 

die neue Rolle von „ Sozialhilfebüros“ oder auch die Bezeichnung der Gerichte. Zu den Auf­

gaben der „ Sozialhilfebüros“ gehören die juristische Orientierung und Begleitung bestimmter 

hilfsbedürftiger Gruppen, die Durchführung von sozialen Untersuchungen, die Vermittlung und 

Schlichtung von Fällen, Inspektionsbesuche in Haftanstalten, die Überwachung und Vollstre­

ckung von Sanktionen und gerichtlichen Maßnahmen sowie die Betreuung von Opfern von 

Verbrechen, insbesondere von Frauen (ÖB Rabat 28.10.2025).

Formal besteht Gleichheit vor dem Gesetz. Das extreme Gefälle in Bildung und Einkommen, 

die materielle Unterentwicklung ländlicher Gebiete und der allgegenwärtige gesellschaftliche 

Klientelismus behindern allerdings die Umsetzung des Gleichheitsgrundsatzes (AA 23.12.2024). 

Gesetzlich gilt die Unschuldsvermutung. Der Rechtsweg ist formal sichergestellt. Angeklagte 

haben das Recht auf ein faires Gerichtsverfahren, auf rechtzeitigen Zugang zu ihrem Anwalt und 

das Recht, Berufung einzulegen. Das marokkanische Recht sieht Pflichtverteidiger für mittellose 

Angeklagte vor. Der Zugang zu juristischem Beistand ist in der Praxis noch immer unzuläng­

lich. NGOs kritisieren, dass die Beschuldigten zu Geständnissen gedrängt werden (USDOS 

23.4.2024; vgl. AA 23.12.2024). Das Strafprozessrecht erlaubt der Polizei, einen Verdächtigen 

bis zu 48 Stunden in Gewahrsam (garde à vue) zu nehmen. Der Staatsanwalt kann diese Frist 

zweimal verlängern. Der Entwurf für ein neues Strafprozessgesetz sieht verbesserten Zugang 

zu Anwälten bereits im Gewahrsam vor. Das Gesetz wurde noch nicht verabschiedet und wird 

in Politik und Zivilgesellschaft weiterhin kontrovers diskutiert (AA 23.12.2024).

Berichten zufolge werden Untersuchungshäftlinge in der Praxis länger als ein Jahr festgehalten 

(BS 19.3.2024), und das Gesetz enthält keine Bestimmungen, die es Untersuchungshäftlingen 

erlauben, ihre Inhaftierung vor Gericht anzufechten. Einige Verdächtige, insbesondere diejeni­

gen, die des Terrorismus beschuldigt werden, werden tage- oder wochenlang in geheimer Haft 

gehalten, bevor eine formelle Anklage erhoben wird (FH 25.4.2024). Zudem wird Angeklagten 

nach ihrer Verhaftung der sofortige Zugang zu Anwälten verwehrt, und Verteidiger stoßen beim 

Zugang bei der Vorlage von Prozessbeweisen auf Hindernisse. Nach der Strafprozessordnung 

hat ein Angeklagter das Recht, nach 24 Stunden Polizeigewahrsam einen Anwalt zu kontaktie­

ren, was auf 36 Stunden verlängert werden kann (USDOS 23.4.2024). NGOs kritisieren, dass 

Beschuldigte zu Geständnissen gedrängt werden (AA 23.12.2024).
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Im Bereich der Strafzumessung wird häufig kritisiert, dass bestehende Möglichkeiten zur Ver­

meidung von Haft bei minder schweren Delikten (z. B. Geldstrafen, Sozialstunden) nicht genutzt 

und Beschuldigte zu Geständnissen gedrängt werden. König Mohammed VI. ordnet zu religiö­

sen und staatlichen Anlässen regelmäßig Amnestien und den Erlass von Reststrafen an. 2024 

wurden bisher zum Thronjubiläum 2.476 angeklagte Personen und 708 Häftlinge zum Tag der 

Jugend begnadigt. Zudem wurden fast 5.000 Cannabis-Bauern begnadigt, die sich fortan am 

inzwischen teilweise legalen Anbau von Cannabis beteiligen dürfen (AA 23.12.2024).

Marokko hat kürzlich mit der Verabschiedung umfassender Reformen des Strafprozessrechts 

einen wichtigen Schritt zur Überarbeitung seines Justizsystems unternommen, unter anderem 

indem es nicht-freiheitsentziehende Strafen für bestimmte Delikte eingeführt hat, mit dem Ziel, 

die Überbelegung der Gefängnisse zu verringern und gleichzeitig die Rehabilitation und soziale 

Wiedereingliederung von Inhaftierten zu fördern (AL 16.9.2025).

Quellen

■ AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (23.12.2024): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in Marokko, https://www.ecoi.net/en/file/local/2122822/Deutschland. Auswärtiges Amt, Bericht 

über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Marokko, 23.12.2024.pdf, Zugriff 8.7.2025

■ AL - Africa Legal (16.9.2025): Africa Legal - Historic milestone as Morocco publishes major criminal 

procedure reforms to strengthen rule of law, https://www.africa-legal.com/news/historic-milestone-a

s-morocco-publishes-major-criminal-procedure-reforms-to-strengthen-rule-of-law/123151, Zugriff 

10.11.2025

■ BS - Bertelsmann Stiftung (19.3.2024): BTI 2024 Country Report Morocco, https://www.ecoi.net/de/

dokument/2105931.html, Zugriff 31.5.2024

■ FH - Freedom House (25.4.2024): Freedom in the World 2024 - Morocco, https://www.ecoi.net/en/

document/2108054.html, Zugriff 31.5.2024

■ ÖB Rabat - Österreichische Botschaft Rabat [Österreich] (28.10.2025): Asylländerbericht der Öster­

reichischen Botschaft zu Marokko

■ USDOS - United States Department of State [USA] (23.4.2024): 2023 Country Report on Human 

Rights Practices: Morocco, https://www.ecoi.net/de/dokument/2107779.html, Zugriff 13.5.2024

5 Sicherheitsbehörden
Letzte Änderung 2025-12-02 15:05

Der Sicherheitsapparat verfügt über einige Polizei- und paramilitärische Organisationen, deren 

Zuständigkeitsbereiche sich teilweise überlappen. Die DGSN „ Direction Générale de la Sûreté 

Nationale“ (Nationalpolizei) ist für die Umsetzung der Gesetze zuständig und untersteht dem 

Innenministerium (CIA 27.6.2025). Die Forces Auxiliaires sind eine paramilitärische Formation 

unter Führung des Innenministeriums (ÖB Rabat 28.10.2025), sie unterstützen die Gendarmerie 

und die Nationalpolizei. Die Gendarmerie Royale ist zuständig für die Sicherheit in ländlichen 

Gegenden und patrouilliert auf Nationalstraßen. Sie untersteht dem Verteidigungsministerium 

(CIA 27.6.2025; AA 23.12.2024), aber auch in Teilen dem Innenministerium (AA 23.12.2024). 

Es gibt zwei Nachrichtendienste: den Auslandsdienst DGED (Direction Générale des Etudes 

et de Documentation) und den Inlandsdienst DGST (Direction Générale de la Surveillance du 

Territoire). 2015 kam es mit der Gründung des Bureau central d’investigation judiciaire (BCIJ), 

zu einer Stärkung der Schlagkraft des Polizeiapparats. Das BCIJ wurde zu einer auf Terroris­

9

https://www.ecoi.net/en/file/local/2122822/Deutschland.%20Ausw%C3%A4rtiges%20Amt,%20Bericht%20%C3%BCber%20die%20asyl-%20und%20abschiebungsrelevante%20Lage%20in%20Marokko,%2023.12.2024.pdf
https://www.ecoi.net/en/file/local/2122822/Deutschland.%20Ausw%C3%A4rtiges%20Amt,%20Bericht%20%C3%BCber%20die%20asyl-%20und%20abschiebungsrelevante%20Lage%20in%20Marokko,%2023.12.2024.pdf
https://www.africa-legal.com/news/historic-milestone-as-morocco-publishes-major-criminal-procedure-reforms-to-strengthen-rule-of-law/123151
https://www.africa-legal.com/news/historic-milestone-as-morocco-publishes-major-criminal-procedure-reforms-to-strengthen-rule-of-law/123151
https://www.ecoi.net/de/dokument/2105931.html
https://www.ecoi.net/de/dokument/2105931.html
https://www.ecoi.net/en/document/2108054.html
https://www.ecoi.net/en/document/2108054.html
https://www.ecoi.net/de/dokument/2107779.html


musbekämpfung und andere schwerer Delikte spezialisierte Organisationseinheit der Polizei 

aufgestellt, die besser ausgebildet und besser ausgerüstet ist. Anders als die Kriminalpolizei un­

tersteht das BCIJ dem Inlandsgeheimdienst DGST (AA 23.12.2024; vgl. ÖB Rabat 28.10.2025). 

Zeitgleich wurde der Leiter des Inlandsgeheimdienstes Abdellatif Hammouchi in Personaluni­

on an die Spitze der DGSN – Direction Générale de la Sûreté Nationale berufen. Typisch für 

das marokkanische politische System ist, dass die Weisungskette der Polizeidienste an der 

Regierung vorbei unmittelbar zur Staatsspitze führt (ÖB Rabat 28.10.2025).

Es kommt mitunter zu Gewaltanwendungen durch die Sicherheitskräfte, aber die Ermittlungen 

gegen Polizei und Sicherheitskräfte sind nicht transparent und es kommt häufig zu langen 

Verzögerungen und verfahrenstechnischen Hindernissen, die zur Straffreiheit beitragen. Die 

Regierung verlangt von neuen Polizeibeamten eine von zivilgesellschaftlichen Gruppen geleitete 

Sicherheits- und Menschenrechtsschulung (USDOS 23.4.2024).

Quellen

■ AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (23.12.2024): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in Marokko, https://www.ecoi.net/en/file/local/2122822/Deutschland. Auswärtiges Amt, Bericht 

über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Marokko, 23.12.2024.pdf, Zugriff 8.7.2025

■ CIA - Central Intelligence Agency [USA] (27.6.2025): Marokko - The World Factbook, https://www.ci

a.gov/the-world-factbook/countries/morocco/#military-and-security, Zugriff 9.7.2025

■ ÖB Rabat - Österreichische Botschaft Rabat [Österreich] (28.10.2025): Asylländerbericht der Öster­

reichischen Botschaft zu Marokko

■ USDOS - United States Department of State [USA] (23.4.2024): 2023 Country Report on Human 

Rights Practices: Morocco, https://www.ecoi.net/de/dokument/2107779.html, Zugriff 13.5.2024

6 Folter und unmenschliche Behandlung
Letzte Änderung 2025-12-02 14:29

Die Verfassung (Art. 22) und das Gesetz verbieten Folter und grausame, unmenschliche 

oder erniedrigende Behandlung oder Bestrafung (BS 19.3.2024; vgl. USDOS 14.8.2025, AA 

23.12.2024). Marokko ist Vertragsstaat der Anti-Folter-Konvention der Vereinten Nationen und 

hat auch das Zusatzprotokoll unterzeichnet (AA 23.12.2024). Es gibt nach wie vor glaubwürdige 

Berichte von übermäßiger Gewaltanwendung durch die Polizei und von Folter im Gewahrsam 

(FH 25.4.2024; vgl. USDOS 14.8.2025), dennoch ist eine systematische Anwendung von Folter 

und anderen erniedrigenden Behandlungsweisen nicht anzunehmen, auch wenn sie punktuell 

praktiziert werden (ÖB Rabat 28.10.2025). Ferner kommt es auch zu Anwendung exzessiver 

Gewalt durch die Behörden, wenn diese genehmigte wie auch nicht genehmigte Proteste auflö­

sen (HRW 17.1.2025; vgl. USDOS 23.4.2024,BS 19.3.2024). 2024 kam es zur Anwendung von 

Gewalt durch die Sicherheitskräfte gegen eine Demonstration von Behindertenrechtsgruppen 

vor dem Parlament im Mai und gegen Proteste von Beschäftigten im Gesundheitswesen im 

Juli (HRW 17.1.2025). Gemäß Amnesty International misshandelten und folterten die Behörden 

einige Personen, die als Kritiker wahrgenommen wurden (AI 24.4.2024). NGOs berichten über 

die Anwendung solcher Methoden um Geständnisse zu erzwingen (BS 19.3.2024). Eine 2019 

verurteilte Gruppe von 40 Hirak-Demonstranten blieb 2024 weiterhin in Haft, obwohl glaubwür­

dige Vorwürfe vorlagen, dass die Geständnisse unter Folter erzwungen worden waren (HRW 
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17.1.2025). Ein Einsatz von systematischer, staatlich angeordneter Folter wird auch von NGOs 

nicht bestätigt, Fehlverhalten einzelner Personen und mangelnde Ahndung in Fällen von nicht 

gesetzeskonformer Gewaltanwendung gegenüber Inhaftierten durch Sicherheitskräfte werden 

indes sehr wohl – dies auch regelmäßig in den Medien – thematisiert (AA 23.12.2024).

Im April 2023 hielten Polizeibeamte willkürlich einen Sahraoui in Laayoune fest, nachdem dieser 

sich als stolzer Sahraoui und Befürworter für die Selbstbestimmung seines Volkes äuserte und in 

einem Video eines spanischen Touristen zu sehen war. Die Beamten bedrohten, folterten und 

misshandelten ihn (AI 24.4.2024). Laut dem UN-Generalsekretär erhält das Amt des Hohen 

Kommissar für Menschenrechte (OHCHR) weiterhin Anschuldigungen in Bezug auf Menschen­

rechtsverletzungen, darunter Einschüchterung, Überwachung und Dskriminierung von Sahrauis, 

insbesondere jene die sich für Selbstbestimmung einsetzen. Weiters kritisierte der UN-Gene­

ralsekretär in seinem Bericht, dass Marokko dem Amt seit 2015 keinen Zugang zur Westsahara 

gewährt (HRW 17.1.2025).

Im Zuge des Besuches des Gesandten des UN-Generalsekretärs für die Westsahara, Staffan De 

Mistura im September 2023, lösten Ordnungskräfte eine friedliche Demonstration in Laayoune 

gewaltsam auf. Die Beamten griffen mindestens 23 saharauische Demonstranten körperlich 

und verbal an. Am 7.9.2023 nahmen Ordnungskräfte in Dakhla mindestens vier saharauische 

Aktivisten willkürlich fest und hielten sie sieben Stunden lang in der Polizeistation fest und hin­

derten sie daran, den Gesandten des UN-Generalsekretärs zu treffen. Am 21.10.2023 hinderten 

Ordnungskräfte die saharauische Menschenrechtsorganisation CODESA (Kollektiv der saha­

rauischen Menschenrechtsverteidiger) daran, ihren ersten nationalen Kongress in Laayoune 

abzuhalten. Gemäß Amnesty International, kam es zu körperlicher Gewalt durch Vollzugsbeamte 

(AI 24.4.2024).

Staatliche Einrichtungen und Nichtregierungsorganisationen (NGOs) erhielten Berichte über 

die Misshandlung von Personen in Gewahrsam. Die Staatsanwaltschaft erhielt in der ersten 

Jahreshälfte sechs Beschwerden wegen Foltervorwürfen. Zwei Beschwerden wurden abge­

schlossen, vier wurden bis Oktober weiter untersucht. Vier Beamte wurden wegen Gewaltan­

wendung strafrechtlich verfolgt. Zwei wurden zu sechs Monaten Haft und einer Geldstrafe von 

5.000 marokkanischen Dirham (500 US-Dollar) verurteilt, während die anderen Verfahren zum 

Jahresende noch andauerten. Zwei weitere Beamte wurden wegen Beleidigung und verbaler 

Gewalt strafrechtlich verfolgt (USDOS 14.8.2025).

Der Nationale Menschenrechtsrat, der Conseil National des Droits de l’Homme (CNDH) ist 

die in der Verfassung verankerte nationale Menschenrechtsinstitution des Landes und arbei­

tete unabhängig von der Regierung. Nach Angaben der Global Alliance of National Human 

Rights Institutions (Globale Allianz der nationalen Menschenrechtsinstitutionen) wurde die CNDH 

aus öffentlichen Mitteln finanziert und arbeitete im Einklang mit den Pariser Grundsätzen. Die 

CNDH diente als Überwachungsmechanismus des Landes zur Verhinderung von Folter. Sie 

beaufsichtigte auch das Nationale Institut für Menschenrechtsschulung, das in Zusammenarbeit 

mit internationalen Organisationen Schulungen für die Zivilgesellschaft, die Medien, die Straf­

verfolgungsbehörden, medizinisches Personal, Pädagogen und Juristen durchführte (USDOS 
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23.4.2024). Laut CNDH wurden im Jahr 2021 mehr als 20 Untersuchungen wegen Beschwer­

den über Folter oder erniedrigende Behandlung eingeleitet. In einigen Fällen versäumten es die 

Behörden, die Anti-Folter-Bestimmungen durchzusetzen, die eine medizinische Untersuchung 

vorschreiben, wenn Gefangene Foltervorwürfe erheben. Der Sicherheitsapparat ist nach wie 

vor weitgehend nicht rechenschaftspflichtig, da gegen Beamte nur selten wegen willkürlicher In­

haftierung oder Folter ermittelt wird (BS 19.3.2024). Unter der Schirmherrschaft des Nationalen 

Präventionsmechanismus gegen Folter (NPMT) organisierte die CNDH Schulungen mit der Po­

lizei, um auf der Grundlage von Menschenrechten Methoden bei der Ausübung der polizeilichen 

Pflichten zu verbessern und zu fördern (USDOS 23.4.2024).

Ferner unternimmt die die Regierung glaubwürdige Schritte, um Beamte, die Menschenrechts­

verletzungen begangen haben, zu identifizieren und zu bestrafen, aber die offiziellen Ermitt­

lungen zu Missbräuchen durch die Polizei und Sicherheitskräfte sind nicht transparent und 

werden durch lange Verzögerungen und verfahrenstechnische Hindernisse behindert, was zur 

Strfalosigkeit beiträgt (USDOS 14.8.2025).

Quellen

■ AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (23.12.2024): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in Marokko, https://www.ecoi.net/en/file/local/2122822/Deutschland. Auswärtiges Amt, Bericht 

über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Marokko, 23.12.2024.pdf, Zugriff 8.7.2025

■ AI - Amnesty International (24.4.2024): The State of the World’s Human Rights; Morocco/Western 

Sahara 2023, https://www.ecoi.net/en/document/2108009.html, Zugriff 31.5.2024

■ BS - Bertelsmann Stiftung (19.3.2024): BTI 2024 Country Report Morocco, https://www.ecoi.net/de/

dokument/2105931.html, Zugriff 31.5.2024

■ FH - Freedom House (25.4.2024): Freedom in the World 2024 - Morocco, https://www.ecoi.net/en/

document/2108054.html, Zugriff 31.5.2024

■ HRW - Human Rights Watch (17.1.2025): World Report 2025 - Morocco and Western Sahara, 

https://www.ecoi.net/de/dokument/2120102.html, Zugriff 2.9.2025

■ ÖB Rabat - Österreichische Botschaft Rabat [Österreich] (28.10.2025): Asylländerbericht der Öster­

reichischen Botschaft zu Marokko

■ USDOS - United States Department of State [USA] (14.8.2025): 2024 Country Reports on Human 

Rights Practices: Morocco, https://www.ecoi.net/de/dokument/2128483.html, Zugriff 2.9.2025

■ USDOS - United States Department of State [USA] (23.4.2024): 2023 Country Report on Human 

Rights Practices: Morocco, https://www.ecoi.net/de/dokument/2107779.html, Zugriff 13.5.2024

7 Korruption
Letzte Änderung 2025-12-04 09:15

Korruption stellt ein Problem dar (USDOS 23.4.2024). In Marokko gilt Korruption als endemisch 

und durchdringt die gesamte Gesellschaft, da unzureichende Kontrollmechanismen das Auf­

treten von Korruption selbst auf höchster Ebene nicht eindämmen können, zudem fördert eine 

ineffiziente Strafverfolgung die Korruption weiter (BS 19.3.2024; vgl. USDOS 23.4.2024). Das 

Gesetz sieht strafrechtliche Sanktionen für Korruption durch Beamte vor, aber die Regierung 

setzt das Gesetz im Allgemeinen nicht wirksam um (OSAC 11.8.2025), was zu Straffreiheit führt 

(BS 19.3.2024). Dennoch erteilte Innenminister Latifi den Walis und Gouverneuren bereits im 

Jahr 2023 eine konsequente Antikorruptionsanordnung. Zuletzt wurde eine ganze Reihe von 

hochrangigen Beamten und Abgeordneten wegen Korruptionsvorwürfen angeklagt. Darunter 
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waren z. B. auch Abgeordnete der RNI (Rassemblement National des Indépendants), der PPS 

(Parti du progrès et du socialisme) und ein Bürgermeister und sein parlamentarischer Assis­

tent (AA 23.12.2024). Es gibt immer wieder Berichte über Korruption in der Regierung (OSAC 

11.8.2025). Hochrangige Beamte und Behörden neigen dazu, sich der Rechenschaftspflicht bei 

Korruptionsskandalen zu entziehen. Die Korruption ist in den staatlichen Institutionen, in der 

Exekutive, der Justiz und der Legislative zu finden (BS 19.3.2024), ferner ist Korruption auch 

in der Wirtschaft und im täglichen Leben weit verbreitet (FH 25.4.2024), und lokale Medien 

berichten, dass Korruption weiterhin die Entwicklung des Landes behindert (OSAC 11.8.2025). 

Die Regierung erklärte, dass sie gegen Polizeibeamte ermittelt, die der Korruption beschuldigt 

werden (USDOS 23.4.2024).

Das Gesetz zur Korruptionsbekämpfung wurde 2021 verabschiedet (BS 19.3.2024), und 

das Parlament bemühte sich um eine Stärkung der nationalen Antikorruptionsbehörde (AA 

23.12.2024), gab ihm größere Ermittlungsbefugnisse (FH 25.4.2024), und erweiterte die De­

finition von Korruption (FH 25.4.2024; vgl. AA 23.12.2024). Trotz der offiziellen Rhetorik zur 

Korruptionsbekämpfung haben der Palast und die Regierung eine gemischte Bilanz bei der 

Durchsetzung der Gesetze vorzuweisen, und die Fortschritte wurden durch einen Mangel an 

politischem Willen, geringe institutionelle Kapazitäten und den Einfluss von Eliten, die vom 

Status quo profitieren, gebremst (FH 25.4.2024).

Per Gesetz wurde die Definition von Korruption auf Interessenkonflikte, Veruntreuung öffent­

licher Gelder und Korruption in öffentlichen Verwaltungen und Behörden ausgeweitet. Es gibt 

jedoch keine eindeutigen Hinweise darauf, dass der politische Wille zur wirksamen Bekämpfung 

der Korruption vorhanden ist. Der Nationale Korruptionsbekämpfungsausschuss, der für die Lei­

tung des nationalen Plans zur Korruptionsbekämpfung zuständig ist, kann Korruptionsvorwürfen 

nicht nachgehen (BS 19.3.2024). Am 7.10.2025 gelobten die marokkanischen Behörden die 

Antikorruptionsbemühungen im Sicherheitssektor zu verstärken und die institutionelle Zusam­

menarbeit in den Bereichen „Transparenz und Integrität“ zu intensivieren (OCCRP 9.10.2025). 

Eine entsprechende Vereinbarung wurde zwischen der nationalen Behörde für Integrität, Prä­

vention und Korruptionsbekämpfung (INPPLC), der Generaldirektion für nationale Sicherheit 

(DGSN) und der Generaldirektion für territoriale Überwachung (DGST) unterzeichnet (MWN 

7.10.2025; vgl. AnA 8.10.2025, OCCRP 9.10.2025). Die Vereinbarung schafft Mechanismen für 

den Austausch von Informationen, technische und operative Unterstützung und Fachwissen bei 

der Untersuchung und Prävention von Korruption. Es umfasst auch die Organisation speziali­

sierter Schulungsprogramme zu Erkennungs- und Untersuchungstechniken und die Entwicklung 

gemeinsamer Referenzleitfäden für die Intervention. Darüber hinaus sieht es die Schaffung von 

Frühwarnsystemen und einer nationalen Korruptionsrisikokarte sowie Aufklärungskampagnen 

vor, die Integrität und Transparenz in professionellen Umgebungen fördern (MWN 7.10.2025).

Seit dem 27.9.2025 fordern Demonstranten in ganz Marokko eine gerechtere Verteilung der 

Ressourcen und ein Ende der Korruption. Sie werfen der Regierung vor, den Ausgaben für die 

Infrastruktur der Fußball-Weltmeisterschaft 2030 Vorrang vor Krankenhäusern, Schulen und 

anderen wichtigen Dienstleistungen einzuräumen (OCCRP 9.10.2025; vgl. AnA 8.10.2025). Die 

Bewegung, die sich zu einem landesweiten Aufruf zur Reform entwickelt hat, spiegelt tiefe öffent­
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liche Frustration über jahrzehntelanges wahrgenommenes Missmanagement und Straflosigkeit 

wider. Die Stärkung der Integrität innerhalb der öffentlichen Institutionen wird als notwendiger 

Schritt zum Wiederaufbau des Vertrauens zwischen den Bürgern und dem Staat angesehen 

(MWN 7.10.2025).

Marokko ist im Korruptionswahrnehmungsindex (CPI) 2024 von Transparency International 

um zwei Plätze zurückgefallen und liegt mit einem Score von 37/100 auf Platz 99 von 180 

Ländern, was auf eine anhaltende Verschlechterung der Korruptionsbekämpfung in den letzten 

Jahren hindeutet (TI 11.2.2025; vgl. MWN 11.2.2025). Aktuell kam es zu einer Rekordzahl an 

Korruptionsverfahren, noch nie zuvor waren in einer Legislaturperiode so viele Abgeordnete des 

Repräsentantenhauses in Korruptionsfälle verwickelt. 30 Abgeordnete stehen wegen Korruption 

vor Gericht. Besonders viele Verfahren betreffen die RNI von Premierminister Aziz Akhannouch 

(Maghrebi.org 18.8.2025).

Quellen

■ AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (23.12.2024): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in Marokko, https://www.ecoi.net/en/file/local/2122822/Deutschland. Auswärtiges Amt, Bericht 

über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Marokko, 23.12.2024.pdf, Zugriff 8.7.2025

■ AnA - Anadolu Agency (8.10.2025): Morocco signs anti-corruption deal following nationwide protests, 

https://www.aa.com.tr/en/middle-east/morocco-signs-anti-corruption-deal-following-nationwide-pro

tests/3710563, Zugriff 13.11.2025

■ BS - Bertelsmann Stiftung (19.3.2024): BTI 2024 Country Report Morocco, https://www.ecoi.net/de/

dokument/2105931.html, Zugriff 31.5.2024

■ FH - Freedom House (25.4.2024): Freedom in the World 2024 - Morocco, https://www.ecoi.net/en/

document/2108054.html, Zugriff 31.5.2024

■ Maghrebi.org - Maghrebi.org (18.8.2025): Marokko – Korruptionsaffaären erschuüttern das Parla­

ment, https://maghreb-post.de/marokko-korruptionsaffaeren-erschuettern-das-parlament, Zugriff 

15.9.2025

■ MWN - Marocco World News (7.10.2025): Morocco Signs Strategic Anti-Corruption Partnership with 

Security Institutions, https://www.moroccoworldnews.com/2025/10/262416/morocco-signs-strategic

-anti-corruption-partnership-with-security-institutions, Zugriff 13.11.2025

■ MWN - Marocco World News (11.2.2025): Morocco Drops to 99th Place in Global Corruption Ranking 

Despite Reform Efforts, https://www.moroccoworldnews.com/2025/02/170782/morocco-drops-to-9

9th-place-in-global-corruption-ranking-despite-reform-efforts, Zugriff 15.9.2025

■ OCCRP - Organized crime and Corruption Reporting Project (9.10.2025): Amnesty Slams Morocco 

for “Excessive Force” as Anti-Corruption Protests Resume, https://www.occrp.org/en/news/amnest

y-slams-morocco-for-excessive-force-as-anti-corruption-protests-resume, Zugriff 10.11.2025

■ OSAC - Overseas Security Advisory Council [USA] (11.8.2025): Morocco Country Security Report, 

https://www.osac.gov/Content/Report/216e5ae5-953e-4ca7-8e03-1c2cd25ffbc2, Zugriff 13.11.2025

■ TI - Transparency International (11.2.2025): Morocco - Corruption Perceptions Index, https://www.tr

ansparency.org/en/countries/morocco, Zugriff 15.9.2025

■ USDOS - United States Department of State [USA] (23.4.2024): 2023 Country Report on Human 

Rights Practices: Morocco, https://www.ecoi.net/de/dokument/2107779.html, Zugriff 13.5.2024

8 NGOs und Menschenrechtsaktivisten
Letzte Änderung 2025-12-02 14:06

Es gibt in Marokko eine lebendige und aktive Zivilgesellschaft mit nationalen und internatio­

nalen NGOs (AA 23.12.2024; vgl. USDOS 23.4.2024), die bei Beachtung der „ roten Linien“

[Anm.: Kritik an König, Islam oder territorialer Einheit (Westsahara)] unbehelligt agieren kann 
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(AA 23.12.2024). Der Bereich NGOs/Menschenrechtsverteidiger stellt sich als breit gefächerte 

Landschaft dar (ÖB Rabat 28.10.2025); die 30.000 bis 50.000 Organisationen der Zivilgesell­

schaft (CSO) haben mit praktischen Hindernissen zu kämpfen, insbesondere diejenigen, die 

sich mit Menschenrechtsfragen befassen (BS 19.3.2024). Sie sind rechtlichen Schikanen, Rei­

sebeschränkungen, aufdringlicher Überwachung und anderen Behinderungen in ihrer Arbeit 

ausgesetzt (FH 25.4.2024; vgl. BS 19.3.2024). Die Behörden verweigern regelmäßig NGOs die 

Registrierung, die Verbindungen zu Justice and Charity [Anm.: Islamistische Bewegung, vom 

Staat grundsätzlich toleriert aber illegal] haben oder sich für die Rechte marginalisierter Ge­

meinschaften einsetzen (FH 25.4.2024). Ohne schriftliche Eingangsbestätigung ist ihre Arbeit 

nicht legal (AA 23.12.2024; vgl. FH 25.4.2024). Auf lokaler Ebene kämpfen zivilgesellschaftliche 

Akteure darum, ihre Unabhängigkeit vom Staat oder von politischen Parteien zu wahren. Sie 

sind meist auf öffentliche Mittel angewiesen, was es ihnen erschwert, ihre ursprünglichen Ziele 

zugunsten der Agenda ihrer Geldgeber zu verteidigen (BS 19.3.2024).

Die Haltung der Regierung gegenüber lokalen und internationalen Menschenrechtsorganisatio­

nen divergiert, abhängig von der politischen Orientierung der Organisation und der Sensibilität 

der jeweiligen Angelegenheit. Lokale und internationale NGOs sind immer wieder Einschrän­

kungen bei ihren Aktivitäten ausgesetzt (USDOS 23.4.2024; vgl. AA 23.12.2024). Human Rights 

Watch (HRW) ist nach einer Aufforderung der Regierung, ihre Aktivitäten in Marokko und der 

Westsahara einzustellen, nicht mehr akkreditiert (AA 23.12.2024). Seit 2015 ist auch Amnesty 

International die Durchführung von Recherchen in Marokko untersagt (FH 25.4.2024). NGOs 

berichten von willkürlicher Überwachung von Menschenrechtsaktivisten und Journalisten, und 

Freedom House meldet den „ weit verbreiteten“ Einsatz von Spionageprogrammen und Über­

wachungstechnologien durch die Regierung (USDOS 23.4.2024).

NGOs müssen sich beim Innenministerium registrieren lassen, für sie gilt das Vereinsrecht. Oh­

ne schriftliche Eingangsbestätigung (Genehmigung) ist die Arbeit von NGOs nicht legal, und 

ohne offizielle Registrierung haben NGOs keinen Zugang zu staatlicher Förderung und auch 

nicht das Recht, Spenden anzunehmen. Ausländische Zuwendungen müssen gemeldet werden, 

was bei Missachtung zur Auflösung der NGO führen kann. Bei Überschreitung der „ roten Lini­

en“ kann wegen „ Nichtregistrierung“ vorgegangen werden (AA 23.12.2024). Diese rechtlichen 

Schikanen der Behörden behindern die Arbeit der NGOs, bzw. hat sich dies im Laufe der Jahre 

verschlechtert. Einigen NGOs wird der Rechtsstatus oder der Zugang zu öffentlichen Mitteln 

verweigert. Manchmal wird NGOs die Registrierung verweigert und ihre Veranstaltungen werden 

abgesagt, wenn sie als Gefahr für die öffentliche Ordnung angesehen werden (BS 19.3.2024). 

Und auch die Arbeit der größten unabhängigen Menschenrechtsguppe des Landes, die Ma­

rokkanischen Vereinigung für Menschenrechte (Association Marocaine des Droits Humains = 

AMDH) wird weiterhin von den Behörden gestört und behindert bzw. werden diese häufig von 

der Regierung ins Visier genommen (FH 25.4.2024; vgl. HRW 11.1.2024), was ihre Fähigkeit, 

grundlegende Aufgaben zu erfüllen, beeinträchtigt (USDOS 2024). Die Behörden haben in den 

letzten Jahren zahlreiche AMDH-Veranstaltungen abgesagt und sind dafür bekannt, ihre Bemü­

hungen, Räumlichkeiten zu mieten und Bankkonten zu eröffnen, zu behindern (FH 25.4.2024; 

vgl. HRW 11.1.2024). Selbst nach Verwaltungsgerichtsurteilen zugunsten der AMDH blieben 
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diese Praktiken bestehen (ÖB Rabat 28.10.2025). Staatlichen Repressionen gegen Menschen­

rechtsorganisationen und Aktivisten haben zugenommen. Insbesondere hat der Staat Akteure 

ins Visier genommen, die die Monarchie, die Korruption oder die Regierungspolitik kritisieren. 

Die Behörden schikanieren nach wie vor regimekritische Mitglieder der Zivilgesellschaft und brin­

gen sie zum Schweigen. Einige werden der Spionage beschuldigt, andere der Geldwäsche oder 

der Vergewaltigung. Ziel ist es, ihr Image zu schädigen und sie zu diskreditieren (BS 19.3.2024). 

Die prominente Aktivistin Ibtissam Lachgar, die sich für die Gleichstellung der Geschlechter, für 

die Rechte von LGBTIQ-Personen und die Trennung von Religion und öffentlichem Leben in 

Marokko einsetzt, wurde am 10.8.2025 nach einer Welle öffentlicher Empörung wegen eines 

Posts in den sozialen Medien verhaftet, welcher von den Behörden als „ Beleidigung Gottes und 

des Islam“ aufgefasst wurde. Sie veröffentlichte am 31.7.2025 sie ein Foto von sich, auf dem 

sie ein T-Shirt mit der Aufschrift „Allah ist lesbisch“ trägt und versah dieses mit dem Kommen­

tar „ Der Islam ist wie jede religiöse Ideologie faschistisch, phallozentrisch und frauenfeindlich“. 

Sie erhielt nach eigenen Angaben zahlreiche Gewalt- und Morddrohungen. Artikel 267-5 des 

marokkanischen Strafgesetzbuchs sieht für Beleidigungen des Islam Freiheitsstrafen von bis 

zu fünf Jahren und Geldstrafen von bis zu 500.000 MAD (rd. 4.800 EUR, Stand: 25.08.25) vor, 

wenn die Tat öffentlich (einschließlich elektronischer Mittel) begangen wird (BAMF 25.8.2025).

Darüber hinaus berichtet die AMDH bereits 2021 und auch 2022 von weiteren zivilgesellschaft­

lichen Gruppen, die ebenfalls von der Verweigerung des Rechtsstatus oder der Ablehnung von 

Verwaltungsverfahren durch die Behörden betroffen waren, darunter Gruppen, die sich gegen 

Gewalt gegen Frauen einsetzen, und Jugendgruppen (HRW 11.1.2024; vgl. BS 19.3.2024). Nur 

1,4 % der Vereinigungen befassen sich mit Menschenrechten. Ihre Rolle bei der Förderung 

eines echten demokratischen Prozesses bleibt begrenzt (BS 19.3.2024).

Es gibt eine aktive und sich artikulierende Menschenrechtsverteidigerszene, die mit dem CNDH 

(Nationaler Rat für Menschenrechte) korreliert. Sichtbarste und mit Veranstaltungen und Be­

richten hervortretende Protagonisten der Menschenrechtsszene sind die OMDH (Organisation 

Marocaine des Droits Humains), die AMDH (Association Marocaine des Droits Humains) und 

Amnesty International Maroc. NGOs nehmen sich auch individueller Anliegen an, eine Möglich­

keit, die Schutzsuchenden in Städten eher offen steht als auf dem Land (ÖB Rabat 28.10.2025).

Quellen

■ AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (23.12.2024): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in Marokko, https://www.ecoi.net/en/file/local/2122822/Deutschland. Auswärtiges Amt, Bericht 

über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Marokko, 23.12.2024.pdf, Zugriff 8.7.2025

■ BAMF - Bundesamt für Migration und Flüchtlinge [Deutschland] (25.8.2025): Briefing Notes 

(KW35/2025), https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/EN/Behoerde/Informationszentr

um/BriefingNotes/2025/briefingnotes-kw35-2025.pdf?__blob=publicationFile&v=3, Zugriff 

2.12.2025

■ BS - Bertelsmann Stiftung (19.3.2024): BTI 2024 Country Report Morocco, https://www.ecoi.net/de/

dokument/2105931.html, Zugriff 31.5.2024

■ FH - Freedom House (25.4.2024): Freedom in the World 2024 - Morocco, https://www.ecoi.net/en/

document/2108054.html, Zugriff 31.5.2024

■ HRW - Human Rights Watch (11.1.2024): World Report 2024 - Morocco and Western Sahara, https:

//www.ecoi.net/en/document/2103231.html, Zugriff 31.5.2024
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■ ÖB Rabat - Österreichische Botschaft Rabat [Österreich] (28.10.2025): Asylländerbericht der Öster­

reichischen Botschaft zu Marokko

■ USDOS - United States Department of State [USA] (23.4.2024): 2023 Country Report on Human 

Rights Practices: Morocco, https://www.ecoi.net/de/dokument/2107779.html, Zugriff 13.5.2024

9 Wehrdienst und Rekrutierungen
Letzte Änderung 2025-12-02 10:20

Die allgemeine Wehrpflicht ist seit 2006 ausgesetzt. 2018 wurde ein freiwilliger Wehrdienst 

eingeführt. Aus ca. 80.000 Freiwilligen werden rund 15.000 Rekruten zu einem zwölfmonati­

gen Wehrdienst an vier Ausbildungszentren ausgewählt. Seitdem werden jährlich junge Sol­

daten in dieser Größenordnung herangezogen (AA 23.12.2024; vgl. CIA 27.6.2025, ÖB Rabat 

28.10.2025). Die Wiedereinführung des freiwilligen Wehrdienstes dürfte allerdings überwiegend 

arbeitsmarktpolitische Gründe gehabt haben (AA 23.12.2024). Das marokkanische Militär ist 

wie eine Berufsarmee ausgerichtet, bestehend aus Land-, See- und Luftstreitkräften, Reserve, 

Forces Auxiliaires sowie Gendarmerie Royale. Generalstabschef und Oberbefehlshaber ist der 

König (ÖB Rabat 28.10.2025). Frauen haben inzwischen Zugang zu beinahe allen Waffengat­

tungen der Streitkräfte. Sie stellen inzwischen 7 % der Truppe, gelangen aber erst allmählich 

in höhere Dienstgrade. Die Armee ist als Arbeitgeber begehrt. Rund die Hälfte der marokka­

nischen Streitkräfte befindet sich dauerhaft auf dem Gebiet der Westsahara (AA 23.12.2024). 

Die Wehrpflicht wird vor allem als Maßnahme zur Ausbildung und besseren Integration der Be­

völkerung präsentiert, dient aber eher dazu, die Streitkräfte in den Kernaufgaben zu entlasten. 

Derzeit werden sämtliche wehrpflichtigen Männer (19-25 Jahre) durch marokkanische Behörden 

erhoben (ÖB Rabat 28.10.2025).

Das Gesetz sieht Wehrpflicht für Marokkaner im Alter von 19 bis 25 Jahren vor. Insgesamt 

zwölf Monate sollen Männer und Frauen dienen, bis zum Alter von 25 Jahren (CIA 27.6.2025). 

Fahnenflucht wird mit Freiheitsstrafe zwischen sechs Monaten und drei Jahren geahndet. Be­

strafungen aufgrund von Wehrdienstverweigerung und Desertion sind dem Auswärtigen Amt 

nicht bekannt (AA 23.12.2024).

Quellen

■ AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (23.12.2024): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in Marokko, https://www.ecoi.net/en/file/local/2122822/Deutschland. Auswärtiges Amt, Bericht 

über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Marokko, 23.12.2024.pdf, Zugriff 8.7.2025

■ CIA - Central Intelligence Agency [USA] (27.6.2025): Marokko - The World Factbook, https://www.ci

a.gov/the-world-factbook/countries/morocco/#military-and-security, Zugriff 9.7.2025

■ ÖB Rabat - Österreichische Botschaft Rabat [Österreich] (28.10.2025): Asylländerbericht der Öster­

reichischen Botschaft zu Marokko
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Letzte Änderung 2025-12-02 14:49

Der Grundrechtskatalog (Kapitel I und II) der Verfassung ist substanziell; wenn man noch die 

durch internationale Verpflichtungen übernommenen Grundrechte hinzuzählt, kann man von 

einem recht umfassenden Grundrechtsrechtsbestand ausgehen. Als eines der Kerngrundrechte 

fehlt die Glaubens- und Gewissensfreiheit. Die Verfassung selbst stellt allerdings den Rechts­

bestand unter den Vorbehalt der traditionellen „ roten Linien“ - Monarchie, islamischer Charakter 

von Staat und Gesellschaft, territoriale Integrität (i.e. Annexion der Westsahara) - quasi als 

„ Baugesetze“ des Rechtsgebäudes. Der vorhandene Rechtsbestand, der mit der neuen Ver­

fassungslage vor allem in Bereichen wie Familien- und Erbrecht, Medienrecht und Strafrecht 

teilweise nicht mehr konform ist, gilt weiterhin (ÖB Rabat 28.10.2025). In den Artikeln 19 bis 35 

garantiert die Verfassung die universellen Menschenrechte (AA 23.12.2024).

Menschenrechtsangelegenheiten werden seitens Regierungsorganisationen durch den CNDH 

(Conseil National des droits de l’homme - Nationaler Menschenrechtsrat), die interministeriel­

le Delegation für Menschenrechte (DIDH), und die Institution des Médiateur (Ombudsmann) 

wahrgenommen (USDOS 23.4.2024).

Zur Kontrolle der Gewährleistung dieser Rechte wurde ein „ Nationaler Menschenrechtsrat“

(CNDH) als besondere Verfassungsinstanz eingerichtet. Seine kritischen Bestandsaufnahmen 

und Empfehlungen zu Gesetzesentwürfen haben Gewicht und beeinflussen die Politik. Der 

CNDH wird jedoch nicht von allen unabhängigen Menschenrechtsorganisationen unterstützt (AA 

23.12.2024). Der CNDH ist sichtbar, aktiv und produktiv (Berichte über psychiatrische Anstalten, 

Strafvollzug, Jugendwohlfahrtseinrichtungen, Situation von Asylsuchenden und Migranten). Im 

Wege von Begutachtungsverfahren und durch Stellungnahmen zu einzelnen Gesetzesvorhaben 

übt der CNDH kraft seines moralischen Gewichts nicht selten Einfluss auf Gesetzesinhalte aus, 

wo Menschenrechtsinteressen betroffen sind. 13 Außenstellen des CNDH wurden in Provinz­

städten eingerichtet, sodass eine stärkere räumliche Nähe zu potenziellen Beschwerdeführern 

angeboten wird (ÖB Rabat 28.10.2025).

Für die Überprüfung der Einhaltung der Menschenrechte fungiert die Institution des Mediators als 

allgemeine Ombudsstelle. Sie befasst sich mit Anschuldigungen wegen staatlicher Ungerechtig­

keiten und ist befugt, Untersuchungen und Ermittlungen durchzuführen, Disziplinarmaßnahmen 

vorzuschlagen und Fälle an die Staatsanwaltschaft weiterzuleiten (USDOS 23.4.2024).

Marokko ist seit 2022 Mitglied im VN-Menschenrechtsrat. Besonders aktiv ist es mit Initiativen 

gegen häusliche Gewalt. Im Rahmen des Allgemeinen Periodischen Überprüfungsverfahren 

(UPR) nahm Marokko 232 der 306 eingegangenen Empfehlungen an. Systematische staatliche 

Repressionsmaßnahmen gegen bestimmte Personen oder Personengruppen wegen ihrer Ras­

se, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer 

politischen Überzeugung sind nicht festzustellen (AA 23.12.2024).

Im Jänner 2024 wurde der marokkanische Vertreter Omar Zniber zum Präsidenten des UN-

Menschenrechtsrats gewählt, der sich deutlich vor dem südafrikanischen Gegenkandidaten 

durchsetzte. Marokko wurde im Vorfeld wegen der oben genannten Mängel in der Garantie von 
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Menschenrechten auf eigenem Territorium stark kritisiert. Für Marokko ist die symbolische, aber 

prestigeträchtige Position ein großer Erfolg, da die Ambition besteht, international Achtung als 

Staat mit gutem Menschenrechtszeugnis zu erfahren. Ebenfalls 2024 wurde der marokkanische 

Kandidat Mahjoub El Haiba für die Periode 2025-2028 auf die vakante Position des 9-köpfigen 

UN-Menschenrechtskomitees gewählt (ÖB Rabat 28.10.2025).

Nichtregierungsorganisationen, darunter die marokkanische Vereinigung für Menschenrechte 

(AMDH), Amnesty International und saharauische Organisationen, behaupteten weiterhin, dass 

die Regierung Personen wegen politischer Aktivitäten oder Überzeugungen unter dem Vorwand 

strafrechtlicher Anschuldigungen wie Spionage oder sexueller Übergriffe inhaftiert (USDOS 

23.4.2024). Laut dem UN-Generalsekretär erhält das Amt des Hohen Kommissar für Men­

schenrechte (OHCHR) weiterhin Anschuldigungen in Bezug auf Menschenrechtsverletzungen, 

einschließlich Einschüchtvererungen, Überwachung und Diskriminierung von Saharauis, insbe­

sondere wenn sie für Selbstbestimmung eintreten (HRW 17.1.2025; vgl. USDOS 14.8.2025).

Verfassung und Gesetz sehen allgemeine Meinungs- und Pressefreiheit vor (RSF 2.5.2025; 

vgl. USDOS 14.8.2025). Nach wie vor ist die Medienfreiheit jedoch durch die „ roten Linien“

[Anm.: Kritik am König, dem Islam oder der territorialen Integrität] der Staatsräson erheblich 

eingeschränkt (USDOS 14.8.2025; vgl. AA 23.12.2024). Trotz Reformbemühungen bleibt die 

Menschenrechtslage nach wie vor kritisch – insbesondere, was die Meinungs- und Presse­

freiheit betrifft (DW 4.6.2025). Publikationen und Rundfunkmedien benötigten eine staatliche 

Zulassung, und die Regierung kann die Zulassung verweigern und widerrufen sowie Publikatio­

nen aussetzen oder beschlagnahmen (USDOS 14.8.2025).

Dennoch verbesserte sich auf der Rangliste der Pressefreiheit von Reporter ohne Grenzen 

Marokko und ist von Platz 129 im Jahr 2024 auf Platz 120 von 180 Ländern im Jahr 2025 

gestiegen (RSF 2.5.2025; vgl. DW 4.6.2025). Unabhängige Journalisten in Marokko stehen 

unter ständigem Druck, und die Regierung versucht, die Medien unter ihre Kontrolle zu brin­

gen. Die derzeitige Regierung unter der Führung von Aziz Akhannouch hat ihre Kontrolle über 

diesen Sektor verstärkt (DW 4.6.2025; vgl. RSF 2.5.2025). Seit dem Sieg der RNI bei den Par­

lamentswahlen 2021 hat Premierminister Aziz Akhannouch die Zahl der Klagen gegen kritische 

Journalisten erhöht (RSF 2.5.2025).

Unabhängige Medien und Journalisten stehen unter erheblichem Druck, und das Recht auf 

Information wird durch eine mächtige Propaganda- und Desinformationsmaschine unterdrückt, 

die der politischen Agenda der Machthaber dient. Angesichts des Drucks hat das letzte unab­

hängige Medium Marokkos, die Tageszeitung Akhbar Al Yaoum, seinen Kampf aufgegeben und 

ist seit April 2021 nicht mehr erschienen. Die Hauptinformationsquelle für die Bevölkerung sind 

soziale Netzwerke und Nachrichtenseiten (RSF 2.5.2025). Zu den wichtigsten Fernseh- und 

Radioeigentümern gehören die Königsfamilie und andere politisch einflussreiche Unternehmer 

(AA 23.12.2024).

Nach wie vor ist die Medienfreiheit jedoch durch die „ roten Linien“ der Staatsräson erheblich 

eingeschränkt. Vereinzelt werden Journalisten vor Gericht gebracht, wenn sie zuvor sehr kritisch 

über sensible Themen berichtet hatten. Zum Einschüchterungsrepertoire gehören Anzeigenboy­
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kotte, Drohungen, untergeschobene Drogendelikte, Rufmord, Einbrüche und Anklagen wegen 

angeblicher Sexualdelikte. Weite Teile der Medienlandschaft sind staatlich beeinflusst bis ge­

lenkt (AA 23.12.2024). Selbstzensur und staatliche Beschränkungen bei sensiblen Themen sind 

nach wie vor ernsthafte Hindernisse für die Entwicklung einer freien, unabhängigen und investi­

gativen Presse. Die Regierung zensiert die inländische Presse zwar selten, übt jedoch Druck 

durch schriftliche und mündliche Verwarnungen sowie durch die Einleitung von Gerichtsverfah­

ren aus, die zu hohen Geldstrafen, Aussetzung der Veröffentlichung und Freiheitsstrafen führen. 

Amnesty International und Human Rights Watch hoben zahlreiche Fälle hervor, in denen die 

Meinungsfreiheit eingeschränkt wurde (USDOS 14.8.2025). Die Staatsanwaltschaft in Marokko 

verfügt über ein ganzes Arsenal repressiver Gesetze, um Kritiker für gewaltfreie Äußerungen 

zu bestrafen, darunter strenge und zu weit gefasste Gesetze zu Terrorismus, Cyberkriminalität, 

Apostasie und strafbarer Verleumdung, die sie nutzen, um Menschenrechtsverteidiger, Aktivis­

ten und Blogger zu inhaftieren. Eine prominente Aktivistin und Psychologin wurde am 10.8.2025 

festgenommen und vom Gericht erster Instanz in Rabat wegen Verunglimpfung des Islam an­

geklagt, nachdem sie in den sozialen Medien ein Foto von sich gepostet hatte, auf dem sie ein 

T-Shirt mit der Aufschrift, Allah ist lesbisch, trug. Das Gericht befand sie für schuldig, gegen 

das marokkanische Strafgesetzbuch verstoßen zu haben, und verurteilte sie am 3.9.2025 zu 30 

Monaten Haft und einer Geldstrafe von 50.000 marokkanischen Dirham (etwa 5.500 US-Dollar) 

(HRW 11.9.2025).

Ausländische Satellitensender und das Internet sind frei zugänglich (AA 23.12.2024). Das Pres­

segesetz sieht vor, dass Online-Journalismus dem Printjournalismus gleichgestellt ist, aber die 

Behörden hielten sich nicht an den Presseschutz für Online-Journalisten. Die Regierung warnte 

Online-Journalisten wiederholt, sich an das Gesetz zu halten, was zu Selbstzensur führte. Free­

dom House berichtete, dass die Regierung auch den Einsatz von Überwachungstechnologien 

und die Verbreitung von regierungsfreundlichen Trollen verstärkte, was viele zur Selbstzen­

sur veranlasste. Laut Freedom House ist die Internetfreiheit im Land gering, da Online-Nutzer 

aufgrund ihrer Online-Aktivitäten überwacht, verhaftet und schikaniert werden. Selbstzensur 

in Bezug auf die Westsahara, die Königsfamilie und die Religion ist gemäß Freedom House 

nach wie vor weit verbreitet und die rasche Ausbreitung staatlich geförderter regierungsfreund­

licher Medien unterdrückt kritische Stimmen im Internet (USDOS 14.8.2025). Die – auch im 

öffentlichen Raum kaum kaschierten – Überwachungsmaßnahmen erstrecken sich auch auf 

die Überwachung des Internets und elektronischer Kommunikation, wobei Aktivisten, die für 

eine unabhängige Westsahara eintreten – vor allem im Gebiet der Westsahara selbst – be­

sonders exponiert sind (ÖB Rabat 28.10.2025). Behörden und andere Akteure setzten einige 

Journalisten Schikanen und Einschüchterungen aus, darunter Versuche, sie durch schädliche 

Gerüchte über ihr Privatleben zu diskreditieren. Journalisten berichteten auch, dass selektive 

Strafverfolgungen als Mittel zur Einschüchterung und Schikane dienten (USDOS 14.8.2025).

Es kommt vereinzelt zur Strafverfolgung von Journalisten. Staatliche Zensur ist nicht sichtbar 

statt, staatliche Einflussnahme ist jedoch erkennbar. Viele Medien sind jedoch wirtschaftlich von 

regierungsnahen Unternehmen abhängig, bzw. ist diese eng mit den Machtzentren verbunden, 

und wird durch die Selbstzensur der Medien im Bereich der oben genannten drei Tabuthemen 
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ersetzt (AA 23.12.2024). Gesetzlich unter Strafe gestellt und aktiv verfolgt sind und werden kri­

tische Äußerungen betreffend den Islam, die Institution der Monarchie und die offizielle Position 

der Regierung zur territorialen Integrität bzw. den Anspruch auf das Gebiet der Westsahara 

(USDOS 14.8.2025; vgl. AA 23.12.2024, ÖB Rabat 28.10.2025). Solche Kritik kann nach dem 

Strafgesetzbuch strafrechtlich verfolgt werden, wobei die Strafen von Geldstrafen bis zu Frei­

heitsstrafen reichen können. Der Pressekodex, der auch die Meinungsfreiheit vorsieht, gilt nur 

für akkreditierte Journalisten. Die privaten Reden und Handlungen akkreditierter Journalisten 

bleiben laut Strafgesetzbuch strafbar. Lokale NGOs berichteten auch, dass die Behörden trotz 

der Pressekodizes, die die rechtswidrige Inhaftierung von Personen verhindern sollten, die 

von ihrem Recht auf freie Meinungsäußerung Gebrauch machten, Strafgesetze einsetzten, um 

Kommentatoren, Aktivisten und Journalisten zu bestrafen, die die Regierung kritisieren (USDOS 

23.4.2024).

Obwohl verfassungsmäßig Vereinigungsfreiheit gewährleistet ist, schränkt die Regierung dieses 

Recht manchmal ein (USDOS 14.8.2025).

Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit sind verfassungsrechtlich geschützt, werden aber 

durch die „ roten Linien“ Glaube, König, Heimatland eingeschränkt (AA 23.12.2024; vgl. US­

DOS 23.4.2024). Amnesty International und Transparency International berichteten über anhal­

tende willkürliche Einschränkungen des Rechts auf Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, 

insbesondere für Personen, die die Unabhängigkeit der Westsahara unterstützen (USDOS 

23.4.2024; vgl. OCCRP 9.10.2025). Versammlungen von mehr als drei Personen sind geneh­

migungspflichtig (USDOS 23.4.2024). Ein robustes Durchgreifen der Ordnungskräfte ist v.a. bei 

Demonstrationen und Kundgebungen zu beobachten (ÖB Rabat 28.10.2025).

Mit Ende September 2025 kam es in mehreren marokkanischen Städten, darunter Casablan­

ca, Agadir, Marrakesch, Tanger, Salé, Oujda und Rabat, zu Protesten (AI 3.10.2025). Hinter 

den aktuellen Protesten stehen federführend die beiden Gruppen Gen Z 212 und Morocco 

Youth Voices, die sich hauptsächlich über soziale Medien wie TikTok und Discord organisieren 

(BAMF 29.9.2025). Seit dem 27.9.2025 demonstrieren Menschen in ganz Marokko für eine 

gerechtere Verteilung der Ressourcen und ein Ende der Korruption. Sie werfen der Regie­

rung vor, den Investitionen in die Infrastruktur für die Fußball-Weltmeisterschaft 2030 Vorrang 

vor Krankenhäusern, Schulen und anderen wichtigen Dienstleistungen einzuräumen (OCCRP 

9.10.2025). Es kam zu gewaltsamen Niderschlagung durch die marokkanischen Sicherheits­

kräfte (AI 3.10.2025). Laut offiziellen Angaben sind seit dem 28.9.2025 drei Menschen ums 

Leben gekommen, Dutzende weitere verletzt und 409 Personen verhaftet worden, wobei min­

destens 193 vor Gericht stehen, viele davon auf Kaution (OCCRP 9.10.2025; vgl. AI 3.10.2025). 

Amnesty International forderte am 7.10.2025 die marokkanischen Behörden erneut dazu auf, 

friedliche Proteste zuzulassen und die Anwendung „ exzessiver Gewalt“ gegen Demonstranten 

einzustellen (OCCRP 9.10.2025). Mehrere Tage lang verliefen die Proteste friedlich. Erst in 

den Nächten vom 30.9. und 1.10.2025 kam es zu gewalttätigen Ausschreitungen, bei denen 

Fahrzeuge in Brand gesetzt wurden und die Sicherheitskräfte Tränengas, Gummigeschosse 

und tödliche Munition einsetzten (AI 3.10.2025).
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Quellen

■ AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (23.12.2024): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in Marokko, https://www.ecoi.net/en/file/local/2122822/Deutschland. Auswärtiges Amt, Bericht 

über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Marokko, 23.12.2024.pdf, Zugriff 8.7.2025

■ AI - Amnesty International (3.10.2025): Morocco: Halt use of excessive force following crackdown 

on youth protests, https://www.ecoi.net/de/dokument/2131500.html, Zugriff 12.11.2025

■ BAMF - Bundesamt für Migration und Flüchtlinge [Deutschland] (29.9.2025): Briefing Notes 

(KW40/2025), https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Behoerde/Informationszentr

um/BriefingNotes/2025/briefingnotes-kw40-2025.pdf?__blob=publicationFile&v=5, Zugriff 

12.11.2025

■ DW - Deutsche Welle (4.6.2025): DW Akademie in Morocco, https://akademie.dw.com/en/dw-aka

demie-in-morocco/a-18558595, Zugriff 16.9.2025

■ HRW - Human Rights Watch (11.9.2025): Morocco: Exonerate, Release Activist Sentenced for 

Blasphemy, https://www.ecoi.net/de/dokument/2130114.html, Zugriff 17.9.2025

■ HRW - Human Rights Watch (17.1.2025): World Report 2025 - Morocco and Western Sahara, 

https://www.ecoi.net/de/dokument/2120102.html, Zugriff 2.9.2025

■ ÖB Rabat - Österreichische Botschaft Rabat [Österreich] (28.10.2025): Asylländerbericht der Öster­

reichischen Botschaft zu Marokko

■ OCCRP - Organized crime and Corruption Reporting Project (9.10.2025): Amnesty Slams Morocco 

for “Excessive Force” as Anti-Corruption Protests Resume, https://www.occrp.org/en/news/amnest

y-slams-morocco-for-excessive-force-as-anti-corruption-protests-resume, Zugriff 10.11.2025

■ RSF - Reporter ohne Grenzen (2.5.2025): Maroc / Sahara occidental, https://rsf.org/fr/pays/maroc-s

ahara-occidental, Zugriff 16.9.2025

■ USDOS - United States Department of State [USA] (14.8.2025): 2024 Country Reports on Human 

Rights Practices: Morocco, https://www.ecoi.net/de/dokument/2128483.html, Zugriff 2.9.2025

■ USDOS - United States Department of State [USA] (23.4.2024): 2023 Country Report on Human 

Rights Practices: Morocco, https://www.ecoi.net/de/dokument/2107779.html, Zugriff 13.5.2024

10.1 Opposition
Letzte Änderung 2025-12-02 13:02

Die Gründung von neuen Parteien wurde mit der Verfassung von 2011 vereinfacht. Verboten 

bleibt die Gründung von Parteien auf ethnischer, religiöser, sprachlicher oder regionaler Grund­

lage. Zugelassene Oppositionsparteien sind in ihrer Arbeit nicht wesentlich eingeschränkt. Poli­

tische Debatten werden offen und kontrovers geführt, in anderen jedoch auch klar unterbunden. 

Parteiprogrammatik ist insgesamt schwach ausgeprägt (AA 23.12.2024). Die marokkanische 

Monarchie hat die Liberalisierung strategisch genutzt, um die oppositionellen Kräfte zu kana­

lisieren und zu kontrollieren, ohne die Absicht, echte demokratische Reformen durchzuführen. 

Segmentarische Politik und Kooptation haben ein stark fragmentiertes Parteiensystem geschaf­

fen. Es gibt ein Mehrparteiensystem, das es neuen Parteien ermöglicht, sich zu organisieren 

und zu gründen. Mehr als 30 politische Parteien konkurrieren bei den Wahlen um Sitze im Par­

lament und in regionalen und lokalen Räten. Das Regime hat „ Verwaltungsparteien“ gegründet, 

um den Einfluss der Oppositionsparteien einzudämmen. In diesem zersplitterten System gelingt 

es keiner Partei, das Parlament zu dominieren oder mehr als einen kleinen Anteil der Stimmen 

zu gewinnen. Mit dem neuen Wahlgesetz von 2021 wurde die 3-%-Hürde für die Repräsen­

tation abgeschafft, was den Weg für eine stärkere Zersplitterung des Parlaments ebnet (BS 

19.3.2024).
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In den Jahren 2021 und 2022 wurde der Raum für Kritik und Opposition immer kleiner. Die 

Strategie der marokkanischen Behörden zur Unterdrückung abweichender Meinungen und zur 

Einschüchterung von Einzelpersonen umfasst unfaire Gerichtsverfahren, Schikanen und Ver­

leumdungskampagnen, die von staatstreuen Medien verbreitet werden. Die Behörden nehmen 

auch die Angehörigen von Dissidenten ins Visier und erfinden Anklagen wegen Verleumdung, 

Vergewaltigung, Geldwäsche und Spionage (BS 19.3.2024).

Die linken politischen Parteien haben bei den letzten Wahlen schlecht abgeschnitten, da sie 

das Vertrauen der Wähler nicht ausreichend gewinnen konnten. Das schlechte Abschneiden der 

Linken, die nach wie vor die einzige unabhängige formale Opposition in der marokkanischen 

Politik darstellt, bedeutet, dass die palastfreundlichen politischen Akteure Gesetze nach eigenem 

Gutdünken erlassen können. Seit dem Amtsantritt der neuen Regierung sind Straßenproteste 

zum wichtigsten Ausdruck der Opposition geworden und sind ein Beweis für die begrenzte 

Legitimität der Regierung in der Bevölkerung (BS 19.3.2024).

Neben der parlamentarischen Opposition sind im außerparlamentarischen Bereich vor allem 

folgende Gruppierungen zu nennen (AA 23.12.2024):

- Die Bewegung 20. Februar und Hirak Rif genießen große Unterstützung in der Bevölkerung 

(BS 19.3.2024). Eine Gruppe von 40 Demonstranten, die mit der Hirak-Bewegung aus der 

nördlichen Rif-Region Marokkos in Verbindung stehen, protestierte 2016 und 2017 gegen die 

lokalen sozioökonomischen Bedingungen (HRW 11.1.2024). Diese Protestbewegungen werden 

in der Regel vom Regime stark unterdrückt und die Hirak-Bewegung ist zusammengebrochen 

(BS 19.3.2024). Obwohl glaubwürdige Vorwürfe laut wurden, dass Geständnisse unter Folter 

erzwungen wurden, bestätigte ein Berufungsgericht 2019 ihre Verurteilung. Unter ihnen sind die 

Hirak-Anführer Nasser Zefzafi und Nabil Ahamjik (HRW 17.1.2025; vgl.HRW 11.1.2024). Die 

Bewegung wurde mit gewaltsamer Repression und Hunderten von Verhaftungen beantwortet 

(BS 19.3.2024). Die Demonstranten und Aktivisten der Bewegung bleiben weiterhin inhaftiert, 

einige von ihnen verbüßen jahrzehntelange Haftstrafen (HRW 11.1.2024; vgl. BS 19.3.2024). 

2023 wurden einige Hirak-Häftlinge begnadigt (AA 7.6.2024).

- al-Adl wal-Ihsan (AWI) ist die wichtigste islamistische Massenbewegung und der bedeutendste 

Gegenspieler der PJD [Anm.: Parti de la Justice et du Développement - Partei für Gerechtigkeit 

und Entwicklung, moderate islamistische Partei] im islamistischen Lager (AA 23.12.2024). AWI 

ist eine illegale islamistische Bewegung, die nicht an den Wahlen teilnimmt (BS 19.3.2024). Sie 

ist nicht als Verein registriert, dennoch wird sie von staatlicher Seite weitgehend geduldet (AA 

23.12.2024), und genießt breite Unterstützung (BS 19.3.2024). Die Organisation lehnt die Auto­

rität des Königs als Führer der Gläubigen und damit einen der Grundpfeiler des marokkanischen 

Staates ab. Sie betätigt sich vor allem karitativ, mobilisiert für sozialpolitische Forderungen (AA 

23.12.2024). Versammlungen werden in der Regel verboten, und ihre Mitglieder berichten über 

systematische Schikanen der Polizei (BS 19.3.2024).

- Die Bewegung al-Tawhid wal-Islah (Monotheismus und Reform) ist die weltanschauliche Heimat 

und religiöse Parallelorganisation der PJD. Sie hat Vorbehalte gegenüber westlichen Demokratie-
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Modellen und ist in ihren gesellschaftspolitischen Forderungen konservativer als die Partei PJD 

(AA 23.12.2024).

Quellen

■ AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (23.12.2024): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in Marokko, https://www.ecoi.net/en/file/local/2122822/Deutschland. Auswärtiges Amt, Bericht 

über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Marokko, 23.12.2024.pdf, Zugriff 8.7.2025

■ AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (7.6.2024): Auswärtiges Amt - Bericht über die asyl- und ab­

schiebungsrelevante Lage in Marokko (Stand: November 2023)

■ BS - Bertelsmann Stiftung (19.3.2024): BTI 2024 Country Report Morocco, https://www.ecoi.net/de/

dokument/2105931.html, Zugriff 31.5.2024

■ HRW - Human Rights Watch (17.1.2025): World Report 2025 - Morocco and Western Sahara, 

https://www.ecoi.net/de/dokument/2120102.html, Zugriff 2.9.2025

■ HRW - Human Rights Watch (11.1.2024): World Report 2024 - Morocco and Western Sahara, https:

//www.ecoi.net/en/document/2103231.html, Zugriff 31.5.2024

11 Haftbedingungen
Letzte Änderung 2025-12-02 13:06

Die Zustände in den Gefängnissen haben sich verbessert, entsprechen jedoch in einigen Fällen 

nicht internationalen Standards (USDOS 23.4.2024). Überbelegung, der Zustand der Gebäude 

und Ressourcenmangel stellen erhebliche Hindernisse (Prison Insider 2025). Art. 23 der neuen 

Verfassung garantiert Gefangenen menschenwürdige Haftbedingungen. Ein Gesetzentwurf aus 

dem Jahr 2016 zur Einführung der Standardmindestregeln der Vereinten Nationen für die Be­

handlung Gefangener wurde immer noch nicht verabschiedet (AA 23.12.2024). Österreichische 

Häftlinge in Marokko bestätigten gegenüber der Botschaft die prekären Unterbringungsbedin­

gungen, schlechte Ernährung und medizinische Versorgung, wiesen allerdings nicht auf Fol­

terpraktiken hin (ÖB Rabat 28.10.2025). Regierungsinstitutionen und NGOs erhielten Berichte 

über Misshandlungen von Personen in staatlichem Gewahrsam. Die Staatsanwaltschaft erhielt 

in der ersten Jahreshälfte sechs Beschwerden wegen Folter (USDOS 14.8.2025).

Mit Stand 2024 hat sich die Zahl der Personen in Haft auf 100.900 (von 87.799 im Jahr 2021) er­

höht. Es kommt häufig zu Überbelegungen der Einrichtungen (AA 23.12.2024), die im Ok­

tober 2024 knapp über 105.000, bei einer offiziellen Kapazität von 64.600 betrug (ÖB Rabat 

28.10.2025). Zwischen Männern und Frauen herrscht in allen Haftanstalten eine strikte Trennung. 

Säuglinge und Kleinkinder können bei ihren Müttern verbleiben. In älteren Gefängnissen wird 

meist keine Trennung zwischen Untersuchungshäftlingen und verurteilten Inhaftierten eingehal­

ten. Es gibt vier Strafanstalten für Jugendliche; mitunter erfolgt die Unterbringung gemeinsam 

mit erwachsenen Inhaftierten. Eine Inhaftierung von Jugendlichen ist ab dem zwölften Lebens­

jahr möglich. Die Generalstaatsanwaltschaft setzt sich für die Einführung von Alternativstrafen 

für straffällig gewordene Minderjährige ein (AA 23.12.2024; vgl. Prison Insider 2025).

Gefangene haben die Möglichkeit, Beschwerden gegen die Gefängnisleitung bei der Nationalen 

Kommission für Menschenrechte (CNDH) einzureichen. Im Zentrum der Einrichtung wurde ein 

Briefkastensystem eingerichtet (Prison Insider 2025). Der Menschenrechtsrat CNDH und die 

Strafvollzugsbehörde DGAPR haben das Mandat, Haftbedingungen auf Anfrage des Inhaftierten 
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zu prüfen. Sie erfüllen effektiv die Funktion eines Ombudsmanns (USDOS 23.4.2024; vgl. AA 

23.12.2024). Die DGAPR bearbeitet jährlich etwa 1.800 Beschwerden (AA 23.12.2024). Die 

Regierung gestattet bestimmten NGOs mit Menschenrechtsauftrag, unbegleitete Kontrollbesu­

che durchzuführen. Die Regierungspolitik erlaubt den Zutritt zu den Gefangenen, um diesen 

soziale, erzieherische oder religiöse Dienstleistungen zukommen zu lassen. Die Regierung be­

richtete, dass 34 verschiedene Einrichtungen mit den Gefängnissen zusammenarbeiteten, um 

Dienstleistungen wie medizinische Versorgung, Opferbetreuung und Qualifizierungsmaßnah­

men anzubieten. Die CNDH führte bis Juni 81 Kontrollbesuche durch (USDOS 23.4.2024).

Quellen

■ AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (23.12.2024): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in Marokko, https://www.ecoi.net/en/file/local/2122822/Deutschland. Auswärtiges Amt, Bericht 

über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Marokko, 23.12.2024.pdf, Zugriff 8.7.2025

■ ÖB Rabat - Österreichische Botschaft Rabat [Österreich] (28.10.2025): Asylländerbericht der Öster­

reichischen Botschaft zu Marokko

■ Prison Insider - Prison Insider (2025): Prison Insider - Morocco and Western Sahara, https://www.pr

ison-insider.com/en/countryprofile/maroc-et-sahara-occidental-2025?s=garanties#plaintes, Zugriff 

10.11.2025

■ USDOS - United States Department of State [USA] (14.8.2025): 2024 Country Reports on Human 

Rights Practices: Morocco, https://www.ecoi.net/de/dokument/2128483.html, Zugriff 2.9.2025

■ USDOS - United States Department of State [USA] (23.4.2024): 2023 Country Report on Human 

Rights Practices: Morocco, https://www.ecoi.net/de/dokument/2107779.html, Zugriff 13.5.2024

12 Todesstrafe
Letzte Änderung 2025-12-02 13:12

Die Gerichte in Marokko verhängen weiterhin Todesurteile, vor allem wegen Mordes. Marokko 

hat seit 1993 keine Hinrichtungen mehr vollstreckt (AI 29.4.2025). Die letzte Hinrichtung fand 

am 5.9.1993 statt (AA 23.12.2024; vgl. MWN 18.12.2024). Die UN-Generalversammlung ver­

abschiedete am 17.12.2024 ihre zehnte Resolution zu einem Moratorium für die Anwendung 

der Todesstrafe. Die Resolution wurde mit überwältigender Mehrheit der UN-Mitgliedstaaten 

angenommen, darunter auch Marokko (AI 2025; vgl. MWN 18.12.2024). Im Vorfeld dieser histo­

rischen Entscheidung hatte Justizminister Abdellatif Ouahbi die Absicht Marokkos angekündigt, 

die Resolution zu unterstützen, und dabei die Ausrichtung des Landes an globalen Trends 

betont. Die Entscheidung, die Resolution zu unterstützen, steht im Einklang mit wiederkehren­

den Empfehlungen des Nationalen Menschenrechtsrats (CNDH), die sich seit Langem für die 

Abschaffung der Todesstrafe einsetzt (MWN 18.12.2024).

Im Jahr 2022 wurde die Todesstrafe drei Mal verhängt. Im März 2023 waren laut Bericht der 

DGAPR (Staatliche Gefängnisverwaltung) 83 Personen, davon zwei Frauen, zum Tode verur­

teilt (AA 23.12.2024). In Marokko/Westsahara wurden im Jahr 2024 (2+) Menschen zum Tode 

verurteilt (AI 2025). Hingegen gab Justizminister Ouahbi bekannt, dass es in Marokko derzeit 

88 zum Tode Verurteilte gibt, darunter eine Frau (MWN 18.12.2024).

Marokko zählt zu den Ländern, die die Todesstrafe für gewöhnliche Verbrechen wie Mord bei­

behalten, aber in der Praxis als Abolitionisten gelten können, da sie in den letzten 10 Jahren 
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oder mehr niemanden hingerichtet haben und von denen angenommen wird, dass sie eine 

Politik oder etablierte Praxis haben, keine Hinrichtungen durchzuführen (AI 2025; vgl. ECPM 

23.4.2024). Durch Begnadigungen von König Mohammed VI. werden immer wieder Todesstra­

fen in Haftstrafen umgewandelt (AA 23.12.2024).

Quellen

■ AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (23.12.2024): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in Marokko, https://www.ecoi.net/en/file/local/2122822/Deutschland. Auswärtiges Amt, Bericht 

über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Marokko, 23.12.2024.pdf, Zugriff 8.7.2025

■ AI - Amnesty International (29.4.2025): The State of the World’ s Human Rights; Morocco and 

Western Sahara 2024, https://www.ecoi.net/de/dokument/2124759.html, Zugriff 1.9.2025

■ AI - Amnesty International (2025): Amnesty International Gobal Report - Death sentences and 

executions 2024, https://www.amnesty.at/media/nq3pgvgg/amnesty-death-sentences-and-executi

ons-2024.pdf, Zugriff 1.9.2025

■ MWN - Marocco World News (18.12.2024): Morocco Votes in Favor of UN Death Penalty Moratorium 

After 17 Years of Abstention, https://www.moroccoworldnews.com/2024/12/167065/morocco-votes

-in-favor-of-un-death-penalty-moratorium-after-17-years-of-abstention/, Zugriff 1.9.2025

13 Religionsfreiheit
Letzte Änderung 2025-12-02 13:54

Mehr als 99 % der Bevölkerung sind sunnitische Muslime und weniger als 0,1 % der Bevölke­

rung sind schiitische Muslime (USDOS 30.6.2024; vgl. AA 23.12.2024). Die restlichen religiösen 

Gruppen (Christen, Juden, schiitische Moslems und Baha’i) machen weniger als 1 % der Be­

völkerung aus (CIA 27.6.2025; vgl. USDOS 30.6.2024, BS 19.3.2024).

Der sunnitische Islam malikitischer Rechtsschule ist Staatsreligion. Die verfassungsmäßige Stel­

lung des Königs als Führer der Gläubigen und Vorsitzender des Ulema-Rats (Möglichkeit des 

Erlassens religiös verbindlicher Fatwas) ist weithin akzeptiert. Das Ministerium für Stiftungen 

und islamische Angelegenheiten (MEIA) kontrolliert strikt alle religiösen Einrichtungen und Akti­

vitäten und gibt das wöchentliche Freitagsgebet vor (AA 23.12.2024; vgl. USDOS 30.6.2024, BS 

19.3.2024). Zur Prävention von Radikalisierung überwachen die Sicherheitsorgane islamistische 

Aktivitäten in Moscheen und Schulen (AA 23.12.2024).

Art. 3 der Verfassung garantiert Religionsfreiheit (AA 23.12.2024; vgl. USDOS 30.6.2024). Der 

Artikel zielt auf die Ausübung der Staatsreligion ab, schützt aber auch die Ausübung anderer 

anerkannter traditioneller Schriftreligionen wie Judentum und Christentum. In Marokko existieren 

neben einer schiitischen Minderheit (ca. 3.000 bis 8.000 Personen) auch eine christliche (15.000 

bis 25.000 Personen, inzwischen v. a. Einwanderer aus Westafrika) und eine jüdische (2.000 

bis 3.000 Personen) sowie einige hundert Baha’i. Fälle staatlicher Verfolgung aufgrund der 

Ausübung einer anderen als den anerkannten Religionen sind nicht bekannt (AA 23.12.2024).

Missionierung ist in Marokko nur Muslimen (de facto ausschließlich den Sunniten der maliki­

tischen Rechtsschule) erlaubt. Mit Strafe bedroht ist es, Gottesdienste jeder Art zu behindern, 

den Glauben eines (sunnitischen) Muslim „ zu erschüttern“ und zu missionieren (Art 220 Abs. 2 

des marokkanischen Strafgesetzbuches). Dies schließt das Verteilen nicht islamischer religiöser 
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Schriften ein. Bibeln sind frei verkäuflich, werden jedoch bei Verdacht auf Missionarstätigkeit 

beschlagnahmt. Ausländische Missionare können unverzüglich des Landes verwiesen werden, 

wovon die marokkanischen Behörden in Einzelfällen Gebrauch machen (AA 23.12.2024).

Laizismus und Säkularismus sind gesellschaftlich negativ besetzt, der Abfall vom Islam (Apo­

stasie) gilt als eine Art Todsünde, ist aber nicht strafbewehrt (AA 23.12.2024; vgl. BS 19.3.2024). 

Beleidigung des Islam wird kriminalisiert und kann mit einer Haftstrafe geahndet werden (USDOS 

30.6.2024; vgl. BS 19.3.2024). Grundsätzlich ist der freiwillige Religionswechsel Marokkanern 

nicht verboten, wird aber in allen Gesellschaftsschichten stark geächtet. Staatliche Stellen be­

handeln Konvertiten insbesondere familienrechtlich weiter als Muslime (AA 23.12.2024). Nicht-

Muslime müssen offiziell zum Islam konvertieren, um die Pflegschaft für ein muslimisches Kind 

übernehmen zu können. Ein muslimischer Mann darf nach marokkanischem muslimischem 

Recht eine nicht muslimische Frau heiraten, eine muslimische Frau kann dagegen in keinem 

Fall einen nicht muslimischen Mann heiraten (USDOS 30.6.2024; vgl. AA 23.12.2024).

Die Behörden verweigern weiterhin christlichen Gruppen die Freiheit, in Kirchen ihren Glauben 

auszuüben, das Recht auf christliche Heirat sowie Begräbnis und das Recht, Kirchen zu errich­

ten (USDOS 30.6.2024). Schiitische Quellen berichteten, sie hätten Ashura privat beobachtet, 

um gesellschaftliche Belästigungen zu vermeiden. Schiitische Muslime sagten, dass viele es in 

Gebieten, in denen ihre Zahl geringer sei, versäumen, ihre Religionszugehörigkeit offenzulegen. 

Öffentliche Ashura-Prozessionen sind für sunnitische Muslime erlaubt, für schiitische Muslime 

jedoch verboten. Vertreter religiöser Minderheiten bestätigten, dass die Angst vor gesellschaft­

licher Schikane, einschließlich der Ächtung durch die Familien der Konvertiten, vor sozialem 

Spott, Diskriminierung am Arbeitsplatz und potenzieller Gewalt, die Hauptgründe dafür seien 

den Glauben diskret zu praktizieren. Jüdische Bürger gaben weiterhin an, dass sie in Sicher­

heit leben und den Gottesdienst in der Synagoge besuchen können, waren jedoch nach dem 

Hamas-Terroranschlag auf Israel am 7.10.2023 zunehmend besorgt über Antisemitismus. Sie 

können regelmäßig religiöse Stätten besuchen und jährliche Gedenkfeiern abhalten (USDOS 

30.6.2024).

Marokkanische Christen und andere Religionsgemeinschaften üben ihren Glauben in der Regel 

nur im privaten Bereich aus. Marokkaner werden von staatlichen Organen gehindert, Gottes­

dienste in „ ausländischen“ Kirchen zu besuchen, und riskieren bei jeder öffentlichen Glaubens­

praxis den Vorwurf des Missionierens (AA 23.12.2024).

Medien, Aktivisten, Gemeindeleiter und christliche Konvertiten berichten, dass christliche Bürger 

von nicht christlichen Familienangehörigen und Freunden unter Druck gesetzt werden, zum 

Islam zu konvertieren oder ihrem christlichen Glauben abzuschwören. Einige junge christliche 

Konvertiten, die noch bei ihren muslimischen Familien leben, geben Berichten zufolge ihren 

Glauben nicht preis, weil sie glauben, sie könnten von zu Hause vertrieben werden, wenn sie 

sich nicht vom Christentum abschwören würden (USDOS 30.6.2024).

Angehörige der Bahai-Religion geben an, dass sie mit Familie, Freunden und Nachbarn offen 

über ihren Glauben sprechen (USDOS 30.6.2024).
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Kinder und Jugendliche muslimischer Bürger besuchen weiterhin private christliche und jüdische 

Grund- und Oberschulen, da diese Schulen den Ruf haben, eine qualitativ hochwertige Bildung 

zu bieten (USDOS 30.6.2024).

Quellen

■ AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (23.12.2024): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in Marokko, https://www.ecoi.net/en/file/local/2122822/Deutschland. Auswärtiges Amt, Bericht 

über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Marokko, 23.12.2024.pdf, Zugriff 8.7.2025

■ BS - Bertelsmann Stiftung (19.3.2024): BTI 2024 Country Report Morocco, https://www.ecoi.net/de/

dokument/2105931.html, Zugriff 31.5.2024

■ CIA - Central Intelligence Agency [USA] (27.6.2025): Marokko - The World Factbook, https://www.ci

a.gov/the-world-factbook/countries/morocco/#military-and-security, Zugriff 9.7.2025

■ USDOS - United States Department of State [USA] (30.6.2024): 2023 Report on International Reli­

gious Freedom: Morocco, https://www.ecoi.net/de/dokument/2111925.html, Zugriff 25.9.2024

14 Ethnische Minderheiten
Letzte Änderung 2025-12-02 13:56

Marokko erkennt ausdrücklich in seiner Verfassung die Diversität der Nation an. Staatliche 

Diskriminierung gegenüber ethnischen Minderheiten ist nicht bekannt. Die Verfassung enthält 

auch die Anerkennung der berberischen Wurzeln, Traditionen und Sprache gleichberechtigt 

neben dem arabischen und jüdischen Kulturerbe. Die jüdischen Wurzeln der Nation werden 

geschützt und gepflegt (AA 23.12.2024).

Im Allgemeinen verweisen Berberstämmige mit Stolz auf ihre Abkunft, insbesondere wenn sie 

zu den alteingesessenen Familien oder Clans der historischen Städte im Berbergebiet (Fes, 

Marrakesch, Ouarzazate usw.) gehören. Aussagen über den Anteil von Berbern in bestimmten 

Bereichen (öffentlicher Dienst, Militär, freie Berufe, Wirtschaftstreibende) sind nicht greifbar. 

Nach Einschätzung der Botschaft liegt ein generell diskriminierendes Verhaltensmuster gegen 

Berber nicht vor, Premierminister Akhannouch ist berber-stämmig. Der „ Minderheitencharakter“

der Berber ist bei ca. 40 % der Bevölkerung mit berberischen Wurzeln relativ zu sehen (ÖB 

Rabat 28.10.2025). Viele der Regionen mit einer überwiegend amazighischen Bevölkerung sind 

unterentwickelt und verfügen nicht über grundlegende Dienstleistungen (BS 19.3.2024).

Etwa die Hälfte der Bevölkerung macht eine berberische/amazigh Abstammung geltend und 

spricht eine der drei in Marokko vertretenen Berbersprachen (AA 23.12.2024). Die Regie­

rung betrachtete die Amazigh als einen Kernbestandteil der marokkanischen Identität (USDOS 

23.4.2024). Die meisten Berber in Marokko sehen sich jedoch nicht als ethnische Minderheit. 

Seit der Verfassungsreform 2011 ist der berberische Dialekt Tamazight Amtssprache. Gene­

rell fördert der Staat sowohl Sprache als auch Kultur der Amazigh (AA 23.12.2024; vgl. FH 

25.4.2024). Mindestens 40 % der Bevölkerung sind Amazigh, und die Mehrheit der Marokkaner 

hat amazighische Wurzeln. Die Amazigh-Eliten haben Zugang zur Monarchie und ihre Inter­

essen werden im Parlament vertreten, doch der Großteil der Amazigh-Bevölkerung ist sozial, 

wirtschaftlich und politisch marginalisiert. Die jüngsten Unruhen in der Rif-Region und in anderen 

Städten Marokkos, die unter dem Namen Hirak Rif zusammengefasst sind, sind größtenteils auf 
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die Ungerechtigkeiten zurückzuführen, die viele Amazigh-Bewohner erleben, und auf ihre Unfä­

higkeit, ihren Missständen durch das politische System Abhilfe zu verschaffen (FH 25.4.2024). 

Amazigh ist seit Mitte 2019 per Gesetz Unterrichtssprache (AA 23.12.2024). Der berberische 

Sprachunterricht im Schulsystem führt über die 6. Schulstufe nicht hinaus (d. h. keine höhere 

Bildung in berberischer Sprache möglich) (ÖB Rabat 28.10.2025).

Die Kultur der Sahraoui wird grundsätzlich anerkannt und gefördert. Deren Angehörige sind 

in Verwaltungsstrukturen des von Marokko kontrollierten Teils der Westsahara, aber auch in 

Marokko selbst, vertreten. Eine Reihe von Sahraouis nehmen im Staat hochrangige Ämter war, 

wie beispielsweise der Präsident der zweiten Parlamentskammer. Die Behörden überwachen 

die politische Betätigung von Pro-Polisario Aktivisten allerdings eng. Eine Minderheit der heute 

auf dem Gebiet des von Marokko kontrollierten Teils der Westsahara lebenden Bevölkerung 

tritt für ein Referendum unter Einschluss der Option der Unabhängigkeit von Marokko ein und 

betrachtet die marokkanische Präsenz in der Westsahara als völkerrechtswidrig. Dies verstößt 

gegen das Staatsprinzip Vaterland (al-Watan), prominente Vertreterinnen und Vertreter dieser 

Haltung wurden laut einer pro-Unabhängigkeits NGO benachteiligt und unter Druck gesetzt (AA 

23.12.2024).

Quellen

■ AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (23.12.2024): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in Marokko, https://www.ecoi.net/en/file/local/2122822/Deutschland. Auswärtiges Amt, Bericht 

über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Marokko, 23.12.2024.pdf, Zugriff 8.7.2025

■ BS - Bertelsmann Stiftung (19.3.2024): BTI 2024 Country Report Morocco, https://www.ecoi.net/de/

dokument/2105931.html, Zugriff 31.5.2024

■ FH - Freedom House (25.4.2024): Freedom in the World 2024 - Morocco, https://www.ecoi.net/en/

document/2108054.html, Zugriff 31.5.2024

■ ÖB Rabat - Österreichische Botschaft Rabat [Österreich] (28.10.2025): Asylländerbericht der Öster­

reichischen Botschaft zu Marokko

■ USDOS - United States Department of State [USA] (23.4.2024): 2023 Country Report on Human 

Rights Practices: Morocco, https://www.ecoi.net/de/dokument/2107779.html, Zugriff 13.5.2024

15 Relevante Bevölkerungsgruppen

15.1 Frauen
Letzte Änderung 2025-12-02 13:59

Nach dem marokkanischen Personenstandsrecht, auch Moudawana genannt, sind Frauen und 

Männer gleichberechtigt (BAMF 12.12.2024), jedoch festigt die innerstaatliche Gesetzgebung 

die Ungleichheit der Geschlechter (AI 29.4.2025). Die Verfassung garantiert Frauen zwar die 

gleichen Rechte und den gleichen Schutz wie Männern in zivilen, politischen, wirtschaftlichen, 

kulturellen und umweltpolitischen Angelegenheiten, aber die Gesetze begünstigten die Männer 

bei Eigentum und Erbschaft (USDOS 23.4.2024; BS 19.3.2024). Trotz der in der Verfassung 

verankerten Antidiskriminierungsgesetze sehen sich Frauen stets mit rechtlichen Ungleichheiten 

konfrontiert. Ohne den gesetzlichen Schutz und die Durchsetzung dieser Rechte besteht die 

gesellschaftliche Diskriminierung fort (USDOS 23.4.2024).
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Obwohl die Reform des Familienrechts („ Moudawana“) 2004 eine deutliche Verbesserung für 

Frauen bedeutete, gibt es weiter Defizite in der Gleichberechtigung. Auf Weisung des Königs 

hat eine Kommission im Rahmen eines umfangreichen Konsultationsprozesses mit den ver­

schiedenen gesellschaftlichen und religiösen Gruppen einen Vorschlag für eine Reform des 

Familiengesetzes (Moudawana) erarbeitet. Eine Verabschiedung der Reform durch das Parla­

ment steht noch aus (AA 23.12.2024).

Die Gleichstellung der Geschlechter wurde in Artikel 19 (BS 19.3.2024 vgl. FH 25.4.2024) der 

Verfassung von 2011 anerkannt, aber Frauen werden auf gesellschaftlicher Ebene weiterhin 

stark diskriminiert (FH 25.4.2024). Nach wie vor werden Frauen rechtlich und gesellschaftlich 

diskriminiert (BS 19.3.2024). Im September 2023 wies König Mohammed VI. den Regierungs­

chef förmlich an, mit der Überarbeitung des Familiengesetzes von 2004, auch bekannt als 

Moudawana, zu beginnen. Justizminister Abdellatif Ouahbi betonte die Absicht der Regierung, 

die bestehenden geschlechtsspezifischen Ungleichheiten im Recht in Bezug auf Ehe, Scheidung 

und Vormundschaft für Kinder zu beseitigen. Dennoch gibt es weiter Defizite in der Gleichbe­

rechtigung (HRW 11.1.2024; vgl. AA 23.12.2024).

Die gesellschaftliche Diskriminierung von Frauen bleibt trotz vorgesehenen Antidiskriminierungs­

gesetzen bestehen; es mangelt an Rechtsschutz und an der Durchsetzung dieser Rechte (US­

DOS 23.4.2024). Es besteht weiterhin erhebliche gesellschaftliche Diskriminierung von Frauen 

(FH 25.4.2024). Obwohl die Verfassung Frauen mit Männern in zivilen, politischen, ökonomi­

schen und kulturellen Angelegenheiten rechtlich gleichstellt, festigen innerstaatliche Gesetzge­

bungen weiterhin die Ungleichheit, unter anderem in Bezug auf Erbschaft und Sorgerecht für 

Kinder (AI 29.4.2025).

Auch in internationalen Abkommen hat sich Marokko zur Beseitigung der Diskriminierung von 

Frauen verpflichtet, aber den Vorrang des Islams geltend gemacht. Beispielsweise ratifizierte 

Marokko das Fakultativprotokoll zum VN-Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Dis­

kriminierung der Frau im April 2022. Es gibt eine meinungsstarke Zivilgesellschaft, die immer 

wieder die vollständige Gleichstellung von Frauen, auch unter Missachtung religiöser Vorschrif­

ten, fordert. Sie erhält dabei dezente Schützenhilfe des Königs (AA 23.12.2024). Weiters hat 

Marokko im September 2025 sein langjähriges Engagement für die Förderung der Rechte von 

Frauen in Frieden und Sicherheit bekräftigt, indem es den ersten nationalen Aktionsplan des 

Landes zur UN-Agenda UN Women, Peace, and Security (WPS) bis 2026 verlängert hat. Mit 

der Verlängerung des Plans um zwei weitere Jahre will Marokko die bisherigen Erfolge sichern 

und sich gleichzeitig an neue und dringende Herausforderungen anpassen. Laut Außenminis­

ter Bourita basiert diese Entscheidung auf folgenden zentralen Prioritäten: Konfliktprävention, 

Schutz von Frauen vor Gewalt, Stärkung der Beteiligung von Frauen an Sicherheit und Verteidi­

gung sowie Gewährleistung des Rechtsschutzes für Frauen und Mädchen. Zu den Maßnahmen, 

mit denen diese Prinzipien tiefer in der marokkanischen Gesellschaft verankert werden sollen, 

gehören Justizreformen, eine breitere Mobilisierung der Sicherheitsinstitutionen und die Integra­

tion der Geschlechtergleichstellung in das Bildungswesen. Dennoch weisen anhaltende Lücken 

im Rechtsschutz, insbesondere in Bereichen, die mit dem Familienrecht zusammenhängen, 
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ungleiche wirtschaftliche Teilhabe und wiederkehrende Fälle geschlechtsspezifischer Gewalt 

auf die Grenzen institutioneller Reformen hin (MWN 26.9.2025).

Marokko belegt im Global Gender Gap Report 2025 des Weltwirtschaftsforums Platz 137 von 

148 Ländern. Auch im vergangenen Jahr schnitt Marokko schlecht ab und rangierte unter den 

letzten 10 Ländern des Berichts (MWN 17.6.2025).

Ein System reservierter Sitze für Frauen soll ihre Beteiligung am Wahlprozess auf nationaler und 

lokaler Ebene fördern und damit teilweise den traditionellen sozialen Druck ausgleichen, der sie 

davon abhält, sich zu engagieren. Die im Jahr 2021 verabschiedeten Wahlgesetze trugen dazu 

bei, dass bei den Kommunalwahlen mehr Frauen kandidierten: 27 % der Kandidaten waren 

Frauen, im Vergleich zu 12 % im Jahr 2015. Trotzdem stehen Frauen nur in 1 % der Bezirke 

an der Spitze. Bei den nationalen Wahlen sind 60 der 395 Sitze in der Repräsentantenkammer 

für Frauen reserviert, ebenso wie die Hälfte der 30 Sitze, die für Jugendliche reserviert sind. 

Dem im Oktober 2021 gebildeten Kabinett gehörte die Rekordzahl von sieben Frauen an (FH 

25.4.2024).

Die Armut ist weit verbreitet. Das Lohngefälle ist nach wie vor groß. Frauen verdienen 30 % we­

niger als ihre männlichen Kollegen, und während nur 64 % der weiblichen Arbeitskräfte entlohnt 

werden, sind es bei den Männern 91 %. Laut Weltbank lag der Anteil der weiblichen Arbeitskräfte 

an der gesamten Erwerbsbevölkerung im Jahr 2022 bei 25,7 %. Gleichzeitig stehen acht von 

zehn Frauen laut der unabhängigen staatlichen Statistikbehörde HCP [Haut Commissariat au 

Plan] nicht auf dem Arbeitsmarkt zur Verfügung. Der Zugang von Frauen zu administrativen 

und wirtschaftlichen Entscheidungspositionen ist ebenfalls zurückgegangen (BS 19.3.2024). 

Obwohl die Gleichstellung der Geschlechter auch in der Verfassung von 2011 anerkannt wurde, 

werden Frauen auf gesellschaftlicher Ebene weiterhin erheblich diskriminiert und sind in der 

Erwerbsbevölkerung unterrepräsentiert (FH 25.4.2024). Das Gesetz fordert gleichen Lohn für 

gleiche Arbeit, was in der Praxis jedoch oft nicht der Fall ist (USDOS 23.4.2024).

Vergewaltigung steht unter Strafe. Das Strafmaß beträgt fünf bis zehn Jahre; wenn das Opfer 

minderjährig ist, zehn bis zwanzig Jahre (USDOS 23.4.2024). Alle außerehelichen sexuellen 

Aktivitäten sind illegal, was Vergewaltigungsopfer davon abschreckt, Anklage zu erheben (FH 

25.4.2024). Laut lokalen NGOs meldeten Opfer die meisten sexuellen Übergriffe nicht der Poli­

zei, aufgrund des sozialen Drucks und der Sorge, dass die Gesellschaft die Opfer höchstwahr­

scheinlich eher als die Täter verantwortlich machen würde. Einige Opfer sexueller Übergriffe 

berichteten auch, dass Polizeibeamte sie manchmal von der Einreichung eines Polizeiberichts 

abgewiesen oder sie gezwungen hätten, ein Bestechungsgeld zu zahlen, um den Bericht ein­

zureichen, indem sie drohten, sie wegen einvernehmlichen Geschlechtsverkehrs außerhalb der 

Ehe anzuklagen, ein Verbrechen, das mit bis zu einem Jahr Gefängnis bestraft wird (USDOS 

23.4.2024).

Das marokkanische Gesetz stellt Vergewaltigung in der Ehe nicht ausdrücklich unter Strafe und 

diese bleibt somit straflos (HRW 17.1.2025; vgl. USDOS 23.4.2024, AA 7.6.2024). Frauen, die 

eine Vergewaltigung melden, können wegen außerehelichen Geschlechtsverkehrs strafrechtlich 

verfolgt werden (HRW 17.1.2025). In der Praxis gibt es jedoch Fälle, in denen die Vergewalti­
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gung in der Ehe unter einen anderen Anklagepunkt wie „Tätlicher Angriff und Körperverletzung“

oder ein damit zusammenhängendes aufgezähltes Verbrechen subsumiert wurde und die Ver­

gewaltigung als ein Aspekt dieses Verbrechens betrachtet wurde, was eine Strafverfolgung 

ermöglichte. Eine Verurteilung wegen sexueller Nötigung kann zu einer Gefängnisstrafe von 

sechs Monaten bis zu fünf Jahren und einer Geldstrafe führen. Das Gesetz schreibt vor, dass die 

Generaldirektion für nationale Sicherheit - Directorate General of National Security (DGSN), die 

Generalstaatsanwaltschaft, das Oberste Gericht und die Ministerien für Gesundheit, Jugend und 

Frauen über spezialisierte Einheiten verfügen, die sich bei Fällen von geschlechtsspezifischer 

Gewalt untereinander abstimmen. Diese spezialisierten Stellen nehmen Fälle von geschlechts­

spezifischer Gewalt auf, bearbeiten sie und bieten den Opfern psychologische Unterstützung und 

andere Dienstleistungen an. Mehrere NGO bieten Hotlines, Unterkünfte, Ressourcen, Beratung 

und rechtliche Unterstützung für Opfer von häuslicher Gewalt (USDOS 23.4.2024). Landes­

weit gibt es 29 Beratungszentren und 48 Einrichtungen, die Mediationen bei innerfamiliären 

Konflikten durchführen, sowie einige Frauenhäuser, die Zuflucht bieten (AA 23.12.2024).

Während das marokkanische Gesetz gegen Gewalt gegen Frauen von 2018 einige Formen 

häuslicher Gewalt unter Strafe stellt, Präventionsmaßnahmen einführte und neue Schutzmaß­

nahmen für Opfer festlegte, erschwerte es zugleich auch den Zugang zu Schutzmaßnahmen 

für Überlebende. Es legt auch nicht die Pflichten von Polizei, Staatsanwälten und Ermittlungs­

richtern in Fällen häuslicher Gewalt fest oder finanziert Frauenhäuser (HRW 17.1.2025).

Die Polizei handelte nur langsam in Fällen häuslicher Gewalt, und die Regierung setzte das 

Gesetz im Allgemeinen nicht durch und schickte manchmal Frauen gegen ihren Willen in die 

Haushalte zurück, in denen sie dem Missbrauch ausgesetzt waren. Die Polizei behandelt häus­

liche Gewalt im Allgemeinen eher als soziale denn als kriminelle Angelegenheit. Körperlicher 

Missbrauch ist ein rechtlicher Grund für die Scheidung, aber nur wenige Frauen meldeten solche 

Misshandlungen den Behörden (USDOS 23.4.2024).

Laut einem Bericht des quasi-staatlichen Conseil National des Droits de l’Homme (CNDH) vom 

März 2023, blieb die Straflosigkeit bei Gewalt gegen Frauen bestehen, die teilweise auf Mängel 

im Justizsystem zurückzuführen sind, die den Mangel an Frauen in der Justiz sowie die Kluft 

zwischen Berichten von Opfern von Gewalt und rechtlichen Schritten zur Rechenschaftspflicht 

für die Täter dieser Gewalt einschlossen (USDOS 23.4.2024).

Quellen

■ AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (23.12.2024): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in Marokko, https://www.ecoi.net/en/file/local/2122822/Deutschland. Auswärtiges Amt, Bericht 

über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Marokko, 23.12.2024.pdf, Zugriff 8.7.2025

■ AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (7.6.2024): Auswärtiges Amt - Bericht über die asyl- und ab­

schiebungsrelevante Lage in Marokko (Stand: November 2023)

■ AI - Amnesty International (29.4.2025): The State of the World’ s Human Rights; Morocco and 

Western Sahara 2024, https://www.ecoi.net/de/dokument/2124759.html, Zugriff 1.9.2025

■ BAMF - Bundesamt für Migration und Flüchtlinge [Deutschland] (12.12.2024): Länderkurzinformation 

Marokko Situation von Frauen und Mädchen; Stand: 09/2024, https://www.bamf.de/SharedDocs/A

nlagen/DE/Behoerde/Informationszentrum/Laenderkurzinformationen/2024/laenderkurzinfo-marok

ko-09-24.pdf?__blob=publicationFile&v=2, Zugriff 9.9.2025 [Login erforderlich]
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■ BS - Bertelsmann Stiftung (19.3.2024): BTI 2024 Country Report Morocco, https://www.ecoi.net/de/

dokument/2105931.html, Zugriff 31.5.2024

■ FH - Freedom House (25.4.2024): Freedom in the World 2024 - Morocco, https://www.ecoi.net/en/

document/2108054.html, Zugriff 31.5.2024

■ HRW - Human Rights Watch (17.1.2025): World Report 2025 - Morocco and Western Sahara, 

https://www.ecoi.net/de/dokument/2120102.html, Zugriff 2.9.2025

■ HRW - Human Rights Watch (11.1.2024): World Report 2024 - Morocco and Western Sahara, https:

//www.ecoi.net/en/document/2103231.html, Zugriff 31.5.2024

■ MWN - Marocco World News (26.9.2025): Morocco Extends Women, Peace, and Security Action 

Plan to 2026, https://www.moroccoworldnews.com/2025/09/260727/morocco-extends-women-pea

ce-and-security-action-plan-to-2026, Zugriff 10.11.2025

■ MWN - Marocco World News (17.6.2025): Morocco Struggles at 137th Place in 2025 Gender Equality 

Rankings, https://www.moroccoworldnews.com/2025/06/215834/morocco-struggles-at-137th-place

-in-2025-gender-equality-rankings, Zugriff 9.9.2025

■ USDOS - United States Department of State [USA] (23.4.2024): 2023 Country Report on Human 

Rights Practices: Morocco, https://www.ecoi.net/de/dokument/2107779.html, Zugriff 13.5.2024

15.2 Kinder
Letzte Änderung 2025-12-02 14:50

Per Gesetz können beide Elternteile die Staatsbürgerschaft an ihre Kinder weitergeben. Das 

Gesetz legt zudem fest, dass alle Kinder unabhängig von ihrem Familienstand den Bürgersta­

tus/Zivilstatus haben. Es gibt Fälle, in denen die Behörden Kindern von unverheirateten Eltern 

die Ausweispapiere verweigern, v. a. in ländlichen Gebieten oder bei schlecht ausgebildeten 

Müttern, die ihre Rechte nicht kennen (USDOS 23.4.2024). Kinder unverheirateter Mütter steht 

die marokkanische Staatsangehörigkeit zu. Fälle, in denen ihnen die Ausstellung einer Geburts­

urkunde verweigert wurde, kommen vor (AA 23.12.2024).

Im Rahmen der laufenden Umsetzung des direkten Sozialhilfeprogramms für einkommens­

schwache Familien durch die Regierung bereitet Marokko eine Erhöhung der monatlichen Kin­

derbeihilfen bis 2026 vor. Der Plan sieht außerdem spezielle finanzielle Unterstützung für Waisen 

und vernachlässigte Kinder vor, die in sozialen Einrichtungen leben (MWN 21.10.2025). Waisen, 

Kinder mit Behinderungen und Kinder, die keine Schule besuchen, werden eine spürbare Er­

höhung der monatlichen Unterstützung erfahren (Maghrebi.org 26.10.2025). Die Initiative zielt 

darauf ab, soziale Gerechtigkeit zu fördern, die Zielgruppenansprache zu verbessern und die Le­

bensbedingungen von Kindern und benachteiligten Familien zu verbessern (MWN 21.10.2025).

Bildung ist kostenlos und obligatorisch von sechs bis 15 Jahren (USDOS 23.4.2024). Die so­

ziale Lage vieler Kinder bleibt problematisch. Trotz gestiegener Einschulungszahlen brechen 

weiterhin viele Jugendliche die Schule ab. Die Schulpflicht bis zum 15. Lebensjahr wird aber 

v. a. in ländlichen Regionen nicht konsequent umgesetzt. Der Anteil von Analphabetinnen und 

Analphabeten in der Bevölkerung liegt nach offiziellem Durchschnitt bei 24 % (in abgelegenen 

Gebieten höher), sinkt aber stetig. Bei Frauen und Mädchen liegt die Quote deutlich höher (AA 

23.12.2024). Die Hauptprobleme im öffentlichen Bildungswesen sind die hohe Abbrecherquote, 

die begrenzte Anzahl von Schulen in ländlichen Gebieten und die Diskrepanz zwischen den in 

den Schulen vermittelten Fähigkeiten und den Anforderungen des Arbeitsmarktes. Überfüllte 

Klassenzimmer, demotivierte und unterbezahlte Lehrer (die manchmal unter extrem schwie­
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rigen und unsicheren Bedingungen arbeiten) sowie ein Mangel an ausgebildeten Pädagogen 

erschweren das Problem zusätzlich (BS 19.3.2024).

Im Jahr 2018 setzte sich das Königreich das nationale Ziel, bis 2028 einen universellen Zugang 

zur Vorschulerziehung für Kinder im Alter von 4 bis 5 Jahren zu gewährleisten - vor allem für 

benachteiligte, ländliche Gemeinden. In den sechs Jahren stieg die Einschulungsquote im Vor­

schulbereich landesweit rasant an, von 45 % auf 80 % und in ländlichen Gebieten von 33 % auf 

91 %. Zugleich wurden auch über 9.500 Stellen für Erzieherinnen und Erzieher geschaffen. Die 

Einschulungsquote von Mädchen stieg von 25 % im Jahr 2017 auf 93 % im Jahr 2024 und mar­

kiert damit einen wichtigen Schritt zur Schließung der Geschlechterlücke in der frühkindlichen 

Bildung. Hunderttausende haben bereits den Übergang in die Grundschule geschafft. Diese 

Fortschritte tragen dazu bei, die Bildungsunterschiede zwischen Stadt und Land zu verringern 

(World Bank Group 24.9.2025).

Auf dem Land stellt Kinderarbeit weiterhin ein großes Problem dar. Es sind etwa 113.000 Kin­

der zwischen 7 und 17 Jahren betroffen, was rund 5 % der Kinder ausmacht. Viele arbeiten in 

Privathaushalten unter teilweise unwürdigen Bedingungen und können Missbrauch und Ausbeu­

tung ausgesetzt sein. Verstöße gegen das im August 2017 verabschiedete Gesetz zum Schutz 

minderjähriger Haushaltsangestellten (Petites Bonnes) sind keine Seltenheit (AA 23.12.2024).

Der Kodex legt 18 als Mindestalter für die Eheschließung fest (HRW 11.1.2024; vgl. USDOS 

23.4.2024), erlaubt Richtern jedoch, auf Antrag ihrer Familien „Ausnahmen“ für die Eheschlie­

ßung von Mädchen im Alter von 15 bis 18 Jahren zu gewähren (HRW 17.1.2025; vgl. AA 

23.12.2024, USDOS 23.4.2024). 2022 wurde Anträgen zur Verheiratung Minderjähriger in 

13.650 Fällen (bei ca. 20.100 Anträgen) stattgegeben, wobei hierzu noch eine etwa gleiche An­

zahl von informellen Eheschließungen nach islamischem Ritus ohne gerichtliche Genehmigung 

vermutet wird (AA 23.12.2024). Die Regierung führte eine nationale Sensibilisierungskampagne 

gegen die Heirat von Minderjährigen durch (USDOS 23.4.2024).

Missbrauch von Kindern stellt ein Problem dar (AA 23.12.2024). Das Gesetz verbietet Kindes­

missbrauch. Gemäß NGOs, Menschenrechtsgruppen, Medien und UNICEF ist Kindesmiss­

brauch weit verbreitet. Strafverfolgungen wegen Kindesmissbrauchs waren äußerst selten. Die 

Regierung meldete 190 Fälle von Kindesmissbrauch, die von der Staatsanwaltschaft in der 

ersten Jahreshälfte untersucht wurden. Einige NGOs, die sich für die Rechte von Kindern ein­

setzen, äußerten sich besorgt über das Fehlen von Gesetzen zur Verfolgung von Fällen von 

Inzest (USDOS 23.4.2024).

Die Strafmündigkeit liegt aktuell bei 12 Jahren (AA 23.12.2024). Kinderarbeitern werden grund­

legende Rechte verweigert und sie werden häufig von ihren Arbeitgebern missbraucht. Ein 

Arbeitsgesetz aus dem Jahr 2018, das junge Frauen, die als Hausangestellte beschäftigt sind, 

schützen soll, schreibt Arbeitgebern die Verwendung schriftlicher Verträge vor, legt ein Mindest­

arbeitsalter von 18 Jahren nach einer fünfjährigen Einführungsphase fest, schreibt einen freien 

Tag pro Woche vor und legt einen Mindestlohn fest. Rechtsgruppen kritisierten, dass das Ge­

setz keine Unterstützung für die Wiedereingliederung von Hausangestellten in die Gesellschaft 

vorsieht und dass es Mädchen unter 18 Jahren bis 2023 erlaubte, zu arbeiten (FH 25.4.2024).
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Das Gesetz verbietet kommerzielle sexuelle Ausbeutung, Verkauf, Angebot oder Beschaffung 

von kommerziellem Sex sowie Praktiken im Zusammenhang mit Kinderpornografie. Das Min­

destalter für einvernehmlichen Geschlechtsverkehr beträgt 18 Jahre. Die Strafen für die sexuelle 

Ausbeutung von Kindern nach dem Strafgesetzbuch reichen von zwei Jahren bis zu lebens­

langer Haft und Geldstrafen (USDOS 23.4.2024). Statistiken hierzu sind nicht erhältlich. In der 

Mehrzahl der Fälle von Kinderprostitution handelt es sich um Kinder aus ländlichen Gegenden, 

die zum Geldverdienen in die Stadt geschickt werden. Das Strafgesetz sieht eine Strafe für die 

sexuelle Ausbeutung von Jugendlichen vor. Strafverschärfende Maßnahmen gelten bei minder­

jährigen Opfern (Art 497, 498 Strafgesetzbuch). Verurteilte Vergewaltiger und Pädophile sind 

von einer möglichen Amnestie ausgeschlossen (AA 23.12.2024).

Quellen
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■ BS - Bertelsmann Stiftung (19.3.2024): BTI 2024 Country Report Morocco, https://www.ecoi.net/de/

dokument/2105931.html, Zugriff 31.5.2024

■ FH - Freedom House (25.4.2024): Freedom in the World 2024 - Morocco, https://www.ecoi.net/en/

document/2108054.html, Zugriff 31.5.2024

■ HRW - Human Rights Watch (17.1.2025): World Report 2025 - Morocco and Western Sahara, 

https://www.ecoi.net/de/dokument/2120102.html, Zugriff 2.9.2025

■ HRW - Human Rights Watch (11.1.2024): World Report 2024 - Morocco and Western Sahara, https:

//www.ecoi.net/en/document/2103231.html, Zugriff 31.5.2024

■ Maghrebi.org - Maghrebi.org (26.10.2025): Morocco boosts child benefits amid youth protests, https:

//maghrebi.org/2025/10/26/morocco-boosts-child-benefits-amid-youth-protests, Zugriff 10.11.2025

■ MWN - Marocco World News (21.10.2025): Morocco to Raise Child Allowances in 2026 Under 

Expanded Social Support Program, https://www.moroccoworldnews.com/2025/10/264540/morocc

o-to-raise-child-allowances-in-2026-under-expanded-social-support-program, Zugriff 10.11.2025

■ USDOS - United States Department of State [USA] (23.4.2024): 2023 Country Report on Human 

Rights Practices: Morocco, https://www.ecoi.net/de/dokument/2107779.html, Zugriff 13.5.2024

■ World Bank Group - WBG (24.9.2025): From Vision to Impact: Preschool Enrollment Soars in 

Morocco, https://www.worldbank.org/en/news/feature/2025/09/24/from-vision-to-impact-preschool

-enrollment-soars-in-morocco, Zugriff 10.11.2025

15.3 Homosexuelle
Letzte Änderung 2025-12-02 14:55

Homosexualität ist ein Tabu und widerspricht den traditionellen muslimischen Werten Marokkos 

(CGRS-CEDOCA 9.4.2025). Homosexualität, bzw. einvernehmliche gleichgeschlechtliche se­

xuelle Beziehungen, stehen unter Strafe (CGRS-CEDOCA 9.4.2025; vgl. USDOS 23.4.2024). 

Mit Art. 489 des Strafgesetzes können Haftstrafen von sechs Monate bis drei Jahren bei Ver­

urteilungen verhängt werden (CGRS-CEDOCA 9.4.2025; vgl. HRW 17.1.2025, AI 29.4.2025), 

sowie Geldstrafen (AI 29.4.2025). Restriktive Gesetze blieben eine weitverbreitete Sicherheits­

gefährdung für sexuelle Minderheiten (USDOS 23.4.2024).

Marokko hat im Laufe der Jahre diese Bestimmung verwendet, um Männer zu verfolgen und 

zu inhaftieren, auch wenn es keine Beweise dafür gab, dass sie sich an gleichgeschlechtlichen 

sexuellen Handlungen beteiligt haben (HRW 17.1.2025). Nach Angaben der Regierung verfolg­
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te der Staat in der ersten Hälfte des Jahres 2023 441 Personen wegen gleichgeschlechtlicher 

sexueller Aktivitäten (USDOS 23.4.2024). Im Jahr 2022 wurden 283 Personen wegen gleich­

geschlechtlicher sexueller Handlungen strafrechtlich verfolgt (USDOS 20.3.2023). In Marokko 

werden homosexuelle Beziehungen gemäß Artikel 489 des Strafgesetzbuches geahndet. Es 

gab bereits Strafverfolgungen und Verurteilungen aus diesem Grund. Homosexuelle werden 

jedoch häufiger unter anderen Anklagepunkten festgenommen, wie z. B. Unzucht, Prostitution 

von Minderjährigen, Anstiftung zur Prostitution, Verletzung der Sittlichkeit oder sogar Terrorismus 

(CGRS-CEDOCA 9.4.2025). In Marokko gibt es keine Anti-Diskriminierungsgesetze für Ange­

hörige sexueller Minderheiten (CGRS-CEDOCA 9.4.2025; vgl. USDOS 23.4.2024). Experten 

der Zivilgesellschaft erklärten, dass der Mangel an rechtlichem Schutz und die allgegenwärtige 

Diskriminierung sexueller Minderheiten Bedingungen für chronische Vorurteile und Belästigun­

gen durch marokkanische Behörden und die Öffentlichkeit geschaffen haben. Medien berichten, 

dass Personen innerhalb der LGBTQI+-Gemeinschaft wegen ihrer sexuellen Orientierung oder 

Geschlechtsidentität Gewalt ausgesetzt waren. Gemäß einer regionalen NGO, dienen die Ge­

setze auch dazu, „ gesellschaftliche Vorurteile gegen sexuelle Minderheiten aufrechtzuerhalten 

und Belästigung, Diskriminierung und Gewalt zu schüren“ (USDOS 23.4.2024). Mehrere Quellen 

berichten von Gewalt der Polizei gegen homosexuelle Menschen, wenn sie festgenommen wer­

den, aber auch wenn sie Anzeige erstatten oder während der Haft (CGRS-CEDOCA 9.4.2025; 

vgl. AI 29.4.2025). Insbesondere feminine Männer oder Transmänner sind besonders anfällig 

für polizeiliche Übergriffe. In Marokko gibt es keine sicheren öffentlichen Räume für sexuelle 

Minderheiten. Es kommt zu verschiedenen Formen homophober Gewalt im öffentlichen oder 

privaten Bereich. Die häufigsten Formen sind die Ablehnung und der Ausschluss aus der Familie. 

Öffentliche Übergriffe sind nicht üblich, aber es gibt sie. Mehrere Quellen berichten über eine 

neue Form homophober Gewalt, nämlich Demütigungen und Denunzierungen von Mitgliedern 

sexueller Minderheiten in sozialen Netzwerken (CGRS-CEDOCA 9.4.2025).

Ferner gibt es Berichte über Diskriminierung bei der Beschäftigung, beim Wohnen und bei der 

Gesundheit (CGRS-CEDOCA 9.4.2025; vgl. USDOS 23.4.2024). Die Teilnahme am öffentlichen 

Leben ist für sexuelle Minderheiten begrenzt. Selbstzensur und vorsichtiges Verhalten an öf­

fentlichen Orten scheinen für sexuelle Minderheiten ein Mittel zu sein, um der Bedrohung durch 

homophobe Gewalt zu entgehen (CGRS-CEDOCA 9.4.2025).

LGBT-Vereinigungen sind illegal. Sie operieren als nicht registrierte Organisationen und erhalten 

daher keine finanzielle Unterstützung. Das Hauptziel dieser Gruppen besteht darin, die Familien 

von Homosexuellen zu ersetzen, die aus ihren Wohnungen vertrieben wurden. Es werden 

Maßnahmen zur vorübergehenden Unterbringung ergriffen (CGRS-CEDOCA 9.4.2025).

Quellen

■ AI - Amnesty International (29.4.2025): The State of the World’ s Human Rights; Morocco and 

Western Sahara 2024, https://www.ecoi.net/de/dokument/2124759.html, Zugriff 1.9.2025

■ CGRS-CEDOCA - Office of the Commissioner General for Refugees and Stateless Persons [Belgien] 

(9.4.2025): Maroc Minorités sexuelles, https://www.ecoi.net/en/file/local/2123938/coi_focus_maroc

._minorites_sexuelles_20250409.pdf, Zugriff 3.9.2025

■ HRW - Human Rights Watch (17.1.2025): World Report 2025 - Morocco and Western Sahara, 

https://www.ecoi.net/de/dokument/2120102.html, Zugriff 2.9.2025
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■ USDOS - United States Department of State [USA] (23.4.2024): 2023 Country Report on Human 

Rights Practices: Morocco, https://www.ecoi.net/de/dokument/2107779.html, Zugriff 13.5.2024

■ USDOS - United States Department of State [USA] (20.3.2023): 2022 Country Report on Human 

Rights Practices: Morocco, https://www.ecoi.net/de/dokument/2089139.html, Zugriff 13.5.2024

16 Bewegungsfreiheit
Letzte Änderung 2025-12-02 14:56

Gesetzlich sind innerhalb des Landes Bewegungsfreiheit, Auslandsreisen, Emigration und Wie­

dereinbürgerung gewährleistet. Die Behörden respektieren diese Rechte im Allgemeinen, ob­

wohl sie die Bewegungsfreiheit auf Gebiete beschränkt, in denen weitverbreitete Unruhen herr­

schen (USDOS 23.4.2024). Zudem wird dieses Recht auch in der Praxis eingeschränkt, be­

günstigt durch schlechte wirtschaftliche Bedingungen und Korruption (FH 25.4.2024).

Obwohl die Verfassung solche Maßnahmen verbietet, kommt es ohne Gerichtsverfahren, zu 

willkürlichen oder auch unrechtmäßigen Eingriffen in die Bewegungsfreiheit durch Überwachung 

von Privatpersonen durch die Regierung (USDOS 23.4.2024). Insbesondere diejenigen, die sich 

mit Menschenrechtsfragen befassen, sehen sich mit praktischen Hindernissen konfrontiert. Ihre 

Mitglieder berichten, dass sie überwacht werden und Reisebeschränkungen unterliegen (BS 

19.3.2024).

NGO berichten, dass die Behörden Auslandsreisen manchmal durch eine gerichtliche Anord­

nung von bis zu zwei Monaten Dauer einschränkten, die bis zu fünfmal verlängert werden 

konnte (was einem „ Reiseverbot“ von bis zu einem Jahr entspricht). In der Praxis untersagten 

die Behörden Auslandsreisen für noch längere Zeiträume, vorwiegend für Kritiker, Menschen­

rechtsaktivisten und Journalisten (USDOS 23.4.2024).

Die Sahrauis genießen landesweit uneingeschränkte Bewegungsfreiheit (AA 7.6.2024). Die 

Regierung ermutigte die Rückkehr von Sahraui-Flüchtlingen aus Algerien und anderen Län­

dern, sofern sie die Souveränität der Regierung über die Westsahara anerkennen. Flüchtlinge, 

die zurückkehren wollen, müssen die entsprechenden Reise- oder Ausweispapiere bei einem 

marokkanischen Konsulat im Ausland beantragen (USDOS 14.8.2025).

Quellen

■ AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (7.6.2024): Auswärtiges Amt - Bericht über die asyl- und ab­

schiebungsrelevante Lage in Marokko (Stand: November 2023)

■ BS - Bertelsmann Stiftung (19.3.2024): BTI 2024 Country Report Morocco, https://www.ecoi.net/de/

dokument/2105931.html, Zugriff 31.5.2024

■ FH - Freedom House (25.4.2024): Freedom in the World 2024 - Morocco, https://www.ecoi.net/en/

document/2108054.html, Zugriff 31.5.2024

■ USDOS - United States Department of State [USA] (14.8.2025): 2024 Country Reports on Human 

Rights Practices: Morocco, https://www.ecoi.net/de/dokument/2128483.html, Zugriff 2.9.2025

■ USDOS - United States Department of State [USA] (23.4.2024): 2023 Country Report on Human 

Rights Practices: Morocco, https://www.ecoi.net/de/dokument/2107779.html, Zugriff 13.5.2024

17 IDPs und Flüchtlinge
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Letzte Änderung 2025-12-02 14:58

Marokko ist sowohl Herkunftsland von Migration in Richtung Europa als auch Transitland für 

irreguläre Migration und Schlepperei aus der Sub-Sahara (AA 23.12.2024; vgl. ÖB Rabat 

28.10.2025, UNHCR 31.7.2025). Marokko kooperiert mit der EU (FRONTEX) und insbesondere 

Spanien (ÖB Rabat 28.10.2025).

Das Gesetz sieht die Gewährung des Flüchtlingsstatus vor. Die Regierung arbeitet mit UNHCR 

und anderen humanitären Organisationen, um Flüchtlingen, zurückkehrenden Flüchtlingen und 

Asylwerbern sowie anderen vulnerablen Personen Schutz und Hilfe zukommen zu lassen. Asyl­

anträge und Entscheidungen über die Flüchtlingseigenschaft werden in Marokko traditionell 

ausschließlich durch UNHCR durchgeführt bzw. erfolgt der Zugang zum Asylrecht über UNHCR. 

Im September 2024 waren etwa 20.000 Flüchtlinge und Asylsuchende beim UNHCR registriert 

(USDOS 14.8.2025). Im Juni 2019 begann das marokkanische Außenamt Flüchtlingsausweise 

an vom UNHCR anerkannte Flüchtlinge auszugeben. Gemäß UNHCR hatten mit Stand Ende 

2024 11.395 Flüchtlinge damit Zugang zum Bildungs- und Gesundheitssystem, Wohn- bzw. Ar­

beitsgenehmigungen; u.a. etwa die Einschulung von Flüchtlingskindern, Terminvergabe für ärzt­

liche Untersuchungen und Behandlungen, psychosoziale Betreuung von besonders vulnerablen 

Gruppen (Frauen und Kinder mit Gewalterfahrungen), Förderung beim Zugang zu Berufsaus-/-

fortbildungen, Besorgung von Dokumenten und Rechtsberatung (ÖB Rabat 28.10.2025). Bis zur 

Einrichtung eines nationalen Asylsystems setzt das UNHCR die Registrierung neuer Asylwerber 

und die Durchführung von Feststellungen des Flüchtlingsstatus, fort. Alle anerkannten Fälle wer­

den zur Überprüfung an das Bureau des Réfugiés et des Apatrides (BRA) des MAECAMRE als 

interministerielle Kommission für Regularisierung in Rabat weitergeleitet. UNHCR nimmt an den 

Anhörungen der Kommission teil. Bis zum 30.6.2025 wurden 404 Flüchtlinge in 43 Anhörungen 

vom BRA angehört (UNHCR 31.7.2025). Viele Flüchtlinge und Migranten nehmen die Angebote 

des UNHCR und der marokkanischen Regierung nicht in Anspruch, da sie auf ihre Weiterreise 

nach Europa hoffen. 2013 wurde eine Nationale Migrations- und Asylstrategie beschlossen; die 

Regierung hat den Entwurf noch nicht angenommen. Ein Migrationsgesetz aus dem Jahr 2003 

bleibt in Kraft, das die irreguläre Einreise unter Strafe stellt und keine Ausnahme für Flüchtlinge 

und Asylsuchende vorsieht. 2016 wurde ein Gesetz zur Bekämpfung des Menschenhandels 

verabschiedet und Marokko hat nach dem Marrakesch-Gipfel 2018 (Global Compact on Migra­

tion) eine Führungsrolle in Migrationsfragen auf dem afrikanischen Kontinent übernommen; im 

Dezember 2020 wurde das „ Observatoire de la Migration Africaine“ eröffnet (AA 23.12.2024).

Anerkannte Flüchtlinge dürfen üblicherweise arbeiten und haben Zugang zum Gesundheitswe­

sen und zu Bildung, auch Berufsausbildung. Frauen und Kinder werden üblicherweise sofort an­

erkannt und haben sofort Zugang zu Bildung und Gesundheitswesen. Der Zugang zum Gesund­

heitswesen für Asylwerber bleibt allerdings schwierig, wenn sie nicht als Flüchtling anerkannt 

wurden, bzw. wenn sie keine Aufenthaltsgenehmigung haben (USDOS 23.4.2024). Mit Stand 

30.6.2025 waren 8.950 Flüchtlinge und 10.432 Asylsuchende in 82 Orten in Marokko aufhältig. 

Vom 1.1.2025 bis zum 30.6.2025 registrierte das UNHCR 2.403 neue Asylanträge und erkannte 

687 Flüchtlinge an. Insgesamt sind 19.382 Flüchtlinge und Asylsuchende aus über 60 Ländern 

sind beim UNHCR registriert (UNHCR 31.7.2025). Im Rahmen von Regularisierungskampagnen 
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erhielten seit 2014 ca. 50.000 Migranten überwiegend aus Subsahara-Afrika und Syrien einen 

Aufenthaltstitel. Mit der Aufenthaltsgenehmigung erhalten Migranten erleichterten Zugang zu 

Schule, Arbeitsmarkt und Gesundheitsvorsorge (AA 23.12.2024). IOM und UNHCR berichten 

immer wieder von Fällen von Ab- und Rückschiebungen von Illegalen (einschließlich vulnerabler 

Personen) durch die marokkanischen Behörden unter menschenverachtenden Bedingungen 

(Schub-Pingpong an der marokkanisch-algerischen Grenze), davon sind nicht nur Schwarzafri­

kaner betroffen, sondern auch Syrer, die visumfrei nach Algerien hatten einreisen können. Die 

marokkanischen Behörden bringen immer wieder und ohne jeglichen Beistand Gruppen von 

Illegalen aus dem Norden in die städtischen Ballungsräume weiter südlich (Casablanca, Rabat 

…), wo diese buchstäblich auf der Straße landen und auf Almosen angewiesen sind (ÖB Rabat 

28.10.2025). Im August und September 2024 kam es an der Grenze zur spanischen Exklave 

Ceuta zum Versuch einer großen Anzahl von insbesondere marokkanischen Jugendlichen, die 

sich über soziale Medien mobilisiert hatten, die ESP-Grenzbefestigungen zu überwinden. Bis 

auf wenige Ausnahmen, bei denen Jugendliche schwimmend die Exklaven erreichten, wurden 

die Versuche durch marokkanische Sicherheitskräfte abgewehrt (AA 23.12.2024).

Quellen

■ AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (23.12.2024): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in Marokko, https://www.ecoi.net/en/file/local/2122822/Deutschland. Auswärtiges Amt, Bericht 

über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Marokko, 23.12.2024.pdf, Zugriff 8.7.2025

■ ÖB Rabat - Österreichische Botschaft Rabat [Österreich] (28.10.2025): Asylländerbericht der Öster­

reichischen Botschaft zu Marokko

■ UNHCR - United Nations High Commissioner for Refugees (31.7.2025): Morocco: Factsheet - July 

2025 UNHCR

■ USDOS - United States Department of State [USA] (14.8.2025): 2024 Country Reports on Human 

Rights Practices: Morocco, https://www.ecoi.net/de/dokument/2128483.html, Zugriff 2.9.2025

■ USDOS - United States Department of State [USA] (23.4.2024): 2023 Country Report on Human 

Rights Practices: Morocco, https://www.ecoi.net/de/dokument/2107779.html, Zugriff 13.5.2024

18 Grundversorgung
Letzte Änderung 2025-12-04 08:21

Die Marokkanische Wirtschaft befindet sich in einem Transformationsprozess von einer Agrar-

hin zu einer Industrie- und Dienstleistungsgesellschaft (WKO 28.4.2025). Marokko leidet wei­

terhin unter einer anhaltenden Dürre, die wichtige Nutzpflanzen stark beeinträchtigt und die 

Anpassung des Agrarsektors beschleunigt (WB 3.4.2025). Im Dienstleistungsbereich hat sich 

Marokko zu einem wichtigen Finanzstandort entwickelt (ABG 8.2025). Für 2025 wird ein Wirt­

schaftswachstum von 5 % erwartet (WKO 28.4.2025). Die Herausforderungen sind groß: Was­

serknappheit einhergehend mit geringer werdenden Wasserressourcen, wachsender Bevölke­

rung und steigenden Lebensstandards ist ein langfristiges Thema, das Investitionen benötigt 

(ABG 8.2025). Zwar ist Marokko bemüht, seine Abhängigkeit vom Agrarsektor zu reduzieren und 

sich damit widerstandsfähiger gegenüber Klimaschocks zu machen (GTAI 1.8.2025). Aufgrund 

eines traditionellen Agrarmodells, hat die Landwirtschaft weiterhin mit struktureller Wasser­

knappheit zu kämpfen(ABG 8.2025; vgl. GTAI 1.8.2025) und muss sich durch die anhaltenden, 

zu geringen Regenfällen im Winter auf anhaltende Wassermangelwirtschaft einrichten. Massive 
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Ernteausfälle in den letzten Jahren haben das BIP-Wachstum stark gebremst. Um die Wasser­

knappheit zu bekämpfen, wurde eine Vielzahl an Maßnahmen getroffen (WKO 4.2025). Ein ca. 

10 Mrd. EUR Plan inkludiert den Bau von Rückstaubecken, Dämmen und Meerwasser-Entsal­

zungsanlagen (ABG 8.2025), die mit grüner Energie betrieben werden sollen. Brauchwasser aus 

Kläranlagen soll besser genutzt werden und auch Bewässerungssysteme für die Landwirtschaft 

werden durch Importerleichterungen gefördert (WKO 4.2025).

Das Wachstum außerhalb der Landwirtschaft hat in den letzten Monaten an Fahrt gewonnen, 

wobei die industrielle Aktivität den Rückgang im Dienstleistungssektor ausgeglichen hat (WB 

3.4.2025).

Das industrielle Wachstum benötigt Energie, die zunehmend aus erneuerbaren Energiequellen 

geliefert werden soll (WKO 4.2025). Das Land hat schon in erneuerbare Energie investiert. 

Bis 2030 will es 52% seines Stroms aus erneuerbaren Quellen gewinnen (ABG 8.2025; vgl. 

GTAI 15.8.2025). Hier ist zum einen Solar- und Windenergie wachsend, aber auch das Thema 

Wasserstoff ist schon weit fortgeschritten (WKO 4.2025). Marokko positioniert sich auf dem 

Zukunftsmarkt für grünen Wasserstoff (ABG 8.2025). Dieses Ziel soll durch einen Mix aus Solar-

(20%), Wind- (20%) und Wasserkraft (12%) erreicht werden (GTAI 15.8.2025).

Die marokkanische Wirtschaft wird zunehmend exportorientiert. Die Exporte von Waren und 

Dienstleistungen stiegen 2024 im Vergleich zum Vorjahr um 6,3 %. Diese Expansion wurde 

angeführt von Automobilen (+6,3 %), Luftfahrt (+14,9 %), Phosphaten und Derivaten (+13,1 %) 

sowie Tourismuseinnahmen (+7,2 %). Die neuesten Daten unterstreichen einen Trend nach der 

Pandemie, bei dem die Exporte einer ausgewählten Gruppe von Waren und Dienstleistungen 

deutlich schneller gewachsen sind als das nominale BIP. Infolgedessen stieg der Beitrag der 

Exporte von Waren und Dienstleistungen zum BIP Marokkos von 33–35 % in den Jahren vor 

der Pandemie auf durchschnittlich fast 40 % zwischen 2022 und 2024 (WB 3.4.2025).

Die Dienstleistungen werden vom Tourismus dominiert. Dieser erreichte von Jänner bis Mai 2025 

mit 7,2 Millionen Besuchern einen historischen Höchststand. Großereignisse wie der Afrika-Cup 

und die bevorstehende Fußball-WM 2030 sowie umfangreiche Infrastrukturprojekte fördern den 

Sektor zusätzlich (GTAI 1.8.2025). Der Tourismussektor boomt (ABG 8.2025) und trägt weiterhin 

zur wirtschaftlichen Resilienz des Landes bei. Der Ausbau in Infrastruktur im Flug-, Bahn- und 

Freizeitsektor wird gezielt im Zuge des Afrika Cups (CAN) im Dezember 2025 und der WM-2030 

umgesetzt (WKO 4.2025).

Besonders stark vertreten sind der Automobilsektor und die Flugzeugindustrie (ABG 8.2025). 

Die marokkanische Automobilindustrie ist mit 33 % Exportanteil die wichtigste Branche für den 

Außenhandel. Marokko ist mit einer Steigerung der Exporte um 27,4 % im Jahr 2023 zum 

größten Automobilexporteur Afrikas geworden (WKO 4.2025).

Die industrielle Dynamik wird von Phosphaten und Düngemitteln sowie vom Bauwesen angeführt 

(WB 3.4.2025). Der drittwichtigste Devisenbringer ist nach wie vor Phosphat (18 %) (WKO 

4.2025).
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Um die Wertschöpfung zu erhöhen, möchte die staatliche OCP das Produkt durch Zusetzung von 

Ammoniak, das durch im Land erzeugten grünen Wasserstoff hergestellt werden soll, aufwerten. 

Bis 2027 soll das Projekt abgeschlossen sein. Es ist das Einzige bislang in Umsetzung befindli­

che Projekt im Bereich grüner Wasserstoff in Marokko. Für zukünftige Projekte zur Erzeugung 

von grünem Wasserstoff wurden 2024 die Rahmenbedingungen im Offre Maroc Hydrogène Vert 

veröffentlicht (WKO 4.2025).

Investitionen aus dem Ausland, etwa im Automobil- und Luftfahrtsektor, schaffen neue Arbeits­

plätze und die Regierung setzt daher auf Reformen und internationale Kooperationen, um die 

berufliche Ausbildung zu verbessern und die Beschäftigungschancen zu erhöhen (ABG 8.2025).

Während die Arbeitsmärkte in ländlichen Gebieten weiterhin angeschlagen sind, wurden in städ­

tischen Gebieten fast 162.000 neue Arbeitsplätze geschaffen. Langfristige Trends zeigen jedoch, 

dass die Schaffung von Arbeitsplätzen eine strukturelle Herausforderung darstellt. Die unzurei­

chende Schaffung von Arbeitsplätzen spiegelt zum Teil die vergleichsweise großen kumulativen 

Auswirkungen der Schocks nach COVID wider. Die Reformagenda der Regierung hat das Poten­

zial, das Wachstum und die Schaffung von Arbeitsplätzen anzukurbeln, aber ihre Auswirkungen 

auf die Wirtschaftstätigkeit blieben bislang bescheiden (WB 3.4.2025). Der starre Arbeitsmarkt 

und die Arbeitslosigkeit, die mit 13,3 % (Stand: 2. Quartal 2025) bleiben auf einem hohen Niveau 

(GTAI 15.8.2025); laut Kennzahlenanalyse im Wirtschaftsbericht der WKO (4.2025), wird eine 

Arbeitslosenquote bei der Erwerbsbevölkerung zw. 15-64 Jahren auf rund 13,2 % prognostiziert 

(WKO 10.2025). Unter Jugendlichen, Frauen und Hochschulabsolventen fällt der Wert sogar 

noch deutlich höher aus (GTAI 1.8.2025). Die Jugendarbeitslosigkeit liegt bei über 30 %, insbe­

sondere in städtischen Gebieten. Gleichzeitig ist ein Großteil der Erwerbstätigen im informellen 

Sektor tätig, was zu unsicheren Arbeitsbedingungen führt. Die Nachfrage nach qualifizierten 

Arbeitskräften wächst, vor allem in den Bereichen Industrie, IT und erneuerbare Energien, doch 

das Bildungssystem kann diesen Bedarf nur begrenzt decken (ABG 8.2025).

Die Grundversorgung der Bevölkerung ist gewährleistet, Brot, Zucker und Gas werden subven­

tioniert (AA 23.12.2024).

In einer in drei großen marokkanischen Städten, Casablanca, Marrakesch und Tanger, mit 

einem repräsentativen Sample, vom 21.8 bis zum 24.9.2025, durchgeführten Umfrage zur sozio-

ökonomischen Lage wurden folgende Daten erhoben:

Auf die Frage nach den Auswirkungen der aktuellen Wohnkosten einschließlich Miete, Heizung, 

Strom und Wasser gaben 68 % an, dass sie sich die Wohnkosten leisten können. 17 % der 

Befragten können sich die Wohnkosten gerade so leisten. 12 % der Befragten können sich die 

Wohnkosten kaum leisten, während 2 % der Befragten sich die Wohnkosten überhaupt nicht 

leisten können. 1 % gab keine Antwort.

67 % der Befragten schaffen es, ihre Familie ausreichend mit Lebensmitteln zu versorgen, 

während 22 % der Befragten dies gerade so schaffen. 9 % der Befragten schaffen es kaum, ihre 

Familie ausreichend mit Lebensmitteln zu versorgen, während 2 % ihre Familie nicht ausreichend 

mit Lebensmitteln versorgen können.
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57 % aller Befragten schaffen es, ihre Familie mit grundlegenden Konsumgütern wie Kleidung 

oder Schuhen zu versorgen, während 30 % es gerade noch schaffen sich diese zu leisten. 10 % 

der Befragten schaffen es kaum, ihre Familie mit grundlegenden Konsumgütern zu versorgen, 

während 2 % dies gar nicht schaffen. 1 % gab keine Antwort.

Ein Vergleich nach Geschlecht zeigt, dass der Anteil der Vollzeitbeschäftigten unter den männ­

lichen Befragten mit 84 % etwas höher ist als unter den weiblichen Befragten mit 44 %. 11 % 

der weiblichen und 6 % der männlichen Befragten arbeiten in Teilzeit. 1 % der männlichen und 

weiblichen Befragten haben mehrere Teilzeitjobs. 3 % der männlichen und weiblichen Befragten 

sind Saisonarbeiter. Der Anteil der Tagelöhner ist bei Männern mit 5 % etwas höher als bei 

Frauen mit 4 %.

Im Jahresvergleich 2024 zu 2025 ist es zu einer deutlichen Verbesserungen bei den Wohnkosten 

gekommen: Während es 2024 noch 36 % waren, die sich die Wohnkosten leisten konnten, ist 

dieser Anteil 2025 auf 68 % gestiegen. Des Weiteren ist es auch zu Verbesserungen in folgenden 

Bereichen gekommen:

Was die Versorgung der Familie mit Lebensmitteln angeht, konnten 2024 lediglich 30 % der 

Befragten ihre Familie ausreichend mit Lebensmitteln versorgen, wogegen im Jahr 2025 dieser 

Anteil auf 67 % gestiegen ist. So auch im Zugang zu sauberem Trinkwasser. Während 2024 

78 % stets Zugang zu sauberem Trinkwasser hatten, hat sich dieser Anteil 2025 auf 90 % erhöht.

Bei der Versorgung der Familie mit grundlegenden Konsumgütern, waren 2024 gerade einmal 

27 % in der Lage ihre Familie mit grundlegenden Konsumgütern zu versorgen. 2025 ist dieser 

Anteil auf 57 % angestiegen.

Ein beachtlicher Anstieg ist auch im Zugang zu Hygieneartikeln zu beobachten. Während 2024 

43 % der Befragten über alle notwendigen Hygieneartikel verfügten, ist dieser Anteil 2025 auf 

92 % gestiegen (STDOK 27.11.2025). [Anm.: Zu beachten ist, dass es sich hier um eine Be­

fragung in Städten handelt, ländliche Gebiete sind nicht erfasst - hier können Unterschiede im 

Zugang zu Grundnahrungsmitteln und Konsumgütern bestehen.]

Trotz Dezentralisierungsbemühen bestehen weiterhin Ungleichheiten beim Zugang zu grundle­

genden Dienstleistungen (BS 19.3.2024).

Laut Premierminister Aziz Akhannouch erhielten bis Ende April 2025 fast 4 Millionen Familien 

direkte Sozialhilfe, dazu zählen über 12 Millionen Leistungsempfänger, darunter 5,5 Millionen 

Kinder, über eine Million Menschen über 60 Jahre und mehr als 420.000 Witwen (Agenzia Nova 

17.7.2025).

Makroökonomisch wird das Budget für den Sozialschutz voraussichtlich 39 Milliarden Dirham 

im Jahr 2025 erreichen und im Jahr 2026 41 Milliarden überschreiten. Die Regierung hat zudem 

die Rentenversicherung ausgeweitet und beabsichtigt, bis Jahresende eine Arbeitslosenunter­

stützung einzuführen. Zudem sind bis 2026 Lohnerhöhungen für rund 4,25 Millionen Bürge­

rinnen und Bürger (öffentliche und private Angestellte) im Gesamtwert von über 45 Milliarden 

Dirham vorgesehen. Das Paket umfasst allgemeine monatliche Erhöhungen, eine Anhebung 
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des Mindestlohns in nichtlandwirtschaftlichen Sektoren um 15 % und Ausgleichszahlungen für 

Landarbeiter (Agenzia Nova 17.7.2025).

Quellen

■ AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (23.12.2024): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in Marokko, https://www.ecoi.net/en/file/local/2122822/Deutschland. Auswärtiges Amt, Bericht 

über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Marokko, 23.12.2024.pdf, Zugriff 8.7.2025

■ ABG - Africa Business Guide (8.2025): Wirtschaft in Marokko, https://www.africa-business-guide.d

e/de/maerkte/marokko, Zugriff 8.9.2025

■ Agenzia Nova - Agenzia Nova (17.7.2025): Marokko: Über 11 Millionen Bürger haben eine kostenlose 

Krankenversicherung, https://www.agenzianova.com/de/news/marocco-oltre-11-milioni-di-cittadini

-coperti-dallassicurazione-sanitaria-gratuita, Zugriff 29.10.2025

■ BS - Bertelsmann Stiftung (19.3.2024): BTI 2024 Country Report Morocco, https://www.ecoi.net/de/

dokument/2105931.html, Zugriff 31.5.2024

■ GTAI - Germany Trade and Invest (15.8.2025): Energiewirtschaft Marokko, https://www.gtai.de/de/t

rade/marokko-wirtschaft/energiewirtschaft, Zugriff 9.9.2025

■ GTAI - Germany Trade and Invest (1.8.2025): Wirtschaftsausblick Marokko, https://www.gtai.de/de/t

rade/marokko-wirtschaft/wirtschaftsausblick, Zugriff 4.9.2025

■ STDOK - Staatendokumentation des Bundesamts für Fremdenwesen und Asyl [Österreich] 

(27.11.2025): Morocco: Socio-Economic Survey 2025, https://www.ecoi.net/en/file/local/2133234/

2025-11-27_COI_CMS_Dossier Socio-Economic Survey 2025 - MOROCCO, Version_1.pdf, Zugriff 

2.12.2025

■ WB - Weltbank (3.4.2025): Morocco Economic Monitor, https://documents1.worldbank.org/curat

ed/en/099942003212584239/pdf/IDU-f31b9294-4e94-460c-904e-326e75368a2a.pdf, Zugriff 

11.11.2025

■ WKO - Wirtschaftskammer Österreich (10.2025): Marokko Wirtschaftsbericht

■ WKO - Wirtschaftskammer Österreich (28.4.2025): Marokko: Wirtschaftslage, https://www.wko.at/a

ussenwirtschaft/marokko-wirtschaftslage, Zugriff 4.9.2025

■ WKO - Wirtschaftskammer Österreich (4.2025): Wirtschaftsbericht - Marokko, https://www.wko.at/o

e/aussenwirtschaft/marokko-wirtschaftsbericht.pdf, Zugriff 4.9.2025

19 Medizinische Versorgung
Letzte Änderung 2025-12-04 08:54

Die medizinische Grundversorgung ist vor allem im städtischen Raum weitgehend gesichert (AA 

23.12.2024). In Rabat, Casablanca, Tanger und Fes finden sich gute Privatkliniken von hohem 

Standard. Auf dem Lande hingegen, kann die Notfallversorgung und allgemein die medizini­

sche Versorgung bezüglich der apparativen Ausstattung bzw. Hygiene problematisch sein (AA 

6.8.2025; vgl. BMEIA 8.7.2025). Außerhalb der großen Städte ist die medizinische Versorgung 

nur beschränkt gewährleistet (EDA 11.7.2025), dort kann die medizinische Versorgung bezüglich 

der apparativen Ausstattung bzw. Hygiene problematisch sein (AA 12.7.2024). Die Krankenhäu­

ser verlangen vor Behandlungen eine finanzielle Garantie oder eine Vorschusszahlung (EDA 

11.7.2025).

Die wichtigste Errungenschaft der Regierung war die Einführung der medizinischen Pflichtver­

sicherung. Der Staat ist der primäre Anbieter von Gesundheitsleistungen, und außerhalb der 

großen Städte sind die Gesundheitsdienste nach wie vor sehr begrenzt. In ländlichen Gebieten 

bieten die Gesundheitszentren hauptsächlich Präventivmedizin an; und beim Zugang zur Ge­

sundheitsversorgung bestehen weiterhin Ungleichheiten zwischen städtischen und ländlichen 
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Gebieten, da sich die meisten Krankenhäuser und Ärzte in den Großstädten befinden, und so 

hat ein erheblicher Teil der Bevölkerung immer noch keinen Zugang zu grundlegenden Gesund­

heitsdiensten. In Marokko gibt es mehr private Krankenhäuser als öffentliche Einrichtungen: 389 

von 613 Einrichtungen sind private Kliniken (BS 19.3.2024).

Der Sektor (Gesundheitswesen) leidet unter einem Mangel an verfügbaren Fachkräften und 

finanziellen Ressourcen, und ist durch Misswirtschaft und Verschwendung von Mitteln gekenn­

zeichnet. Der Mangel an Gesundheitspersonal und Krankenhausbetten trägt zu einer niedrigen 

Qualität der Gesundheitsversorgung bei. Im Jahr 2022 waren nur 23 % der Marokkaner mit dem 

Gesundheitssystem zufrieden (BS 19.3.2024).

Bei einer mit einem repräsentativen Sample (n = 607) in drei großen Städten, Casablanca, 

Marrakesch und Tanger, im Zeitraum vom 21.8 bis zum 24.9.2025, durchgeführten Umfrage zur 

sozio-ökonomischen Lage konnten folgende Daten erhoben werden:

76 % der Befragten haben immer Zugang zu Impfungen und können sich diese leisten, wäh­

rend 9 % Zugang haben, sich diese aber nicht leisten können. 4 % haben keinen Zugang zu 

Impfungen. 11 % haben keine Antwort gegeben.

68 % der Umfrageteilnehmer haben immer Zugang zu Medikamenten und Arzneimitteln und 

können sich diese leisten, während 19 % Zugang haben, sich diese aber nicht leisten können. 

2 % haben überhaupt keinen Zugang zu Medikamenten oder Arzneimitteln. 11 % haben keine 

Antwort gegeben.

Was die medizinische Grundversorgung wie einen Hausarzt betrifft, so haben 62 % der Befragten 

immer Zugang und können sich einen Besuch leisten, während 23 % Zugang haben, sich aber 

keinen Hausarzt leisten können. 3 % haben keinen Zugang zur medizinischen Grundversorgung. 

12 % haben keine Antwort gegeben.

54 % der Teilnehmer haben immer Zugang zu einem Facharzt (Zahnarzt, Augenarzt, Gynäkologe, 

Kinderarzt) und können sich diesen leisten, während 30 % Zugang haben, sich den Besuch 

jedoch nicht leisten können. 4 % haben überhaupt keinen Zugang zu einem Facharzt. 12 % 

haben keine Antwort gegeben.

30 % der Teilnehmer haben immer Zugang zu fortgeschrittenen Behandlungen wie Operationen 

oder Krebsbehandlungen und können sich diese leisten. 40 % haben Zugang zu fortgeschrit­

tenen Behandlungen, können sich diese aber nicht leisten, während 11 % überhaupt keinen 

Zugang haben. 19 % haben keine Antwort gegeben (STDOK 27.11.2025).

Im Jahresvergleich 2024 zu 2025 konnte Folgendes festgestellt werden:

Während im Jahr 2024 28 % stets Zugang zu Impfungen hatten und sich diese leisten konnten, 

ist dieser Anteil im Jahr 2025 auf 76 % gestiegen. Der Anteil derjenigen, die überhaupt keinen 

Zugang hatten, ist von 11 % im Jahr 2024 auf 4 % im Jahr 2025 gesunken.
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Während 2024 44 % jederzeit Zugang zu Medikamenten und Arzneimitteln hatten und sich diese 

leisten konnten, ist dieser Anteil 2025 auf 68 % gestiegen. Der Anteil derjenigen, die überhaupt 

keinen Zugang hatten, ist jedoch von 12 % im Jahr 2024 auf 2 % im Jahr 2025 deutlich gesunken.

Während 2024 36 % immer Zugang zu medizinischer Grundversorgung (Hausarzt) hatten und 

sich diese leisten konnten, ist dieser Anteil 2025 auf 62 % gestiegen. Der Anteil derjenigen, 

die überhaupt keinen Zugang hatten, ist jedoch von 11 % im Jahr 2024 auf 3 % im Jahr 2025 

zurückgegangen.

Während 2024 32 % jederzeit Zugang zu einem Facharzt hatten und sich diesen leisten konnten, 

ist dieser Anteil bis 2025 auf 54 % gestiegen. Der Anteil derjenigen, die überhaupt keinen Zugang 

hatten, ist allerdings von 27 % im Jahr 2024 auf 4 % im Jahr 2025 zurückgegangen.

Während 2024 29 % Zugang zu fortschrittlichen Behandlungen hatten, sich diese aber nicht 

leisten konnten, ist dieser Anteil 2025 auf 40 % gestiegen. Der Anteil derjenigen, die überhaupt 

keinen Zugang hatten, ist von 38 % im Jahr 2024 auf 11 % im Jahr 2025 signifikant zurückge­

gangen.

Während 2024 33 % immer Zugang zu medizinischer Diagnostik hatten und sich diese leisten 

konnten, ist dieser Anteil 2025 auf 52 % gestiegen. Der Anteil derjenigen, die überhaupt keinen 

Zugang hatten, ist ebenfalls deutlich von 36 % im Jahr 2024 auf 6 % im Jahr 2025 zurückge­

gangen (STDOK 27.11.2025). [Anm.: Zu beachten ist, dass es sich hier um eine Befragung in 

Städten handelt, ländliche Gebiete sind nicht erfasst - hier kann ein großer Unterschied v. a. in 

der medizinischen Versorgung bestehen.]

Chronische und psychiatrische Krankheiten oder auch HIV/AIDS lassen sich in Marokko vor­

zugsweise in privaten Krankenhäusern behandeln. Bei teuren Spezialmedikamenten soll es in 

der öffentlichen Gesundheitsversorgung z. T. zu Engpässen kommen. Bei entsprechender Fi­

nanzkraft ist fast jedes lokal produzierte oder importierte Medikament erhältlich (AA 23.12.2024).

Marokko verfolgt eine nationale HIV-Strategie und verfügt über 16 spezialisierte Behandlungs­

zentren. Gleichwohl werden HIV-infizierte Patientinnen und Patienten Diskriminierungen aus­

gesetzt. Wird die notwendige medizinische Behandlung verweigert, sorgen NGOs für Abhilfe 

(AA 23.12.2024).

Das marokkanische Sozialversicherungssystem deckt Beschäftigte im öffentlichen und privaten 

Sektor ab. Die Caisse Nationale des Organismes de Prévoyance Sociale (CNOPS), die 2019 

in die Caisse Marocaine de l’Assurance Maladie (CMAM) umgewandelt wurde, deckt Staats­

bedienstete und Studenten ab. Die Zahl der Begünstigten erreichte im Jahr 2020 7,3 Millionen. 

Die Caisse Nationale de Sécurité Sociale (CNSS) deckt Angestellte in der Privatwirtschaft und 

Selbstständige ab. Mit der Einführung der obligatorischen Krankenversicherung im Jahr 2020 

übersteigt die Zahl der Versicherten Anfang 2023 23 Millionen (BS 19.3.2024). Mittellose Per­

sonen können auf Antrag bei der Präfektur eine „ Carte RAMED“ zur kostenfreien Behandlung 

erhalten. Eine umfassende Reform der sozialen Sicherungssysteme, die eine allgemeine Kran­

ken-, Familien-, Renten- und Arbeitslosenversicherung umfassen soll, ist in Arbeit und soll bis 

2026 abgeschlossen sein (AA 23.12.2024).
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Seit Juni 2025 profitieren nun mehr als 11,4, Millionen marokkanische Bügerinnen und Bürger 

von der kostenlosen obligatorischen Krankenversicherung (Amo-Tadamon) und ist denjenigen 

vorbehalten, die sich die Zahlung der Beiträge nicht leisten können. Diese Reform so Premier­

minister Azis Akhanuch, deckt rund vier Millionen Familien ab und sichert eine kostenlosen 

Zugang zu öffentlichen Gesundheitsdiensten. Über den nationalen Sozialversicherungsfond 

stehen auch Leistungen des privaten Sektors zur Verfügung (Agenzia Nova 17.7.2025).

Quellen

■ AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (6.8.2025): Marokko: Reise- und Sicherheitshinweise, https:

//www.auswaertiges-amt.de/de/reiseundsicherheit/marokkosicherheit-224080, Zugriff 1.9.2025

■ AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (23.12.2024): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in Marokko, https://www.ecoi.net/en/file/local/2122822/Deutschland. Auswärtiges Amt, Bericht 

über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Marokko, 23.12.2024.pdf, Zugriff 8.7.2025

■ AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (12.7.2024): Marokko: Reise- und Sicherheitshinweise, https:

//www.auswaertiges-amt.de/de/ReiseUndSicherheit/marokkosicherheit/224080#content_4, Zugriff 

12.7.2024

■ Agenzia Nova - Agenzia Nova (17.7.2025): Marokko: Über 11 Millionen Bürger haben eine kostenlose 

Krankenversicherung, https://www.agenzianova.com/de/news/marocco-oltre-11-milioni-di-cittadini

-coperti-dallassicurazione-sanitaria-gratuita, Zugriff 29.10.2025

■ BMEIA - Bundesministerium für Europäische und Internationale Angelegenheiten [Österreich] 

(8.7.2025): Reiseinformation Marokko, https://www.bmeia.gv.at/reise-services/reiseinformation/lan

d/marokko, Zugriff 1.9.2025

■ BS - Bertelsmann Stiftung (19.3.2024): BTI 2024 Country Report Morocco, https://www.ecoi.net/de/

dokument/2105931.html, Zugriff 31.5.2024

■ EDA - Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten [Schweiz] (11.7.2025): Rei­

sehinweise für Marokko, https://www.eda.admin.ch/eda/de/home/vertretungen-und-reisehinweise

/marokko/reisehinweise-fuermarokko.html#eda46c907, Zugriff 1.9.2025

■ STDOK - Staatendokumentation des Bundesamts für Fremdenwesen und Asyl [Österreich] 

(27.11.2025): Morocco: Socio-Economic Survey 2025, https://www.ecoi.net/en/file/local/2133234/

2025-11-27_COI_CMS_Dossier Socio-Economic Survey 2025 - MOROCCO, Version_1.pdf, Zugriff 

2.12.2025

20 Rückkehr
Letzte Änderung 2025-12-04 09:04

Das Stellen eines Asylantrags im Ausland ist nicht strafbar und wird nach Erkenntnissen des 

Auswärtigen Amts von den Behörden nicht als Ausdruck oppositioneller Gesinnung gewertet 

(AA 23.12.2024).

Die Kontrollen an den offiziellen Grenzübergangspunkten sind gründlich und umfassend. Erfor­

derlich für die Einreise ist ein Reisepass oder Sonderpapier für bestimmte Grenzgängerinnen 

und Grenzgänger oder ein von einer marokkanischen Auslandsvertretung ausgestellter Laissez-

passer zur Rückreise. Jede Ein- oder Ausreise wird an den Grenzübertrittstellen erfasst und in 

einem zentralen Computersystem zusammengeführt; an den Flughäfen werden keine Handzet­

tel mehr ausgefüllt. Jedes vorgelegte Reisedokument erhält einen Ein- bzw. Ausreisestempel 

mit Datumsangabe und Grenzübergangsstelle. Der EU-Laissez-Passer wird zur Einreise nicht 

anerkannt (AA 23.12.2024).
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Auf institutioneller Basis wird Rückkehrhilfe überwiegend von der IOM organisiert, sofern eine 

diesbezügliche Vereinbarung mit der IOM getroffen wurde. Österreich hat keine solchen bi­

lateralen Abmachungen getroffen, sondern bietet Rückkehrhilfe für freiwillige marokkanische 

Staatsbürger nach Marokko einerseits über die bundesweite Rückkehrberatung der BBU (Bun­

desbetreuungsagentur) an, als auch eine Reintegrationsunterstüzung vor Ort (bei Erfüllen der 

Kriterien). Dies erfolgt im Rahmen des EU Reintegration Programme (dzt. globaler Partner: 

Caritas Belgium, lokaler Partner: Fondation Orient Occident). Eine wichtige Unterstützung für 

Rückkehrer ohne eigene finanzielle Mittel ist aber nach wie vor der eigene Familienverband (ÖB 

Rabat 28.10.2025; vgl. UNHCR o.D.).

Das Reintegrationsprogramm „ Frontex − Joint Reintegration Services“ (FX JRS) bietet Rückkeh­

ren, in Kooperation mit einer lokalen Partnerorganisation Unterstützung bei Ihrer Reintegration 

in Ihr Heimatland an. Das Postarrival Paket im Wert von € 615 dient der unmittelbaren Un­

terstützung nach der Ankunft in Marokko. Es beinhaltet folgende Sofortleistungen: Nach der 

Begrüßung am Flughafen durch einen Reintegrationspartner und des Airports Pick-up, wie auch 

Unterstützung bei der Weiterreise(Organisation und Kostenübernahme), erhalten Rückkehreru. 

a.eine prepaidSIM-Karte, Hygieneartikel (Zahnbürste, Zahnpasta, Seife, Shampoo, etc.), eine 

Flasche Wasser, ein warmes Essen (auch als Gutschein möglich), altersgerechtes Spielzeug für 

Kinder. Zudem wird eine temporäre Unterkunft für bis zu drei Tage nach der Ankunft bereitgestellt 

und nach Bedarf auch unmittelbare medizinische Unterstützung (BMI 2025).

Des Weiteren sollte die rückkehrende Person keine oder weniger Sofortleistungen benötigen, 

erhält sie den anteiligen Betrag der € 615 vom lokalen Partner in bar ausbezahlt (BMI 2025).

Zur längerfristigen Reintegrationsunterstützung erhalten Rückkehrer ein Postreturn Paket in der 

Höhe von Euro 2.000. Davon Euro 200 als Bargeld und Euro 1.800 in Form von Sachleistungen 

auf Grundlage eines Reintegrationsplans, der mithilfe der lokalen Partnerorganisation in den 

ersten sechs Monaten nach der Rückkehr erstellt wird. Zu den angebotenen Sachleistungen des 

Postreturnpakets gehören unter anderem: Unterstützung bei der Gründung eines Kleinunter­

nehmens, Bildungsmaßnahmen, Trainings, Unterstützung beim Eintritt in den Arbeitsmarkt, bei 

der Einschulung von Kindern. Es können auch rechtliche und administrative Beratungsleistun­

gen, Familienzusammenführung, Unterstützung im Zusammenhang mit Wohnen und Haushalt 

(Einrichtung) und medizinische und psychosoziale Unterstützung angenommen werden (BMI 

2025).

Für die Rückführung von unbegleiteten Minderjährigen steht in der Theorie Art. 33 des Haager 

Kinderschutzübereinkommens zur Verfügung. Bisher wurde dieses Instrument jedoch noch nicht 

genutzt und dürfte in der Praxis daran scheitern, dass bei fehlender Mitwirkung des Minderjäh­

rigen die Ursprungsfamilie durch die Behörden nicht identifiziert und somit die marokkanische 

Staatsangehörigkeit nicht nachgewiesen werden kann (AA 23.12.2024).
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Quellen

■ AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (23.12.2024): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in Marokko, https://www.ecoi.net/en/file/local/2122822/Deutschland. Auswärtiges Amt, Bericht 

über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Marokko, 23.12.2024.pdf, Zugriff 8.7.2025

■ BMI - Bundesministerium für Inneres [Österreich] (2025): Return from Austria - Marokko, https:

//www.returnfromaustria.at/morocco/morocco_deutsch.html, Zugriff 10.9.2025

■ ÖB Rabat - Österreichische Botschaft Rabat [Österreich] (28.10.2025): Asylländerbericht der Öster­

reichischen Botschaft zu Marokko

■ UNHCR - United Nations High Commissioner for Refugees (o.D.): UNHCR Morocco, https://help.u

nhcr.org/morocco/en/about-us, Zugriff 6.9.2024

21 Rückkehrunterstützung des österreichischen Staates
Letzte Änderung 2025-01-09 14:36

[Dieses Kapitel basiert auf Informationen, die von der Bundesagentur für Betreuungs- und Un­

terstützungsleistungen (BBU GmbH) mit Stand Dezember 2024 zur Verfügung gestellt worden 

sind (BMI 6.12.2024). Im Bereich der Rückkehrunterstützung kann es zu kurzfristigen Änderun­

gen kommen. Für weitere Informationen sei auf die entsprechendeSeite der BBU verwiesen].

Die Mitarbeiter der Bundesagentur für Betreuungs- und Unterstützungsleistungen (BBU GmbH) 

informieren individuell über die Möglichkeiten der freiwilligen Rückkehr bzw. die verfügbaren 

Unterstützungsleistungen.

Die Rückkehrunterstützung umfasst folgende Leistungen:

• Kostenlose individuelle Beratung zur freiwilligen Rückkehr einschließlich Antragsstellung 

auf finanzielle Unterstützung durch die BBU

• Organisatorische Unterstützung bei der Reisevorbereitung

• Übernahme der Heimreisekosten

• Finanzielle Starthilfe in Höhe von bis zu € 900

• Reintegrationsprogrammteilnahme nach der Rückkehr im Zielland

Ein Rechtsanspruch auf diese Unterstützungsleistungen besteht nicht. Die Bewilligung erfolgt 

durch das österreichische Bundesamt für Fremdwesen und Asyl (BFA). Weitere Informationen 

zu den aktuellen Unterstützungsangeboten (Rückkehrunterstützung inkl. Reintegrationsunter­

stützung) sind auf der Webseite www.returnfromaustria.atverfügbar.

Die BBU unterstützt sowohl bei der Reiseplanung und der Flugbuchung als auch bei der Be­

schaffung von Heimreisedokumenten, einer ggf. notwendigen medizinischen Versorgung sowie 

mit der Übernahme der Rückreisekosten. Organisatorische Unterstützung kann grundsätzlich 

in jeder Verfahrenskonstellation gewährt werden. Voraussetzung für die Gewährung der Über­

nahme der Heimreisekosten ist die Mittellosigkeit der rückkehrenden Person.
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Finanzielle Starthilfe

Die Höhe der finanziellen Starthilfe ist in einem degressiven Modell geregelt und staffelt sich 

nach dem Zeitpunkt der Antragstellung auf unterstützte freiwillige Rückkehr:

• Während des laufenden asyl- oder fremdenrechtlichen Verfahrens bis ein Monat nach 

Rechtskraft der Rückkehrentscheidung: € 900,00 pro Person; ab einem Monat nach Rechts­

kraft der Rückkehrentscheidung: € 250,00 pro Person

• Kernfamilien: Maximalbetrag von € 3.000 pro Familie

• Sonderkonstellation: Für vulnerable Rückkehrende, die grundsätzlich von der finanziellen 

Starthilfe ausgeschlossen wären, kann nach individueller Einzelfallprüfung durch das Bun­

desamt für Fremdenwesen und Asyl (BFA) ein einmaliger Betrag von €  250,00 pro Person 

gewährt werden.

Kriterien für den Erhalt der finanziellen Starthilfe und der Reintegrationsunterstützung (Ausnah­

men im Einzelfall möglich):

• Freiwillige Ausreise

• Finanzielle Bedürftigkeit bzw. Mittellosigkeit

• Erstmaliger Bezug der Unterstützungsleistung

• Nachhaltigkeit der Ausreise

• Keinerlei Evidenz eines Sicherheitsrisikos durch die freiwillige Rückkehr

• Keine schwere Straffälligkeit

Ausgeschlossen vom Bezug der finanziellen Starthilfe sind EWR-Bürger, Personen aus den 

Westbalkan-Staaten sowie Staatsangehörige von Ländern mit visumsfreier Einreise nach Ös­

terreich (z.B. Georgien, Moldawien). Sonderkonstellation: Für vulnerable Rückkehrende aus 

diesen Regionen, die grundsätzlich von der finanziellen Starthilfe ausgeschlossen wären, kann 

nach individueller Einzelfallprüfung durch das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl (BFA) 

ein einmaliger Betrag von €  250,00 pro Person gewährt werden

Reintragrationsunterstützung

Für 42 Herkunftsländer können freiwillige Rückkehrer im Sinne des Leitgedankens „ Rückkehr 

mit Perspektiven“ Reintegrationsunterstützung im Wert von bis zu € 3.500 beantragen.

Die Abwicklung des Reintegrationsangebots erfolgt mit den Kooperationspartnern:

• Frontex (EU Reintegrationsprogramm EURP)

• IOM Österreich (Reintegrationsprogramm RESTART IV)

• Caritas Österreich (Reintegratonsprogramm IRMA plus III)

• OFII (französische Migrationsbehörde „French Office for Immigration and Integration“)
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• ETTC (im Irak tätige NGO „European Technology and Training Centre“)

Im Rahmen der Reintegrationsprogramme erhalten Rückkehrende umfassende Unterstützung 

bei der Wiedereingliederung in ihrem Herkunftsland. Dazu gehören individuelle, persönliche 

Beratung und vorwiegend Sachleistungen z. B. wirtschaftliche, soziale und psychosoziale Hilfen. 

Die Programme bieten ein breites Spektrum an Leistungen, um einen optimalen Einsatz der 

Mittel zu gewährleisten.

Weitere Informationen zu den jeweiligen Programmen bzw. für welche Herkunftsländer diese 

angeboten werden, sind den oben angeführten Seiten zu entnehmen (BMI 6.12.2024).

Quelle

■ BMI - Bundesministerium für Inneres [Österreich] (6.12.2024): Österreichische Rückkehrunter­

stützung – Übersicht der Leistungen
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22.1 Urheberrecht

Diese Publikation und alle darin enthaltenen Daten sind urheberrechtlich geschützt. Alle Ver­

wertungsrechte liegen bei der Fachstelle für Herkunftsländerinformationen des Bundesamtes 

für Fremdenwesen und Asyl. Die Vervielfältigung und Verbreitung in jeglicher Form - zu kom­

merziellen und nicht kommerziellen Zwecken - ist nur mit vorheriger schriftlicher Genehmigung 

durch das Referat Herkunftsländerinformationen des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl 

gestattet.

22.2 Hinweis zum Datenschutz

Die Herkunftsländer-Informationsstelle des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl verarbei­

tet Daten in Übereinstimmung mit der General Data Protection Regulation (GDPR. Verordnung 

(EU) des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher 

Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 

Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG) und des österreichischen Datenschutzgesetzes (Bundes­

gesetz über den Schutz personenbezogener Daten, BGBl. I Nr. 165/1999 idgF). Zum Zweck der 

Verteilung werden Name, Post- und/oder E-Mail-Adressen gespeichert. Den Empfängern stehen 

die allgemeinen Rechte auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, Einschränkung, Datenübertrag­

barkeit, Widerruf und Widerspruch zu. Das Abonnement kann jederzeit gekündigt werden (E-Mail 

mit dem Betreff „ unsubscribe“ an BFA-Staatendokumentation@bmi.gv.at).

Informationen zum E-Mail-Verkehr mit dem BMI (Kundmachung gemäß § 13 Abs. 2 AVG) https:

//www.bmi.gv.at/Impressum/email_richtlinien.aspx

Hinweise für elektronische Anbringen (96,7 KB)

https://www.bfa.gv.at/Kontakt/files/Kundmachung_nach_13_Abs_2_und_5_AVG.pdf

Amtssignatur – Bildmarke (117,7 KB)

https://www.bfa.gv.at/Impressum/files/Amtssignatur-Bildmarke_Veroeffentlichungstext-Neu_2

023_sgn.pdf 

22.3 Veröffentlichte Versionen

• Version 9, Gültig von 25-11-2024 bis 04-12-2025
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• Version 8, Gültig von 20-09-2023 bis 25-11-2024

• Version 7, Gültig von 11-08-2023 bis 20-09-2023

• Version 6, Gültig von 03-10-2022 bis 11-08-2023

• Version 5, Gültig von 13-06-2022 bis 03-10-2022

• Version 4, Gültig von 18-11-2021 bis 13-06-2022

• Version 3, Gültig von 01-10-2021 bis 18-11-2021

• Version 2, Gültig von 18-03-2021 bis 01-10-2021

• Version 1, Gültig von 09-04-2020 bis 18-03-2021
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